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Gescheitert 

Die G20 machen nicht 
einmal mehr den 
Versuch, die Probleme 
der Weltwirtschaftskrise 
effektiv anzugehen. 
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Bis an die Zähne 
hochgerüstet 

Saudi-Arabien ist nach 
Israel die bestgerüstete 
Macht der Region. Inter¬ 
view mit Arno Neuber. 
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Die Parteifrage 

Auszüge aus einem Rund¬ 
tischgespräch zum 25. Jah¬ 
restag der DKP und aus 
einem Artikel von Willi 
Gerns aus dem Jahr 1988. 
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B ei den griechischen Wahlen wur¬ 
de die neoliberale Mehrheit da¬ 
durch gerettet, dass dem grie¬ 
chischen Volk in einer Propaganda¬ 
schlacht sondergleichen vorgegaukelt 
wurde, es ginge um die Entscheidung 
für oder gegen den Euro, für oder 
gegen Europa. Das war eine glatte 
Lüge - aber sie hat funktioniert. 
Josef Ackermann, nun Ex-Chef der 
Deutschen Bank, ist dreist genug 
eine Lüge ähnlichen Inhaltes, aber 
deutlich größeren Ausmaßes vor¬ 
zuschlagen. Im Handelsblatt vom 
15. Juni sinniert Ackermann darüber, 
dass weder der Bundestag („unsag¬ 
bar schwer“) noch die deutsche Be¬ 
völkerung („komplett dagegen“) zur 
Zeit bereit wären, weitere Milliarden 
für sogenannte Rettungsmaßnahmen 
auszugeben. 

Der Kanzlerin empfiehlt Ackermann 
deswegen Parlament und Bevölke¬ 
rung vor den Knoten „Wollen-wir- 
den-Zusammenbruch-der-Eurozo- 
ne-oder-eine-Rettungsaktion? “ zu 
schieben. Wer die Äußerungen der 
maßgeblichen Regierungsmitglieder, 
die neoliberale Presse und einschlägi¬ 
ge Äußerungen der Finanz- und Wirt¬ 
schaftswelt aus diesem Blickwinkel 
betrachtet, sieht wie bereits gescho¬ 
ben wird - und zwar ohne Ende. 


Es geht um eine Operation größe¬ 
ren Ausmaßes, deren Inhalt Volker 
Metzroth an dieser Stelle bezüglich 
des Fiskalpaktes so beschrieben hat: 
„Zerstörung öffentlicher Dienstleis¬ 
tungen und grundlegender sozialer 
Rechte, (der) Arbeiterrechte und po¬ 
litischer Rechte der Bürger Europas. 
Zusammen mit dem Euro-Plus-Pakt 
beinhaltet er verbindliche ,Schulden¬ 
bremsen 4 , automatische Strafverfah¬ 
ren gegen Defizitsünder, Kontrolle 
der nationalen Haushaltsplanungen 
durch die EU-Kommission sowie die 
Überwachung der Lohnentwicklung, 
der Arbeitsmarkt,reformen 4 und der 
sozialen Sicherungssysteme. Die Troi¬ 
ka (EU, EZB, IWF) übernimmt das 
Ruder, nationale Parlamente sollen 
zum ,Abnicken 4 degradiert werden, 
damit die Profite von Banken und 
Konzernen nicht durch ,Sozialklim¬ 
bim 4 Schaden erleiden“. Frau Merkel 
nennt das auch „marktkonformen“ 
Umbau der Demokratie. Schon im 
Februar dieses Jahres wollte Acker¬ 
mann dafür „automatische harte 
Sanktionen sowie eine enge suprana¬ 
tionale Überwachung“ 

Auf diesem Weg ist man vorange¬ 
kommen. Doch nun signalisieren das 
Zögern des Bundespräsidenten, das 
Murren des Bundesverfassungsge¬ 


richtes, auch der angekündigte Eilan- 
trag der Fraktion „Die Linke“, dass es 
sich beim Vorgehen von Frau Merkel 
um einen elementaren Eingriff in un¬ 
sere Demokratie und eine Missach¬ 
tung ihrer bisherigen Regeln handelt. 
„Nebenbei“ erfahren wir, dass in den 
vergangenen Jahren und Jahrzehnten 
bereits bis an die Grenze des Mach¬ 
baren Kompetenzen des deutschen 
und der anderen nationalen Parla¬ 
mente an - nicht einmal das europä¬ 
ische Parlament, sondern - die Brüs¬ 
seler Bürokratie abgegeben wurden, 
die keinerlei demokratischer Kont¬ 
rolle unterliegen, aber allzugern zah¬ 
lungskräftiger Lobbyarbeit erliegen. 
Jetzt ist selbst von Änderung des 
Grundgesetzes die Rede. Neolibe¬ 
rale Kreise wiegeln bereits ab, weil 
dafür dann das Volk befragt werden 
müsste - ein offenbar unangenehmer 
Gedanke. 

Setzen sich Frau Merkel und die hin¬ 
ter ihr stehenden Kreise durch, wird 
aus dem Gedanken der europäischen 
Völkerverbindung ein Europa der 
Zwangsjacke. Unbotmäßige Regie¬ 
rungen, Parlamente und Völker sol¬ 
len immer mehr unter die Knute der 
transnationalen Konzerne gezwun¬ 
gen werden, die auf Regierungs- und 
Behördenebene immer ungenierter 


schalten und walten - und das nicht 
erst seit gestern. 

Den Begehrlichkeiten sind von die¬ 
ser Seite keine Grenzen gesetzt. So¬ 
ziale und demokratische Rechte wer¬ 
den hier nur als Störfaktoren für die 
freien Kräfte des Marktes und der 
Profitmaximierung empfunden. Auf 
Demokratieabbau folgt in dieser Lo¬ 
gik weiterer Demokratieabbau, auf 
Sparpaket größeres Sparpaket - sie¬ 
he Griechenland. 

Die Situation erinnert fatalerweise 
an die Präsidialregierungen zu Ende 
der Weimarer Republik. Auch damals 
wurde das Parlament seiner Rechte 
beraubt; regiert wurde mit immer ri¬ 
gideren Notverordnungen. Am Ende 
stand die Barbarei des deutschen Fa¬ 
schismus. So weit ist es noch nicht. So 
muss es und darf es nicht kommen. 
Aber das Menetekel steht - auch in 
Gestalt des Rechtspopulismus und 
Rechtsterrorismus - an der Wand. 
Widerstand gegen Sozial- und Demo¬ 
kratieabbau sind das Gebot der Stun¬ 
de - im Kleinen wie im Großen. So 
wie die Attacken der Merkel und Co. 
auf der kommunalen, der nationalen 
und der europäischen Ebene stattfin¬ 
den, müssen sie auch überall dort auf 
Gegenwehr treffen. Europäer verei¬ 
nigt Euch! Adi Reiher 


Feindseliger Akt 

Türkei weist Syrien die Schuld an der eigenen Provokation zu 


W ie in solchen Fällen üblich, 
gibt es mindestens zwei 
Versionen vom Abschuss 
eines türkischen Kampfflugzeugs am 
vergangenen Freitag vor der syrischen 
Küste. Nach Darstellung der syrischen 
Regierung war die „Phantom“ in ge¬ 
ringer Höhe fliegend - also unterhalb 
der Radarerfassung - in den syrischen 
Luftraum eingedrungen, von der 
Flugabwehr abgeschossen worden 
und danach ins Meer gestürzt. 
Ankara hat inzwischen die Möglichkeit 
eingeräumt, dass der Kampfjet den sy¬ 
rischen Luftraum verletzt haben könn¬ 
te. Das hatte die Türkei noch am Wo¬ 
chenende bestritten und für Dienstag 
eine Sondersitzung der Nato beantragt, 
absurderweise auf der Grundlage des 


Artikels 4 der Nato-Charta, in dem es 
heißt: „Die Parteien werden einander 
konsultieren, wenn nach Auffassung ei¬ 
ner von ihnen die Unversehrtheit des 
Gebiets , die politische Unabhängigkeit 
oder die Sicherheit einer der Parteien 
bedroht sind.“ Also eine Umkehrung 
dessen, was vorgefallen ist. 

Nach wie vor klagt die türkische Re¬ 
gierung, der Abschuss sei ohne Vor¬ 
warnung erfolgt, die „Phantom“ un- 
bewaffnet gewesen. Ministerpräsident 
Erdogan fand starke Worte: Der Ab¬ 
schuss sei „ein feindseliger Akt“ ge¬ 
wesen, der „nicht unbeantwortet blei¬ 
ben“ werde. So weit wollte die Nato- 
Führung - noch - nicht gehen. 

Dass der von vielen Scharfmachern 
in der Nato herbeigesehnte Militär¬ 


schlag jetzt noch nicht erfolgen kann, 
ist der Brüchigkeit der türkischen 
Argumentation geschuldet. Denn 
immerhin war es Syrien, dessen Sou¬ 
veränität verletzt wurde. Erdogan 
aber dreht den Spieß um: „Jeder sy¬ 
rische Soldat, der sich ab jetzt der 
türkischen Grenze nähert, wird als 
eine Bedrohung betrachtet“, erklär¬ 
te er im Fernsehen. Der Kurzschluss 
liegt darin, dass ein syrischer Soldat, 
der sich der Grenze nähert, eben ein 
Soldat auf syrischem Territorium 
ist. Aber um Logik braucht sich der 
Regierungschef nicht zu kümmern, 
denn er weiß die Nato hinter sich. 
„Die Bündnispartner haben ihre vol¬ 
le Unterstützung und Solidarität mit 
der Türkei zum Ausdruck gebracht“, 


so Nato-Generalsekretär Anders 
Fogh Rasmussen nach der Sonder¬ 
sitzung. 

Dem Vorfall und seiner Behandlung 
durch die Nato haftet der strenge 
Geruch der Provokation, nach Ton- 
kin und „irakischen Massenvernich¬ 
tungswaffen“ an. Es ist die Türkei, die 
sich nicht um die territoriale Integri¬ 
tät ihrer Nachbarländer schert: Da¬ 
maskus hat Beweise vorgelegt, dass 
Freischärler der „Freien Syrischen 
Armee“ von der Türkei aus in Syri¬ 
en operieren und unter anderem auch 
von dort ausgerüstet werden. Der tür¬ 
kische Krieg gegen die Kurden findet 
zu einem großen Teil auf dem Boden 
des Irak statt. 

Bernd Redlich 



Rio +20: Kein 
Schritt vorwärts 

Wohl am besten hat der Vertreter von 
Greenpeace, Martin Kaiser, das Di¬ 
lemma des Klimagipfels in Rio zum 
Ausdruck gebracht: „Wäre die Welt 
eine Bank, sie wäre längst gerettet“ 
Als „Gipfel der Unverbindlichkeit“ 
(taz) war dieser UNO-Gipfel wieder 
einmal ein völlig unbefriedigendes 
Zeugnis der Bemühungen um einen 
effektiven Kampf gegen den Klima¬ 
wandel. 

Raul Castros Konferenzbilanz: 
das Fehlen einer Übereinkunft, die 
es ermöglicht, den Klimawandel auf¬ 
zuhalten, ist ein klarer Widerschein 
des Mangels an politischem Willen 
und der Unfähigkeit der entwickel¬ 
ten Länder, entsprechend der Pflich¬ 
ten zu handeln, die sich aus ihrer his¬ 
torischen Verantwortung ergeben 44 
Seite 9 


Liebe Leserinnen 
und Leser, 

mit dieser Ausgabe erhalten Sie 
die UZ in einem neuen Erschei¬ 
nungsbild und in zwei „Büchern“, 
produziert in einer anderen Dru¬ 
ckerei. Wir wollen damit unsere 
Wochenzeitung attraktiver ma¬ 
chen, aber auch unsere Arbeitsab¬ 
läufe optimieren. 

Folge dieser Umstellung ist eine 
andere Seitenaufteilung: Im ersten 
Teil der Zeitung finden Sie auf den 
Seiten 2 und 3 die Themen Wirt¬ 
schaft, Gewerkschaft, Soziales; 
auf den Seiten 4 und 5 Innenpoli¬ 
tik, auf den Seiten 6 und 7 Außen¬ 
politik, auf der Seite 8 Kolumne, 
Interview und Kommentare. Der 
zweite Teil beginnt mit einem ak¬ 
tuellen Thema oder einer aktuel¬ 
len Aktion. Auf Seite 10 finden sie 
Artikel zur marxistischen Theorie 
und Geschichte, die Seite 11 Feuil¬ 
leton und „Das politische Buch“, 
die Seiten 12 und 13 werden das 
Thema der Woche beinhalten, Sei¬ 
te 14 die Anzeigen, die Seite 15 das 
Leserforum, Termine, Impressum 
und die Seite 16 wird die gewohn¬ 
ten Themen beinhalten. 

Es ist das Resultat eines längeren 
Diskussionsprozesses in der Re¬ 
daktion, aber auch das Ergebnis 
der Diskussion mit Fachleuten in¬ 
ner- und außerhalb der Partei. 

Wir wollen mit dieser Umstellung 
auch dem Charakter als Wochen¬ 
zeitung stärker gerecht werden 
und mehr Analysen, Hintergrün¬ 
de, Reportagen, also gesellschaft¬ 
liche Entwicklungen aus marxisti¬ 
scher Sicht darstellen. Wir wollen 
den Gebrauchswert der UZ erhö¬ 
hen um damit unseren Anteil an 
der Formierung einer breiten au¬ 
ßerparlamentarischen Bewegung 
zu verbessern. 

Wir hoffen, dass diese Umstellung 
bei unseren Leserinnen und Le¬ 
sern eine positive Resonanz findet, 
aber auch viele ermuntert die UZ 
zu abonnieren. Kritik, Anregun¬ 
gen und Unterstützung sind von 
uns ausdrücklich erwünscht. 

Diese Umstellung hat unserer klei¬ 
nen Redaktion nicht nur viel Kraft, 
sondern vor allem viel Geld gekos¬ 
tet. Von daher hoffen wir - vor al¬ 
lem für den Einsatz von weiterer 
notwendiger neuer Technik - auf 
Spenden für die UZ, auf das Spen¬ 
denkonto des DKP-Parteivorstan- 
des: GLS Gemeinschaftsbank e. G. 
Bochum, BLZ 43060967, Konto- 
Nr. 400 2487 502. 

Wolfgang Teuber 
UZ-Chefredakteur 
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Gewerkschaftskolumne von Wolfgang Teuber 


Pflöcke setzen 


Im Kellergewölbe des Kapitalismus 

Damp/Helios will das Streikrecht aushebeln 




Schock bei den i ooo Mitarbeitern der Damp/Helios-Kliniken in Norddeutsch¬ 
land. Einen Tag nach ihrem Streik haben die Küchen-, Reinigungs- und Service¬ 
kräfte am vergangenen Freitag ihre Kündigung erhalten. 


Am heutigen Freitag werden Bun¬ 
destag und Bundesrat über den Fis¬ 
kalpakt abstimmen, der ab 2013 in 
Kraft treten soll. In einem Brief an 
alle Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages fordert der ver.di-Vor¬ 
sitzende Frank Bsirske, die Abge¬ 
ordneten dazu auf, „dem Fiskalpakt 
nicht zuzustimmen, denn er ist „ein 
Instrument, das die Demokratie 
schwächt, ökonomisch schädlich und 
sozial unverträglich ist“. Auch der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
fordert „einen Stopp des Fiskalpak¬ 
tes und der Schuldenbremse“. Der 
Fiskalpakt und die Schuldenbrem¬ 
sen werden, so der DGB-Vorsitzen¬ 
de, „die Deregulierung der Arbeits¬ 
märkte und die Aussetzung sozialer 
und kollektiver Grundrechte“ vor¬ 
antreiben. „Die Jugend wird um ihre 
Zukunft gebracht und es erfolgen 
massive Eingriffe in die Tarifauto¬ 
nomie. Aus unserer Sicht sind dies 
die falschen Strategien. Denn viele 
Länder fallen in wirtschaftliche Re¬ 
zession und destabilisieren sich zu¬ 
sehends politisch, der Nationalismus 
nimmt zu“, betonte Michael Sommer 
in seinem Grußschreiben an die De¬ 
legierten des Parteitages der Partei 
„Die Linke“ am 2. und 3. Juni 2012 
in Göttingen. Und weiter heißt es in 
dem Grußschreiben: „Deshalb for¬ 
dern der DGB und seine Mitglieds¬ 
gewerkschaften: 

★ einen Stopp des Fiskalpaktes und 
der Schuldenbremse, 

★ einen Europäischen Marshall-Plan 
für Wachstum und Beschäftigung und 
eine „Europäische Zukunftsanleihe“: 
finanziert durch große Vermögen 
sollen Investitionen in zukunftsfähi¬ 
ge Industrien und Dienstleistungen, 
Bildung und ökologische Moderni¬ 
sierung ermöglicht werden, 

★ eine wirksame Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und der Jugendar¬ 
beitslosigkeit in Europa, 

★ eine demokratisch legitimierte 
Wirtschafts- und Finanzregierung 
mit starken Mitwirkungsrechten der 
Parlamente, 

★ eine konjunktur- und verteilungs¬ 
gerechte Konsolidierung der öffent¬ 
lichen Haushalte, besonders durch 
Steuermehreinnahmen bei hohen 
Einkommen und Vermögen. Wir 
brauchen die Finanztransaktions¬ 
steuer, 

★ eine wirksame Regulierung der Fi¬ 
nanzmärkte. 

Vieles von dem findet unsere volle 
Unterstützung. Doch beim Lesen des 
ver.di-Briefes an die Bundestagsab¬ 
geordneten und bei dem Grußschrei¬ 
ben von Michael Sommer kommt mir 
eine Äußerung von Johann Wolfgang 
von Goethe in Erinnerung: „Es ist 
nicht genug zu wissen, man muss auch 
anwenden; es ist nicht genug zu wol¬ 
len, man muss auch tun.“ 


Folglich ist die Frage zu stellen: Was 
organisiert ihr an praktischem Wi¬ 
derstand? Wenn nicht heute vor dem 
Bundestagsgebäude, wann findet die 
gemeinsame Aktion der Mitglieds¬ 
gewerkschaften im DGB gegen den 
Fiskalpakt statt? Wann rufen europa¬ 
weit, zeitgleich alle Mitgliedsgewerk¬ 
schaften im Europäischen Gewerk¬ 
schaftsbund (EGB) zum Streik gegen 
diese Kriegserklärung an die Arbei¬ 
terrechte auf? So etwas zu organisie¬ 
ren sei linke Illusion? Die Hafenar¬ 
beiter haben bewiesen, dass dies mög¬ 
lich ist. In 11 Ländern Europas haben 
sie 2003 gegen die EU-Richtlinie Port 
Package einen erfolgreichen politi¬ 
schen Arbeitskampf geführt. Warum 
nicht aus diesen Erfahrungen lernen? 
Im UZ-Interview sagte der damalige 
stellvertretende Bundesvorsitzende 
für den Bereich Verkehr und für ver. 
di Koordinator der Aktivitäten der 
europäischen Hafenarbeitergewerk¬ 
schaften in der Europäischen Trans¬ 
portarbeiterförderation (ETF), Bernt 
Kamin: „Es gibt reale Chancen, dass 
die Gewerkschaften Antworten fin¬ 
den auf die Globalisierung, wenn sie 
das grenzübergreifend organisieren. 
Die Regelungsrahmen, so begrenzt 
wie sie zum Teil auch sind, sind in al¬ 
ler Regel Ergebnis von Klassenkämp¬ 
fen in jahrzehntelangen Auseinan¬ 
dersetzungen gewesen und es macht 
überhaupt keinen Sinn einfach zu sa¬ 
gen, dagegen ist wohl nichts zu ma¬ 
chen. Das Gegenteil ist der Fall, wir 
sind gut organisiert, wir sind durch¬ 
setzungsfähig und wir haben die Fä¬ 
higkeit diese Auseinandersetzung zu 
koordinieren und dem auch ein Pflock 


Vor allem dem Fiskalpakt muss ein 
Pflock vorgesetzt werden. Es ist not¬ 
wendig, „dass ein breiter Protest ge¬ 
gen die Ratifizierung des ,Fiskalpak¬ 
tes 4 und ein gemeinsamer Kampf um 
Alternativen entwickelt wird“, wie es 
in dem Beschluss des DKP-Partei- 
vorstandes vom 4./5. Februar 2012 
heißt. Darum, lasst den Worten Ta¬ 
ten folgen. 


Im Tarifkonflikt mit dem norddeut¬ 
schen Klinikkonzern Damp versucht 
der Arbeitgeber mit offensichtlich 
rechtswidrigen Kündigungen den 
Streik der Beschäftigten zu unterlau¬ 
fen. Rund 1 000 Beschäftigte der Zen¬ 
tralen Service-Gesellschaft (ZSG) 
der zum Krankenhauskonzern Helios 
gehörenden Damp AG erhielten am 
22. Juni völlig überraschend die Kün- 
digung. 

In den laufenden Tarifverhandlungen 
für die rund 5 600 Beschäftigten der 
Damp AG, die über Helios Teil des 
börsennotierten Gesundheitskonzerns 
Fresenius ist, war ver.di dem Arbeitge¬ 
ber in der letzten Runde am vorigen 
Mittwoch deutlich entgegengekom¬ 
men. Die Arbeitgeber wollen aller¬ 
dings insbesondere den Beschäftigten 
der Reha-Kliniken und der Servicege¬ 
sellschaft die üblichen tariflichen Stan¬ 
dards bei Entgelt und Jahressonderzah¬ 
lung sowie bei der Eingruppierung der 
Fachpflege vorenthalten. 

Vor diesem Hintergrund hatten sich in 
einer Urabstimmung mehr als 86 Pro¬ 
zent der Damp-Beschäftigten für einen 
unbefristeten Streik ausgesprochen 
und hatten mit den Arbeitskampf¬ 
maßnahmen begonnen. Daraufhin 
hatte die Damp-Gruppe die Verträge 
mit der ZSG gekündigt, die dann wie¬ 
derum ihren Beschäftigten kündigten. 
Der Geschäftsführer der ZSG hatte die 
Kündigungen am Freitagmorgen in ei¬ 
nem Schreiben an die Betriebsräte da¬ 
mit begründet, dass die ZSG durch die 
Streiks nicht mehr in der Lage sei, „ihre 
vertraglich vereinbarten Leistungen zu 
erbringen“. 

„Die Begründung ist an den Haaren 
herbeigezogen“, so Oliver Dilcher, 
Verhandlungsführer der Gewerk¬ 
schaft ver.di. Zum einen gebe es mit 
Damp seit langem für Arbeitskämpfe 
eine Notdienstvereinbarung mit einer 
Ankündigungsfrist von 48 Stunden, 
wodurch die Akut- und Notfallver¬ 
sorgung jederzeit sichergestellt sei. 
„Mit offenkundig unwahren Aussa¬ 
gen sollen die Beschäftigten der Ser¬ 
vice-Gesellschaft dazu gedrängt wer¬ 
den, auf ihr grundgesetzlich garan¬ 
tiertes Streikrecht zu verzichten. Das 
ist skandalös, inakzeptabel und wird 
weder von den Kolleginnen und Kol¬ 
legen, noch von ver.di hingenommen“, 
betonte Dilcher. „Die Kündigungen 
zielen ausschließlich darauf, von den 
Beschäftigten einen Streikverzicht zu 
erpressen.“ Und er fährt in einem In¬ 
terview in den „Kieler Nachrichten“ 
vom 23. Juni fort: „Sie erwischen ei- 


In der Bundesrepublik betragen die 
Mindestlöhne für Leiharbeiter seit 
1. Mai 2011 7,79 Euro im Westen und 
6,89 Euro pro Stunde im Osten. Mit 
Recht ist daher die Leiharbeit nicht 
nur wegen ihrer miesen Bezahlung, 
sondern auch ihrer unwürdigen recht¬ 
lichen Diskriminierung bei der Mehr¬ 
heit der Menschen in diesem unserem 
Lande verhasst. 

Aber „leider besitzen zu viele Arbeit¬ 
geber eine erstaunliche Kreativität, 
wenn es darum geht, neue Billiglohn¬ 
modelle zu erfinden“, so Michael Som¬ 
mer, Vorsitzender des Deutschen GeW 
werkschaftsbundes (DGB). Nach dem 
„Missbrauch“ der Leiharbeit suchten 
sich die Unternehmer nun „das nächs¬ 
te gesetzliche Schlupfloch - und das 
sind Werkverträge und Scheinselbst¬ 
ständigkeit, um Löhne zu drücken und 
die Arbeitsbedingungen zu verschlech¬ 
tern“. Mit diesem Instrument ziele man 
auch auf die Stammbeschäftigten, die 
damit „immens unter Druck gesetzt 
(werden), auch zu niedrigeren Löhnen 
zu arbeiten, oder mehr zu leisten, da¬ 
mit ihre Arbeitsplätze nicht an Werk¬ 
vertragsnehmer vergeben werden“, pol¬ 
terte Kollege Sommer. 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Be¬ 
rufsforschung (IAB), Denkfabrik der 
Bundesanstalt für Arbeit, schätzt, dass 


nen geschockten Gewerkschaftssekre¬ 
tär. So eine schändliche Reaktion habe 
ich in über 20 Jahren Gewerkschafts¬ 
arbeit nicht erlebt“ 

Das Tochterunternehmen ZSG war vor 
Jahren von Helios ausgegliedert wor¬ 
den, um niedrigere Löhne zu zahlen 
und schlechtere soziale Standards für 
die Beschäftigen durchzusetzen. Die 
Helios Kliniken GmbH provoziert im¬ 
mer wieder scharfe Kritik seitens der 
Gewerkschaften, ver.di wirft den He¬ 
lios Kliniken vor, bundesweit systema¬ 
tisch Arbeitsverhältnisse auf konzern¬ 
eigene Tochterunternehmen überzu¬ 
leiten, meist in Bereiche, in denen am 
Markt schlechtere Lohnbedingungen 
vorherrschen. Die Tochterunterneh¬ 
men müssten sich um Aufträge aus 
dem eigenen Konzern in Konkurrenz 
zu fremden Firmen bewerben. Mitar¬ 
beiter/innen, die vorher viele Jahre im 
öffentlichen Dienst beschäftigt waren, 
müssen in diesen Firmen dann Ge¬ 
haltseinbußen von bis zu 35 Prozent 
hinnehmen. 

Die Helios-Kliniken-Gruppe ist einer 
der größten Anbieter von stationärer 
und ambulanter Patientenversorgung 
Europas. Zur Gruppe gehören 75 Klini¬ 
ken. Das „Klinikunternehmen beschäf¬ 
tigt über 43 000 Mitarbeiter und erwirt¬ 
schaftete im Jahr 2011 einen Umsatz 
von rund 2,7 Milliarden Euro. 


2011 mehr als 600 000 Menschen als 
„freie“ Mitarbeiter über Werk- und 
Dienstverträge beschäftigt waren. Da¬ 
mit habe sich ihre Zahl seit 2002 „na¬ 
hezu verdoppelt“. Der Anteil der Be¬ 
triebe, die „derart freie“ Mitarbeiter 
einsetzen, stieg im gleichen Zeitraum 
von vier auf mehr als sieben Prozent 
oder 150 000 Unternehmen. 

Durch das Inkrafttreten des neuen EU- 
Entsendegesetzes im Mai 2011, wonach 
Arbeitnehmer aus der EU, die nur tem¬ 
porär in Deutschland eingesetzt wer¬ 
den, unter das Arbeitsrecht ihres Her¬ 
kunftslandes fallen, bekommt das Ein¬ 
setzen von Werkverträgen auch noch 
eine höchst brisante europäische Di¬ 
mension. Als Beispiel sei hier die Stra¬ 
tegie des Möbelkonzerns IKEA ge¬ 
nannt, dort werden die Regale in ihrem 
Europalager tagsüber von Betriebsan¬ 
gestellten, nachts aber von litauischen 
Arbeitern eingeräumt. Da diese über 
eine Werkvertragsfirma in Litauen an¬ 
gestellt wurden, brauchte IKEA nur 
einen Dumpinglohn von umgerechnet 
6,50 Euro bezahlen und konnte auf die 
Zahlung von Nachtzuschlägen verzich¬ 
ten. 

Gegenwärtig sei es den Betriebsräten 
kaum möglich, den Missbrauch von 
Werkverträgen zu verhindern. „Für 
Werkverträge gelten fast keine Regeln. 


Selbst den ansonsten unternehmer¬ 
freundlichen „Kieler Nachrichten“ 
verschlägt es da in ihrem Kommentar 
fast die Sprache, wenn sie feststellten 
„Willkommen im Kellergewölbe des 
Kapitalismus! 

Finster geht es hier zu, eiskalt und kom¬ 
promisslos marktorientiert. Die Kün¬ 
digung von 1 000 Service-Mitarbeitern 
als Notwehr gegen den Arbeitskampf 
zu verkaufen ist dreist und fadenschei¬ 
nig“ 

Der DKP Bezirksvorstand Schleswig- 
Holstein hat in einer Erklärung zur So¬ 
lidarität mit den über 1000 Beschäftig¬ 
ten der Servicegesellschaft der Damp/ 
Helios-Kliniken in Schleswig-Holstein 
und Hamburg aufgerufen. In einem 
Solidaritätsschreiben wird die soforti¬ 
ge Rücknahme der Kündigungen gefor¬ 
dert und die Betreiberfirma, die Helios- 
Kliniken GmbH wird aufgefordert, ihre 
Blockadepolitik bei den Tarifverhand¬ 
lungen endlich aufzugeben. 

Dem Konzern geht es bei sei¬ 
nem Verhandlungskurs um blanke 
Lohndrückerei zugunsten hoher Pro¬ 
fite auf Kosten der Beschäftigten und 
der Patienten. „Diese schändliche Stra¬ 
tegie muss durch eine breite Solidari¬ 
tätsbewegung zur Unterstützung der 
Beschäftigten und ihrer Gewerkschaft 
durchkreuzt werden.“ 

Günther Stamer 


Die Arbeitgeber können praktisch ma¬ 
chen was sie wollen. So werden mit 
Werkverträgen tagtäglich bundesweit 
bestehende Tarifverträge unterlaufen 
und ausgehöhlt und Betriebsräte und 
Belegschaften geschwächt. Es kann da¬ 
von ausgegangen werden, dass sich die¬ 
se Kapital-Strategie ohne entschiedene 
gewerkschaftliche Gegenwehr weiter 
fortsetzt und in immer mehr Berei¬ 
che der Produktion und Wertschöp¬ 
fung eindringt. „Der Billigzyklus von 
Hungerlöhnen, Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen, Minijobs und Altersarmut 
muss durchbrochen werden“, forderte 
der NGG Vorsitzende Franz-Josef Möl¬ 
lenberg. 

Die schwache Entwicklung von Löh¬ 
nen und Gehältern gehöre darüber hi¬ 
naus zu den strukturellen Ursachen der 
Probleme in der Eurozone. Ein wichti¬ 
ger Schritt, um die Binnennachfrage in 
Deutschland zu stärken, ist die Einfüh¬ 
rung eines gesetzlichen Mindestlohns. 
Selbst wenn dieser nur 8,50 Euro be¬ 
tragen würde - die DKP fordert al¬ 
lerdings 10,00 Euro - würden die Er¬ 
werbseinkommen um 14,5 Milliarden 
Euro steigen. Die Ausgaben des Staates 
zum ,Aufstocken 4 von Hungerlöhnen 
würden um mindestens sieben Milliar¬ 
den Euro sinken. 

Manfred Dietenberger 


Die 130-Milliarden-Show 

Dass Politik im Imperialismus eine Menge mit Showinszenierungen zu tun hat, 
weiß man ja nicht erst seit den Reichsparteitagen. Schon in der römischen Re¬ 
publik war klar, dass ohne die richtige Dramaturgie die plebejischen Massen 
kaum für die Ziele des Adels einzuspannen waren. Gut, jetzt ist Frau Merkel 
nicht gerade die Zarah Leander des deutschen Finanzkapitals. Sie scheint tat¬ 
sächlich zu glauben, was sie da sagt. Aber immerhin ist ihr, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten, eine mittelprächtige Aufführung gelungen. Zusammen mit den 
Herren Monti, Hollande und Rajoy hat sie in Rom „eine starke Botschaft des 
Wachstums“ verkündet. Man sei sich einig, das Wachstum müsse „angekur¬ 
belt werden“. 

Um die Sache etwas griffiger zu machen, produzierte das Quartett auch eine 
mediengerechte Zahl: 130 Mrd. Euro. Ein Prozent der EU-BIP. Das sorgte für 
die gewünschten Schlagzeilen gegen die Kritik der G20 und den Unmut in den 
Euro-Peripheriestaaten. In der Sache sind diese 130 Mrd. nichts weiter als ein 
Sammelsurium aus Hoffnungswerten, Luftbuchungen und Umwidmungen. 
Das einzig Substantielle, die Kapitalaufstockung der Europäischen Investiti¬ 
onsbank (EIB) um 10 Mrd., ist angesichts der realwirtschaftlich wirkungslos 
gebliebenen Billionen-Injektion der EZB lächerlich gering. Ganz im Gegen¬ 
satz zu dem mit brachialer Macht durchgesetzten Fiskalpakt, bleibt die „starke 
Botschaft für Wachstum“ eine reine PR-Blase. Fiskalpakt oder Wachstums¬ 
pakt - beides zugleich geht nicht. Um Arbeitsplätze zu schaffen, braucht es 
zusätzliches Geld. Wenn schon nicht von jenen, die es reichlich haben, dann 
zumindest auf Kredit. Merkel und Co. fächeln stattdessen den Euro-Südstaaten 
ein wenig kühle PR-Luft zu, während sie die Würgeisen festschrauben. Ein 
„starkes Signal“. In der Tat. Klaus Wagener 


vorzusetzen.“ 


Inzwischen längst verallgemeinerte Sauerei 

Werkverträge erreichen europäische Dimensionen 
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Der Kampf um die Verkürzung der Arbeitszeit war von Anbeginn in den Gewerkschaften eine zentrale Aufgabe. Eine neue 
gewerkschaftliche Kampagne zur Arbeitszeitverkürzung ist mehr als überfällig. Die Arbeitszeitkonferenz (siehe nebenste¬ 
henden Artikel) könnte dafür Impulse geben. 


„Gute Arbeit - Gutes Leben“ 

Arbeitszeitkonferenz 


Belastende Arbeitsbedingungen wir¬ 
ken sich zunehmend negativ auf die 
Qualität privater Lebensverhältnisse 
aus. Spätschicht schadet dem Famili¬ 
enleben. Jede/r Zehnte arbeitet zu lan¬ 
ge. So zunehmend die Schlagzeilen in 
der Presse. 

Andererseits: Untersuchungen und Be¬ 
fragungen zeigen: Die Mehrheit der 
vollzeitbeschäftigten Männer und Frau¬ 
en wünscht sich kürzere Arbeitszeiten. 
Zugleich sind Millionen Erwerbslose 
von der Teilhabe am Arbeitsleben aus¬ 
geschlossen und mit dem Problem der 
Existenzsicherung konfrontiert. Auch 
eine Minderheit, vor allem teilzeitbe¬ 
schäftigte Frauen, will länger arbeiten, 
weil das Geld sonst nicht zum Leben 
reicht. 

Trotzdem gelingt es Gewerkschaften 
nicht, in Tarifverträgen oder politisch 
diesen Wünschen nachzukommen, die 
Tendenz geht eher zu mehr Arbeit für 
die einen und immer noch Null-Ar¬ 
beitszeit für die anderen. 

So kann es nicht weitergehen: 

Die Arbeit vieler - insbesondere junger 
Menschen - ist prekär und unstetig. Sie 
müssen sich als Flexibilitäts-Reserve 
des Kapitals mit Mini-Jobs, in Leihar¬ 
beit oder (unfreiwillig kurzer) Teilzeit¬ 
beschäftigung durchs Leben mühen. 
Doch während Millionen Menschen 
unter Unterbeschäftigung und ungenü¬ 
gendem Einkommen leiden, wird von 
Millionen anderen Vollzeit-Erwerbs¬ 
tätigen immer häufiger „Arbeit ohne 
Ende“ verlangt. Das hat - bis hin zu 
Burnout und Depressionen - negative 
gesundheitliche Folgen und ist ein chro¬ 
nischer Störfall für die notwendige Ba¬ 
lance zwischen Beruf und Leben. Das 
wollen wir so nicht länger hinnehmen! 


Wir wollen besser leben, wollen streiten 
für ein besseres Leben nicht nur für ei¬ 
nige, sondern für alle. 

Darüber und wie wir wieder in die 
Offensive beim Thema „Arbeitszeit“ 
kommen können wollen wir während 
der Tagung am 6. Juli in Hannover dis¬ 
kutieren. 

Die Tages-, Wochen- bis hin zur Le¬ 
benszeit, in der hier zu Lande Erwerbs¬ 
arbeit erbracht wird, wollen wir in den 
Blick nehmen. Zeiten, die nach dem 
Willen von Kapital und Kabinett im¬ 
mer mehr verlängert werden sollen. 
Wie können Gewerkschaften in Zu¬ 
sammenarbeit mit anderen fortschritt¬ 
lichen gesellschaftlichen Kräften die 
Wünsche der Beschäftigten aufgreifen 
und gemeinsam gegen Arbeitgeberin¬ 
nen und herrschende Politik durchset¬ 
zen? Darüber wollen wir gemeinsam 
diskutieren, gegebenenfalls auch kon¬ 
trovers, aber offen und solidarisch. 

Wir meinen: Es ist Zeit, besser zu leben 
und Arbeit fair zu teilen. Kurze Vollzeit 
für alle! 

Wir laden herzlich zum Mitmachen ein! 

Veranstalterinnen: 

KDA (Kirchlicher Dienst in der Ar¬ 
beitswelt), Rosa Luxemburg Stiftung 
Niedersachsen e. V., ver.di Landesbe¬ 
zirk Niedersachsen-Bremen, Bildungs¬ 
werk ver.di, ver.di-Jugend, Stiftung Le¬ 
ben und Umwelt, NGG Region Han¬ 
nover, attac Hannover, Zukunftsforum 
Hannoverscher Gewerkschafterlnnen, 
Arbeitszeitverkürzung jetzt - Initiative, 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts¬ 
politik, Region Hannover Team Gleich¬ 
stellung. 

Freitag, 6. Juli 2012,10.00 -16.30 Uhr 
ver.di, Rotation, Goseriede 10,30159 Hannover 


Verbraucher und Lohnsteuerzahler Goldesel des Fiskus 

Steueraufkommen 2011 gesamt: +7,7 Prozent - Steuergeschenke für Konzerne und Reiche 


D ie Steuereinnahmen erreichten 
2011 mit 571 Milliarden Euro 
wieder das Vorkrisenniveau 
und übertrafen es sogar leicht: 2008: 
561 Milliarden Euro. 

Die Gewinnsteuern lagen trotz Ge¬ 
winnexplosionen um 5 % oder 6 Mil¬ 
liarden Euro noch unter dem Vor¬ 
krisenjahr 2008. Vor allem die Kör¬ 
perschaftsteuer, also die Steuer, die 
Kapitalgesellschaften (Aktiengesell¬ 
schaften und GmbHs) bezahlen müs¬ 
sen gerät immer mehr zu einer Baga¬ 
tellsteuer. Sie trägt gerade noch 2,7 % 
zum Gesamtsteueraufkommen bei und 
ist mit 15,6 Milliarden kaum höher als 
die Tabaksteuer: 14,4 Milliarden Euro. 
Ginge es mit rechten Dingen zu, hätten 
allein die Dax-30-Konzerne mit ihren 
Superprofiten von 104 Milliarden brut¬ 
to, diese 15 Milliarden aufzubringen. 
Doch diese Transnationalen Konzerne 
lassen ihre Gewinne buchhalterisch in 
erster Linie dort entstehen, wo sie die 
niedrigsten Steuern bezahlen müssen. 
Zugleich wird deutlich, wie sich die per¬ 
manenten Steuersenkungen zugunsten 
der Konzerne in zig Milliarden an Zu¬ 
satzprofiten niederschlagen. 

Bei 100 Milliarden Euro Profit wer¬ 
den heute 15 %, also 15 Milliarden, an 
Körperschaftsteuer fällig. Vor 12 Jah¬ 
ren wären es noch 40 Milliarden gewe¬ 
sen und weitere 12 Jahre früher noch 
etwa 53 Milliarden (1989 galt noch 
ein Körperschaftsteuersatz von 56 % 
für einbehaltene und 50 % für ausge¬ 
schüttete Gewinne). Der Anteil der 
Gewinnsteuern am gesamten Steuer¬ 
aufkommen lag 2011 bei knapp 20% 
(19,7 %). Ihr Anteil lag 1980 noch bei 
25 %. Die „Massensteuern“ Lohnsteu¬ 
er, Umsatz- und Verbrauchsteuern, 
Energiesteuer (Mineralöl-Steuer) tra¬ 
gen 71 % zum Steueraufkommen bei. 
1980 waren das 62 %. 

Nach Berechnungen von Professor Ja- 
rass war die tatsächlich bezahlte Steu¬ 
er- und Abgabenbelastung von Ar¬ 
beitsentgelten im Jahr 1970 mit 35 % 
geringfügig höher als die tatsächlich 
bezahlte Belastung von Unterneh¬ 
mens- und Vermögenseinkommen mit 


rund 30%. Bis 2010 öffnete sich die 
Schere deutlich: Die Belastung von 
Arbeitsentgelten erhöhte sich auf 45 %; 
die Belastung der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen wurde auf nur 
noch gut 20% abgesenkt. „Sie liegt 
deutlich unter dem EU-Durchschnitt 
und ist weit niedriger als in anderen 
größeren EU-Staaten (z.B. Italien und 
Großbritannien 39 %, Frankreich 36 %, 
Spanien und Österreich 27 %).“ (DGB- 
Gegenblende, März/April 2012). 

Steuersenkungen ohne Ende 
für Konzerne und Reiche 

Wie wir bereits in wirtschaftsinfo 44 
„Bilanz 2010 - Ausblick 2011“ aufge¬ 
zeigt haben, übertrafen sich die Regie¬ 
rungen Rot-Grün, Große Koalition und 
Schwarz-Gelb in der ersten Dekade 
des neuen Jahrhunderts mit Steuerge¬ 
schenken für Konzerne und Reiche. Es 
war eine zweite - nach der Primärver¬ 
teilung - Verteilungsrunde von unten 
nach oben: die fiskalpolitische oder öf¬ 
fentliche Umverteilung. Im Ablauf die¬ 
ser Verteilungsrunde spiegelt sich die 
zunehmend neoliberale Angebotsori¬ 
entierung wider. Im Steuerwettlauf mit 
anderen Staaten und unter der Losung 
„internationale Konkurrenzfähigkeit“ 
wurden Gewinn- und Vermögensteu¬ 
ern gekappt; der Anteil der Massen¬ 
steuern, vor allem der Umsatz- und 
Verbrauchsteuern dagegen stieg: 
Mehrfache Senkung des Spitzensteu¬ 
ersatzes, mehrfache Senkung der Kör¬ 
perschaftsteuer, Wegfall der Gewerbe¬ 
kapitalsteuer, steuerliche Begünstigung 
der Kapital- und Zinserträge durch die 
Abgeltungsteuer, Vergünstigungen bei 
der Erbschaftsteuer, Wegfall der Ver¬ 
mögensteuer (bereits 1998 unter der 
Kohl-Regierung). Addiert man alle 
Steuervergünstigungen für Spitzenver¬ 
diener, Reiche und Kapital zusammen, 
dann kommt man auf gut 50 Milliarden 
Euro pro Jahr, die dem Fiskus bei den 
Kapital- und Gewinnsteuern verloren 
gehen (vgl. Wirtschafts info 44, „Bilanz 
2010 “ 5 . 39). 

Die Einführung der Abgeltungsteuer 
im Jahr 2009 ließ die Steuereinkünfte 
aus Zinserträgen um über vier Milli¬ 


arden Euro pro Jahr sinken. Mit den 
Vergünstigungen bei der Erbschaft¬ 
steuer ging das Aufkommen kontinu¬ 
ierlich Jahr für Jahr zurück. Es liegt 
2011 um mehr als eine halbe Milliar¬ 
de (11 %) unter dem des Rekordjahres 
2008 - trotz gestiegenem Erbschafts Vo¬ 
lumen. „Es gibt ganz viele Gestaltungs¬ 
möglichkeiten, um der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer zu entfliehen“, räumt 
Ernst&Young-Partner Carl-Josef Hus- 
ken ein (zit. nach Handelsblatt, 30. 1. 
2012). Etwas mehr als vier Milliarden 
Euro erbringt die Erbschaftsteuer, bei 
geschätzten Erbschaften von über 200 
Milliarden Euro bedeutet das einen 
Steuersatz von 2 %. 

Nicht berücksichtigt ist bei den Steu¬ 
erausfällen das gigantische Ausmaß 
der Steuerhinterziehung, des Steuer¬ 
betrugs und der Steuerflucht. Jens Be- 


ckert, Direktor am Max-Planck-Institut 
für Gesellschaftsforschung und Chris¬ 
toph Deutschmann, Professor für So¬ 
ziologie an der Uni Tübingen, weisen in 
ihrem Artikel „Es gibt zu viel Vermö¬ 
gen“ (Handelsblatt, 15.12.2011) darauf 
hin, dass der Trend zur Staatsverschul¬ 
dung auch darauf zurückgeht, „dass die 
staatliche Steuerbasis systematisch un¬ 
tergraben wurde. Durch die Senkungen 
der Kapital- und Vermögensteuern so¬ 
wie der Spitzensteuersätze bei der Ein¬ 
kommensteuer und die jahrzehntelang 
tolerierte Steuerhinterziehung der Rei¬ 
chen wurden die Staaten in die Schul¬ 
denfalle getrieben. Schon im Jahr 2003 


schätzte Dieter Ondracek, der dama¬ 
lige Vorsitzende der Deutschen Steu¬ 
ergewerkschaft, den Umfang der Steu¬ 
erhinterziehung in Deutschland auf 60 
bis 70 Milliarden Euro; erst recht waren 
Länder wie Griechenland und Italien 
nie in der Lage, ihre Eliten angemessen 
zu besteuern“. 

Ausblick 2012 

Zum Teil öffnet der Fiskus den Reichen 
und Konzernen selbst die Löcher zur 
legalen „Steuerhinterziehung“. So z.B. 
mit der Regelung des Verlustvortrages, 
mit dem die Firmen Verluste vergange¬ 
ner Jahre mit Gewinnen der Gegenwart 
oder Zukunft verrechnen und dadurch 
Steuern sparen können. Diese Verlust¬ 
vorträge sind inzwischen zu einer Höhe 
von 850 Milliarden Euro aufgelaufen. 
Jedes Jahr kommen etwa 50 Milliarden 
dazu. „Könnten die Unternehmen ihre 


Verluste auf einmal steuerlich geltend 
machen, hätten Bund, Länder und Ge¬ 
meinden rund 200 Milliarden Euro we¬ 
niger Steuereinnahmen“, schreibt die 
,Wirtschaftswoche 4 (14.11.2011). 

2 Milliarden Entlastung für Unter¬ 
nehmen: In einem Zwölf-Punkte-Pro- 
gramm will die schwarz-gelbe Koaliti¬ 
on die Besteuerung von Unternehmen 
„modernisieren“. Kernpunkt ist eine 
neue Gruppenbesteuerung, die die Ver¬ 
rechnung von Verlusten in Konzernen 
gegenüber dem bisherigen Verfahren 
erleichtern soll. Die Reform soll zu ei¬ 
ner Steuerentlastung von einer Milli¬ 
arde Euro in 2016 und zwei Milliarden 


jährlich ab 2017 führen (vgl,Financial 
Times Deutschland\ 15. 2.2012). 
Angeblich plant die Bundesregierung 
„Steuerentlastungen für mittlere und 
untere Einkommen“ durch Milderung 
der so genannten „kalten Progression“. 
Sie sind als Wahlspeck gedacht, denn 
sie sollen im Wahljahr 2013 und in einer 
zweiten Stufe 2014 gültig werden. Der 
Grundfreibetrag soll auf 8 354 erhöht 
und der gesamte Steuertarif um 4,4 % 
in Richtung höherer Steuern verscho¬ 
ben werden. Auf 104 400 Euro sollen 
dann so viel Steuern anfallen wie heu¬ 
te auf 100 000 Euro. Dadurch würden 
Steuerpflichtige um maximal 359 Euro 
im Jahr entlastet. Geringverdiener 
hätten am wenigsten bzw. gar nichts 
davon. 28 % der Beschäftigten zah¬ 
len überhaupt keine Lohnsteuer, weil 
ihr Verdienst zu niedrig ist. Sie haben 
von Lohnsteuersenkungen überhaupt 
nichts. Die meisten Beschäftigten hät¬ 
ten zehn bis zwanzig Euro mehr netto 
im Monat. Gutverdiener etwa 30 Euro. 
Das Gesetz würde zu Steuerausfällen 
von über sechs Milliarden Euro jähr¬ 
lich führen. Angesichts der Staatsver¬ 
schuldung und Schuldenbremse ein 
Humbug. 

Kommt hinzu, dass auch wegen dro¬ 
hender Rezession oder Stagnation der 
wirtschaftlichen Entwicklung mit Steu¬ 
erausfällen zu rechnen ist. Erstmals seit 
17 Monaten sanken im Januar 2012 die 
Steuereinnahmen von Bund und Län¬ 
dern wieder. Ein Prozent Wachstums¬ 
verlust beim BIP führt zu einem Steu¬ 
erausfall von ebenfalls etwa einem Pro¬ 
zent, etwa 6 Milliarden Euro. Die vom 
Arbeitskreis Steuerschätzung angepeil¬ 
ten höheren Steuereinnahmen von 20 
Milliarden Euro (2011: 571,2 Milliar¬ 
den; 2012: 592,0 Milliarden) dürften 
mitnichten erreicht werden. Bereits im 
vierten Quartal 2011 gingen die Steu¬ 
ereinnahmen spürbar zurück. 

Aus isw-wirtschaftsinfo 46, Bilanz 
2011 - Ausblick 2012, Fakten + Argu¬ 
mente zur wirtschaftlichen Lage in 
Deutschland und der Euro-Zone, wei¬ 
tere Infos unter www.isw-muenchen. 
de 


Entwicklung der Gewinnsteuern (in Mrd. Euro) 



2008 

2009 

2010 

2011 

Körperschaftssteuer 

15,9 

7,2 

10,2 

15,6 

Veranlagte Einkommensteuer 

32,7 

26,4 

31,2 

32,0 

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 

16,5 

12,5 

13,0 

18,0 

Abgeltuingssteuer 

(Zins- und Vermögenserträge) 

13,5 

12,4 

8,7 

8,2 

Gewerbesteuer 

41,0 

32,4 

35,7 

39,9* 

Gesamt 

119,6 

90,9 

97,8 

113,7 

in % des Gesamtsteueraufkommens 

21,3 

17,3 

18,4 

19,9 


* Prognose AK Steuerschätzung Quelle: Bundesfinanzministerium 
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Ein Kontra der Versagertruppe 

Freie Wähler zieht es nach Berlin 


NSU-Terroristen: 

Frühe Spur ignoriert 

Die Terrorgruppe „Nationalsozialisti¬ 
scher Untergrund“ (NSU) hat in der 
Vergangenheit Gesinnungsgenossen 
finanziell unterstützt. Ermittler hat¬ 
ten das schon länger vermutet, jetzt ist 
aber ein erstes Dokument aufgetaucht, 
das diese Annahme stützt. Das Papier 
stammt vom Verfassungsschutz - und 
blamiert den Geheimdienst einmal 
mehr, weil dieser die Brisanz dieser 
Information jahrelang negierte. 

Ein V-Mann des Dienstes berichtet 
nach Informationen der Frankfurter 
Rundschau von Skinhead-Konzer¬ 
ten in Nordostdeutschland und Pub¬ 
likationen, die in der rechtsextremen 
Szene kursieren. In einem Absatz des 
Berichts heißt es: „Bei der Zeitschrift 
,Weißer Wolf aus Neustrelitz soll 
eine anonyme Spende in Höhe von 
2 500 Euro eingegangen sein. Dieser 
Spende sei ein Brief gefolgt mit sinn¬ 
gemäß folgendem Wortlaut: ,Macht 
weiter so, das Geld ist bei Euch gut 
aufgehoben! 4 “ 

In der wenig später erschienenen 
Neonazi-Postille „Der Weiße Wolf“ 
taucht auf der Seite 2 eine Notiz für 
den Spender auf: „Vielen Dank an 
den NSU, es hat Früchte getragen. Der 
Kampf geht weiter ...“. 

Die kurze Dankesnotiz von 2002 gilt 
als die erste bekannte öffentliche Er¬ 
wähnung des NSU. Mecklenburgs In¬ 
nenminister Lorenz Cafüer (CDU) 
musste vor drei Monaten einräumen, 
dass sein LfV zwar die Publikation ar¬ 
chiviert, der Dankesnotiz an den NSU 
aber keine große Bedeutung beige¬ 
messen hatte. Vor dem Hintergrund 
des jetzt aufgetauchten Quellenbe- 
richts wird das Versagen der Verfas¬ 
sungsschützer aber noch deutlicher: 
Obwohl dem Geheimdienst schon 
frühzeitig die Geldspende bekannt 
war, gingen die Beamten nicht der 
Spur zum Absender nach, die sie zum 
NSU geführt hätte. 

Polizei und Militär 
arbeiten eng zusammen 

„Die Bundesregierung behandelt die 
immer engere Zusammenarbeit von 
polizeilichen und militärischen Spe¬ 
zialeinheiten als Geheime Komman¬ 
dosache“, kritisiert die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“, 
Ulla Jelpke, die Antwort der Bundes¬ 
regierung auf eine Kleine Anfrage zur 
Zusammenarbeit der GSG 9 mit mi¬ 
litärischen Kräften (BT-Drs. 17/9822). 
„Aus der Regierungsantwort geht her¬ 
vor, dass die GSG 9 in diesem Jahr In¬ 
vestitionen von 2 und im nächsten Jahr 
von 2,6 Millionen Euro erhält. Mit der 
Unternehmensgruppe Volga-Dnepr 
Airlines ist ein Vorhalte-Charterver¬ 
trag geschlossen worden, der die ra¬ 
sche Verlegung von GSG9-Kapazitä- 
ten in Krisengebiete vor sieht. Nähere 
Angaben zu Personal und Material, 
das transportiert werden soll, verwei¬ 
gert die Bundesregierung. 

Fast gänzlich im Dunkeln lässt die 
Regierung das Ausmaß der bisheri¬ 
gen Zusammenarbeit von Bundes¬ 
wehr und GSG 9. Zwar bekräftigt sie, 
es habe bislang keine gemeinsamen 
Einsatzbewältigungen 4 gegeben, aber 
die Bundeswehr habe in den Jahren 
2008 und 2009 ,zur Vorbereitung einer 
möglichen Lösung von Geisellagen im 
Ausland sogenannte technisch-logisti- 
sche Unterstützung geleistet 4 . Nähere 
Angaben zu Inhalten, Anlässen und 
Zeitpunkten der ,Amtshilfe 4 hält die 
Regierung geheim - bis auf die Tat¬ 
sache, dass in einem Fall Wüstenbe¬ 
kleidung ausgeliehen wurde. Außer¬ 
dem sei im vorigen Jahr im Rahmen 
einer gemeinsamen Planübung un¬ 
tersucht worden, wie das Zusammen¬ 
wirken militärischer und polizeilicher 
Ressourcen verbessert werden könne. 
Ein Grundlagenpapier zur angestreb¬ 
ten engeren Zusammenarbeit ist noch 
in Arbeit. 

Unter dem Strich bleibt die Gewiss¬ 
heit, dass die Bundesregierung das Pi¬ 
raterieproblem vor Somalia zum An¬ 
lass nimmt, die Aufgabentrennung von 
Militär und Polizei zu verwässern. De¬ 
tails werden nicht mitgeteilt, weil dies 
angeblich laufende und künftige Ein¬ 
sätze gefährden würde ...“ 


E ine Forsa-Umfrage für Stern/RTL 
hat in den letzten Tagen bundes¬ 
weite Beachtung gefunden. Dem¬ 
nach kann sich jeder vierte Deutsche 
vorstellen, zur Bundestagswahl der 
Gruppierung „Freie Wähler“ die Stim¬ 
me zu geben. Erfreut zeigte sich der 
Bundesvorsitzende der „Freien Wäh¬ 
ler“ Hubert Aiwanger: „Die Freien 
Wähler werden ihre jahrzehntelange 
Kompetenz aus den Kommunen mit 
zigtausenden Mandatsträgern aus den 
Kreistagen und aus der Landtagsar¬ 
beit mit gesundem Menschenverstand 
in den Bundestag einbringen.“ Das 
sei dringend nötig. In diesem Sinne 
stimmten 99 Prozent der anwesenden 
Mitglieder bei der Bundesmitglieder- 
versammlung vom vorigen Wochenen¬ 
de im unterfränkischen Geiselwind für 
einen bundesweiten Auftritt der Freien 
Wähler. 

Der Bundeskanzlerin wurde eine hem¬ 
mungslose Verschuldungspolitik vorge¬ 
worfen. „Die Menschen ächzen unter 
Bürokratie, hohen Krankenversiche¬ 
rungskosten und steigender Lebensar¬ 
beitszeit und Frau Merkel pumpt Mil¬ 
liarden in obskure Rettungsschirme“, so 
Aiwanger. Er forderte den sofortigen 
Stopp der Eurorettungsschirmmaß¬ 
nahmen. „Wer den ESM jetzt unter¬ 
schreibt, ruiniert die Währungsstabili- 
tät und zündet das Haus Europa an.“ 
Er forderte: „Keine Übernahme der 
Schulden anderer Länder und keine 
Haftung der deutschen Steuerzahler 
für Spekulationsunfälle internationa¬ 
ler Finanzinstitute. Die Verantwor¬ 
tungslosigkeit von Schwarz-Rot-Grün- 
Gelb braucht eine klare Antwort: Freie 
Wähler!“ 

Was treibt die „Freien Wähler“ um, nun 
nicht mehr nur lokal und regional, son¬ 
dern auch bundes- und europaweit an¬ 
zutreten? Man habe erstens erkannt, so 
Aiwanger, dass der Kommunalpolitik 
die Hände gebunden sind. Entschei¬ 
dungen werden in der Landes- und 
Bundespolitik getroffen. Zweitens ver¬ 
stünden sich die Freien Wähler in der 
europäischen Krise als Euro-Rettungs- 
partei. Und vor allem, und drittens, se¬ 
hen sich die Freien Wähler inzwischen 
als die einzige Alternative zur CDU 
und FDP. Die schwarz-gelbe Koaliti¬ 
on sei eine „Versagertruppe“ und der 
Bundesregierung gehörten „Teppich¬ 
schieber“ und Leute „mit gefälschten 
Doktortiteln“ an. „Die Freien Wähler 
sind hingegen die liberale, grundsolide, 
bürgerliche Partei der Mitte“, meint der 
Parteivorsitzende. 

Die Freien Wähler haben gegenwärtig 
noch kein Programm, aber ein Eck- 


Der umstrittene Bau einer dritten 
Startbahn für den Münchner Flughafen 
wurde am 17. Juni durch einen Bürge¬ 
rentschied zunächst verhindert. Bei ei¬ 
ner Wahlbeteiligung von 32,8 Prozent, 
das entspricht knapp 340 000 Stim¬ 
men, sprachen sich rund 55 Prozent der 
Münchner Innen gegen den Bau aus. 
Zuvor hatte eine große Koalition von 
Münchens Oberbürgermeister Chris¬ 
tian Ude (SPD), der FDP, dem baye¬ 
rischen Ministerpräsidenten Seehofer 
(CSU), allen Unternehmerverbänden, 
Schauspielern und anderen Promis wo¬ 
chenlang Werbung für den Neubau ge¬ 
macht. Doch auch mit einem Werbeetat 
von mehr als einer Million Euro konn¬ 
ten die Startbahnbefürworter sich nicht 
durchsetzen. 

Die Ablehnung proütmotivierter Gi- 
gantomanie, unerträglich wachsenden 
Fluglärms, der Zerstörung wertvoller 
Naturflächen und der Verschwendung 
von Milliarden Steuergeldern sowie die 
Sorge um eine weitere klimazerstören- 
de Ausweitung des Flugverkehrs waren 
stärker als die Koalition aus Politik und 
Wirtschaft. 

Selbst die katholische Kirche hatte er¬ 
klärt, ihre Grundstücke, die für den 


punktepapier mit zentralen politischen 
Forderungen erarbeitet. Womit sollen 
nun konservative bürgerliche und li¬ 
berale Wähler geködert werden? Ge¬ 
fordert wird u.a.: Bundeseinheitliche 
Bildungspolitik, kleinere Klassen und 
mehr Lehrer; Vereinfachung des Steu¬ 
errechts im Kirchhof sehen Sinne; Di¬ 
rektwahl des Bundespräsidenten und 


der Ministerpräsidenten; Keine Ret¬ 
tungsschirme, keine Eurobonds, kein 
Schuldentransfer; Insolvente Banken 
sollen verstaatlicht werden; Bankvor¬ 
stände und Aufsichtsräte sind für gra¬ 
vierende Fehlleistungen persönlich 
haftbar zu machen; Deutliche Besser¬ 
stellung der Kommunen; Arbeit so ent¬ 
lohnen, dass ein deutlicher Abstand zu 
„Hartz 4“ entsteht; Wohnortnahe Pfle¬ 
ge und Gesundheitsversorgung sichern; 
Güterverkehr ab einer Entfernung von 
30 Kilometern vermehrt auf Schiene 
und Bundeswasserstraßen verlagern; 
Gesunde Lebensmittel statt Gentech¬ 
nik und Hormonnahrung; Stärkung 
des ländlichen Raums durch Erhalt 
und Ausbau der Infrastruktur; Ein ab¬ 
gestimmtes Energie- und Trassenfüh¬ 
rungskonzept unter Einbeziehung der 
Länder, Kommunen und betroffenen 
Menschen; Gezielte Einwanderung 
von hochqualifizierten Arbeitskräften. 
Mit diesen Eckpunkten sehen sich die 
Freien Wähler im Aufwind. Schon bei 
der bayerischen Landtagswahl 2008, wo 
sie trotz aller Verhinderungsstrategien 
der CSU antraten, erreichten sie auf 
Anhieb 10,2 Prozent der Stimmen. Sie 
sind als drittstärkste Kraft mit 20 Man¬ 
daten im Landtag vertreten. In Sachsen 


Bau der dritten Startbahn gebraucht 
würden, nicht zu verkaufen. Pikanter¬ 
weise hätte die bayerische Staatsregie¬ 
rung die Kirche enteignen müssen. 
Doch nun scheinen 
CSU, SPD, FDP 
und die bayrische 
Wirtschaft von al¬ 
len guten Geistern 
verlassen worden 
zu sein. Schon kurz 
nach der Auszäh¬ 
lung der Stimmen 
erklärte der bayri¬ 
sche Ministerprä¬ 
sident, die kom¬ 
menden Landtags¬ 
wahlen 2013 zu 
einer neuen Ab¬ 
stimmung über die 
Startbahn zu ma¬ 
chen. Jede Stimme 
für die Unionspar¬ 
tei solle eine Stim¬ 
me für die drit¬ 
te Startbahn sein. 

Flughafensprecher 
betonten, dass alle Ausbaupläne in der 
Schublade blieben und bei „Änderung 
der politischen Rahmenbedingungen“ 


wurden die Wählergemeinschaften mit 
24,6 Prozent bereits die zweitstärkste 
Kraft. In Hessen wähnen sie sich als 
drittstärkste Kraft. 2009 haben sie erst¬ 
mals als „Bundeswählergruppe Freie 
Wähler“ mit der Spitzenkandidatin 
Gabriele Pauli (ehemals CSU) an den 
Wahlen zum Europäischen Parlament 
teilgenommen und 1,7 Prozent der gül¬ 


tigen Stimmen bekommen. Daher rührt 
auch ihr Anspruch auf staatliche Par¬ 
teienfinanzierung. Diese „Bundeswäh¬ 
lergruppe“ wurde 2010 in die „Bundes¬ 
vereinigung Freie Wähler“ überführt. 
Durch die Fusion mit der Wählergrup¬ 
pe Bayern muss die „Bundesvereini¬ 
gung“ zur Bundestagswahl keine Un- 
terstützer-Unterschriften sammeln, 
da sie in einem Landtag vertreten ist. 
Gegenwärtig verfügt die Bundesver¬ 
einigung über 14 Landesverbände und 
etwa 5 000 Mitglieder, allein in Bayern 
3 500. Neben der Bundestagswahl sind 
im Fokus der Freien Wähler besonders 
die EU-Wahlen 2014. Sie wähnen sich 
bereits im Straßburger Parlament, weil 
dort die Fünf-Prozent-Hürde nicht 
mehr gilt. 

Die Freien Wähler fanden bereits im 
Dezember vorigen Jahres bundeswei¬ 
te Medienaufmerksamkeit. Auf einer 
Pressekonferenz in Berlin hatten sei¬ 
nerzeit Parteivorsitzender Aiwanger 
und Ex-BDI-Chef Henkel ihre zu¬ 
künftige Zusammenarbeit demonst¬ 
riert. Henkel war als Ex-FDP-Fan am 
18. Dezember zu den Freien Wählern 
übergelaufen und Aiwanger war über 
den prominenten Zugang höchst er¬ 
freut. Das Scheitern der Mitglieder- 


hervorgeholt werden könnten. Der 
Plan ist also, wie in Griechenland, so 
lange abstimmen zu lassen, bis das Er¬ 
gebnis passt. 


Mit spektakulären Aktionen in der In¬ 
nenstadt, großen Kundgebungen, Flug¬ 
blättern, Anzeigen und Plakaten hat¬ 


befragung der FDP zum Euro-Ret- 
tungsschirm - die Initiative hatte der 
Abgeordnete Frank Schäffler gegen 
den Parteivorstand durchgesetzt - auf 
dem Tiefpunkt der FDP-Krise schien 
für die beiden (Aiwanger und Henkel) 
ein willkommener Anlass, in den Aus¬ 
bau der Freien Wähler Hoffnungen zu 
setzen. Für Henkel gab es ganz einfa¬ 
che Antworten: In Deutschland gebe es 
inzwischen eine „Maulkorbdemokra¬ 
tie“. Die FDP habe liberale Prinzipien 
über Bord geworfen. Die CDU habe 
sich „sozialdemokratisiert“. Das Poten¬ 
zial von Wählern und Mitgliedern für 
die Freien Wähler sah Henkel bei den 
17 Prozent der FDP-Mitglieder, die für 
Schäffler gestimmt hatten in Oppositi¬ 
on zum FDP-Bundesvorstand; bei den 
CDU-Mitgliedern und Wählern, die 
gegen die „Sozialdemokratisierung“ 
verstärkt Widerstand leisten und bei 
den SPD-Wählern, die erkennen, dass 
SPD-Europapolitik auf Pump gemacht 
werde. Das größte Potenzial, so Hen¬ 
kel im Dezember vor der Presse, sehe 
er jedoch bei den partei- und politik- 
frustrierten Nichtwählern. Im übrigen 
strebe er bei den Freien Wählern keine 
Ämter an, sondern wolle sie tatkräftig 
inhaltlich unterstützen. Auch über Koa- 
litionsvarianten hatten die beiden, noch 
gar nicht gewählt, schon nachgedacht. 
Für den einen, Aiwanger, sind mit al¬ 
len anderen Parteien Gespräche mög¬ 
lich, mit Ausnahme der Linken und Pi¬ 
raten. Für den anderen, Henkel, bietet 
sich auf Bundesebene eher eine Koali¬ 
tion mit der CDU/CSU an, „da man die 
FDP ersetze müsse“. 

Seit Dezember 2011 war von dem 
konkreten Engagement Henkels, der 
besonders in Schleswig-Holstein ak¬ 
tiv werden wollte, für die Freien Wäh¬ 
ler kaum etwas zu hören oder zu lesen. 
Ob ihm als Ex-FDP-Fan die Ergebnisse 
von Kiel und Düsseldorf wieder FDP- 
liberalen Mut gemacht haben, weiß 
man nicht. Im unterfränkischen Gei¬ 
selwind, auf der Bundesmitgliederver- 
sammlung der Freien Wähler, war auch 
nichts von ihm zu hören und zu sehen. 
So wird wohl was dran sein, wenn For- 
sa-Chef Güllner seine Umfrage mit den 
Worten kommentierte, dass ein bun¬ 
desweiter Wahlerfolg „sehr gering“ sei. 
Die Freien Wähler seien nur in Bayern 
stark. Im Rest der Republik spielten sie 
keine Rolle. Dass sich 25 Prozent der 
Wahlberechtigten vorstellen könnten, 
die Freien Wähler zu wählen, sei als 
Indikator für den Unmut über die an¬ 
deren Parteien zu werten. Güllner im 
„Stern“: „Das wird sich nicht in Stim¬ 
men umsetzen“ Rolf Priemer 


ten Startbahngegner in den Wochen 
zuvor auf ihr Anliegen aufmerksam ge¬ 
macht. Ein aktionsorientierter Wider¬ 
stand und ein gewachsenes Problembe¬ 
wusstsein gegenüber 
umweltzerstörenden 
Großprojekten im 
Interesse des großen 
Geldes waren aus¬ 
schlaggebend für den 
Erfolg der Startbahn¬ 
gegner. 

In einer Erklärung 
der Startbahngegner 
von „aufgeMUCkt“ 
heißt es: „,Höher, 
schneller, weiter 4 
war gestern. Heute 
ist:,besser, gerechter, 
nachhaltiger 4 . Die Po¬ 
sition ,Wachstum um 
jeden Preis 4 hat keine 
Mehrheit. Stattdes- 
sen sollen Lebens¬ 
qualität, Gesundheit 
und die Rechte der 
kommenden Genera¬ 
tionen stärker als bislang berücksich¬ 
tigt werden.“ 

Walter Listl/Kerem Schamberger 


München sagt Nein zur 3. Startbahn 

CSU sagt „Schaun wer mal“ 



Hubert Aiwanger (3. von links) und sein Vorstand drohen Berlin mit einer 
Sexoffensive zu überrollen. Foto: freie Wähler 



„Stoppt die 3. Startbahn!“, Öl auf Leinwand Mike Keilbach 
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Zwischen himmlischer Ökologie 
und irdischen Preisen 

Landesmitgliederversammlung der DKP-Bezirke in NRW 


Soll die DKP in Nordrhein-Westfalen 
Landespolitik machen? Und wenn ja, 
welche? Sehr selbstverständlich ist die 
Antwort auf diese Frage nicht. Denn 
die beiden in NRW beheimateten Be¬ 
zirke entwickeln nicht in jeder Frage 
übereinstimmende Meinungen. Insbe¬ 
sondere fehlte in der Vergangenheit die 
Übereinstimmung bei dem Thema Be¬ 
teiligung an Landtagswahlen. Man darf 
als Konsequenz dieser spezi¬ 
ellen Uneinigkeit die beiden 
folgenden Beschlüsse deuten, 
die vor zwei Jahren auf den 
B ezirksdelegiertenkonf eren- 
zen in Rheinland-Westfalen 
und Ruhr-Westfalen jeweils 
gefasst worden sind: 

„Der Bezirksvorstand der 
DKP Rheinland-Westfalen 
wird beauftragt, die Diskussi¬ 
on um die Zusammenlegung 
der Bezirke Rheinland-West¬ 
falen und Ruhr-Westfalen 
zu einer Landesorganisation 
in der Bezirksorganisation 
Rheinland-Westfalen mit den 
Genossinnen und Genossen 
des Bezirkes Ruhr-Westfalen 
und des Parteivorstandes zu 
organisieren, mit dem Ziel 
der organisatorischen Zusam¬ 
menlegung.“ (BDK 10. Juli 
2010) 

„Es werden mit dem Bezirk 
Rheinland-Westfalen Gesprä¬ 
che zwecks einer Zusammen¬ 
legung der beiden Bezirke zu 
einem Bezirk NRW geführt. 

Auf einer gemeinsamen er¬ 
gebnisoffenen Konferenz, die 
nach ausführlichen Diskussi¬ 
onen in den Kreisorganisati¬ 
onen folgt, gehen die beiden 
Bezirke das Ziel einer ge¬ 
meinsamen politischen Ver¬ 
einbarung zu ihrer Zusammenlegung 
an, die als gemeinsamer Antrag dem 
20. Parteitag 2012 (2013) vorgelegt wür¬ 
de.“ (19. BDK des Bezirks Ruhr-Westfa¬ 
len, 26. Juni 2010). 

Die im Ruhr-Beschluss erwähnte „ge¬ 
meinsame ergebnisoffene Konferenz“ 
hat jetzt am 17. Juni in Wuppertal statt¬ 
gefunden. Aber wir wollten uns nicht 
mit ausschließlich organisatorischen 
Fragestellungen langweilen. So kamen 
auf die Tagesordnung die Ergebnis¬ 
se der kürzlichen Landtagswahl sowie 
Forderungen zur Energiepolitik. Letz¬ 
tere standen noch aus, nachdem wir 
auf einer Landesmitgliederkonferenz 


vor zwei Monaten in Bottrop landes¬ 
politische Forderungen zu den Themen 
Arbeit, kommunale Finanzen, Wohnen, 
Bildung, Verkehr sowie gegen die Koh¬ 
lenmonoxyd-Pipeline der Firma Bayer 
verabschieden konnten. 

Marion Köster, Bezirksvorsitzende 
von Ruhr, schätzte die Landtagswahl¬ 
ergebnisse vom 13. Mai ein und konnte 
den gerade erst veröffentlichten Koa¬ 


litionsvertrag von SPD und Grünen 
kritisch bewerten. Ein sogenannter 
Städtepakt gibt vor, die verschuldeten 
Kommunen zu entlasten. Tatsächlich 
aber zwingt er sie zu weiteren Kür¬ 
zungen. Der sogenannte Schulkon¬ 
sens zementiert die Mehrgliedrigkeit 
des NRW-Schulsystems. Am unmittel¬ 
baren Einfluss von Managern der Ban¬ 
ken und Konzerne an den Hochschu¬ 
len, wie ihn die Rüttgers-Regierung 
im Hochschulfreiheitsgesetz kodifi¬ 
ziert hatte, soll nicht gerührt werden. 
Selbstverständlich diskutierten die Ge¬ 
nossinnen und Genossen den Verzicht 
auf die Landesliste unserer Partei, der 


mit einem Aufruf zur Wahl der PDL 
verbunden war. 

Anne Frohnweiler, Marions Pendant 
im Rheinland, berichtete über die Er¬ 
gebnisse des Arbeitskreises, der die 
Aufgabe gehabt hatte, die Folgen einer 
Zusammenlegung der beiden Bezirke 
zu erörtern und beschlussreife Alter¬ 
nativen vorzulegen. Der Beschluss zur 
Zusammenlegung könnte lauten: „Die 
DKP-Bezirke Ruhr-Westfa¬ 
len und Rheinland-Westfa¬ 
len kommen überein, künftig 
als ein einheitlicher Landes¬ 
bezirk NRW zu wirken. Der 
Parteivorstand wird gebeten, 
für diese Vereinigung den ent¬ 
sprechenden Beschluss zu fas¬ 
sen und den Termin einer Lan¬ 
desdelegiertenkonferenz mit 
Wahl eines Landesvorstandes 
und den entsprechenden Kom¬ 
missionen festzulegen.“ 

Die Diskussion war engagiert. 
Verbindliche Äußerungen dazu 
sind aber erst auf den nächsten 
BDK’s fällig. Einerseits schaf¬ 
fen die Größe unseres Bun¬ 
deslandes und der Mangel an 
hauptamtlichen Funktionären 
Probleme. Andererseits organi¬ 
sieren wir uns durch die beiden 
parallelen Beschlussorgane in 
wichtigen Fragen Abweichun¬ 
gen. Noch häufiger fehlen Äu¬ 
ßerungen zu aktuellen Fragen. 
Aber die Chance der Einver- 
nehmlichkeit in der Frage der 
Zusammenlegung ist durchaus 
vorhanden. In dem Fall wäre 
der Parteivorstand an der Rei¬ 
he und letztlich der Parteitag, 
Einzelheiten zu beschließen. 
Bei der Diskussion über die 
Vorlage zum Thema Energie¬ 
politik waren wir uns einig dar¬ 
in, vom Himmel der Ökologie herunter¬ 
zusteigen und ganz irdisch über Preise 
zu sprechen. Da kam frische Luft in den 
Saal. Die Genossinnen und Genossen 
aus NRW atmeten regelrecht durch, als 
sie sich sachlich und sachkundig mit ak¬ 
tuellen politischen Fragen beschäftigen 
konnten. Die schlimmen vier Energie¬ 
konzerne E.on, RWE, EnBW und Vat- 
tenfall hatten sich nach der Verlänge¬ 
rung der AKW-Laufzeiten riesige Ge¬ 
winne versprochen. Angesichts der 
sogenannten Energiewende wollen sie 
darauf aber nicht verzichten. Die Ver¬ 
braucher sollen zahlen. Das gilt es zu 
verhindern. Klaus Stein 





Landespolitische Forderungen der DKP für Nordrhein- 
Westfalen. 


20. Ammersee-Seminar 

DKP Südbayern auf historischem Grund 


Das 20. Ammersee-Seminar der DKP- 
Südbayern fand am 23. Juni wieder 
auf historischem Grund statt. Ein gro¬ 
ßes Seegrundstück, auf dem nach 1945 
befreite KZ-Häftlinge, darunter viele 
Kommunisten eine provisorische Hütte 
errichteten, die bis heute Bestand hat, 
ist die malerische Kulisse für das alljähr¬ 
liche Ammersee-Seminar der DKP. Der 


Blick auf den See vor der malerischen 
Kulisse der bayerischen Berge lockt im¬ 
mer auch Freunde und Sympathisanten 
der DKP zu Seminaren, die sich mit ak¬ 
tuellen ideologischen Fragen befassen. 
Nachdem Fred Schmid wie immer über 
die Geschichte der Hütte informierte, 
gedachten die Anwesenden der kürz¬ 
lich im stolzen Alter von 105 (!) Jahren 


verstorbenen Antifaschistin und Kom¬ 
munistin Lina Haag. 

Das diesjährige Thema des Seminars 
lautete „Krise, Transformation und 
Zukunft des Kapitalismus - sozialöko¬ 
logischer Umbau als antikapitalisti¬ 
sches Konzept? Alternativen dringend 
gesucht!“ Conrad Schuhler vom ISW 
(Institut für sozialökologisches Gesell¬ 
schaftsforschung) referierte über das 
Eurodebakel und über die daraus re¬ 
sultierenden Folgen für Europa, über 
die „große Krise“ und die Möglichkei¬ 
ten einer Transformation zu einer soli¬ 
darischen Wirtschaft jenseits des Ka¬ 
pitalismus. 

Vor allem seine Ausführungen zur re¬ 
formistischen und revolutionären In¬ 
terpretation des Begriffes der Trans¬ 
formation und Überlegungen über 
die Chancen einer solchen angesichts 
schwach entwickelter Kräfte der poli¬ 
tischen Linken und der Defensive der 
Arbeiterklasse führten zu angeregter 
Diskussion. 

Mit 46 Teilnehmern war das Seminar 
zwar schwächer besucht als vorherige, 
dafür war das Wetter deutlich besser. 
Nach hitziger Debatte konnte man im 
strömungsfreien Ammersee Körper 
und Geist erfrischen. Conrad’s Referat 
demnächst auf www.isw-muenchen.de 

Walter Listl 



Hitzefest: Walter Listl und der Referent Conrad Schuhler 


Bundes-Suppenköche 


Die allerchristlichen Unionisten ha¬ 
ben es zu einem neuen Rekord ge¬ 
bracht. Gerechtigkeitshalber sollte 
die Vorarbeit der hartz-bewegten 
Sozialdemokraten und die jeweili¬ 
gen Hiwis nicht vergessen sein. Ein 
„Bundesverband Deutsche Tafeln“ 
kann von seinem „Bundestreffen“ in 
Suhl verkünden: Die Zahl der Men¬ 
schen, die auf Essenshilfe aus den 
Suppenküchen angewiesen sind, ist 
auf 1,5 Millionen gestiegen. Klar, 
Suppenküche heißt im Zeitalter den 
Neusprech natürlich nicht mehr Sup¬ 
penküche, sondern Tafel. Das altmo¬ 
dische Suppe kochen ist out. Tafel 
klingt aristokratisch-edel nach 925er 
Sterling-Silber. Dieses nostalgisch- 
nobilitierende Namensupdate um¬ 
rankt ein jetztzeitig-utilitaristisches 
Konzept: Die Tafel ist die Resteram¬ 
pe für den örtlichen Lebensmittel¬ 
handel. Was sonst per Sondermüll 
teuer entsorgt werden müsste, kann 
so noch frei Haus zu einem guten Ge¬ 
wissen recycelt werden. Hier findet 
sich in etwa die schrödersche Ausfor¬ 


mung des alten sozialdemokratischen 
Leitsatzes: Unsere Kinder sollen es 
einmal besser haben. 

Als echte rosaschwarzgelbgrüne In¬ 
novation muss gelten, dass die Tafeln 
sich ihre Kundschaft nicht mehr nur 
an den Bibel-bekannten „Straßen 
und Zäunen“ (Lk 14,23) zusammen¬ 
suchen müssen, sondern auch auf das 
sich rasant vergrößernde Reservoir 
Teilzeit- und auch Vollzeit-Beschäf¬ 
tigter zugreifen können, die nun er¬ 
fahren durften, was es mit der Paro¬ 
le „Arbeit muss sich wieder lohnen“ 
auf sich hat. Und auch bei den Rent¬ 
nern eröffnen sich dank Riester völ¬ 
lig neue Chancen. Immerhin gelten 
13 Mio. Menschen inzwischen offiziell 
als arm. Nicht wenige davon mit ei¬ 
nem 40 Stunden-Job. „Deutschland 
geht es gut“ (Merkel). Schwarz-Gelb 
hat es immerhin auf 950 000 Millio¬ 
näre gebracht. Da ist Luft nach Oben. 
Und so wird der Bundessuppenkü¬ 
chenverband wohl noch manch schö¬ 
ne Erfolgsmeldung raushauen kön¬ 
nen. Guntram Hasselkamp 


Menschenkette gegen Fluglärm 
und Umweltzerstörung am Sonntag, 
den 24. Juni 2012 in Frankfurt/M. 













6 Freitag, 29. Juni 2012 


Internationales 


unsere zeit m 


Putsch in Paraguay: 

Für die Wiederherstellung 

der Demokratie 

und der Volkssouveränität 

Die in der Front zur Verteidigung der De¬ 
mokratie (FDD) versammelten Mitglieder, 
politischen Parteien und gesellschaftlichen 
Bewegungen sowie politischen und zivil¬ 
gesellschaftlichen Persönlichkeiten klagen 
den institutioneilen und rechtsstaatlichen 
Bruch seitens des konservativsten und 
reaktionärsten Sektors des Parlaments 
an, der das grundsätzliche Recht auf Ver¬ 
teidigung und Prozess verweigert und 
Konzepte und Praktiken der Stroessner- 
Diktatur angewandt und so den Sturz der 
verfassungsmäßigen Regierung von Prä¬ 
sident Fernando Lugo provoziert hat. Sol¬ 
che Verletzung der Verfassung ist mit An¬ 
schuldigungen ohne jeglichen Beweis und 
unter Anwendung von nazifaschistischen 
Methoden, die auf Intrigen und Verleum¬ 
dungen basieren, und mit pseudolegalen 
Mitteln untermauert. 

Dieses schwere Vergehen, mit unseligen 
Konsequenzen in Wirtschaft, Gesellschaft 
und konstitutionellem Leben der Repub¬ 
lik, muss sofort zurückgenommen wer¬ 
den. Das zivilisierte und demokratische 
Zusammenleben, basierend auf Gerech¬ 
tigkeit und dem Respekt vor der Souve¬ 
ränität des Volkes muss wiederhergestellt 
werden. 

Aus diesen Gründen weist die FDD die 
Putschregierung von Federico Franco zu¬ 
rück, verurteilt sie und ruft mit einer per¬ 
manenten Mobilisierung das ganze pa¬ 
raguayische Volk zur Verteidigung des 
demokratischen Prozesses und der Insti- 
tutionalität der Republik auf, mit dem Ziel 
die Unterjochung der fundamentalen Men¬ 
schenrechte zu verhindern. Wir rufen zur 
Einheit des ganzen paraguayischen Volkes, 
im Inland wie im Ausland, zur Solidarität 
der anderen lateinamerikanischen Bruder¬ 
völker und zur koordinierten Aktion für die 
Wiederherstellung des Rechtsstaates und 
zur Respektierung der Volkssouveränität 
in Paraguay auf. 

Für die Gültigkeit der Verfassung! 

Für das volle Recht auf soziale Gerech¬ 
tigkeit und Menschenrechte in Paraguay! 
Fernando Lugo ist der einzige verfas¬ 
sungsgemäße Präsident der Republik Pa¬ 
raguay! 

Nein zur Putschregierung von Federico 
Franco! 

Für die Rückgewinnung der Demokratie in 
Paraguay! Übersetzung: G. P. 

Lesen Sie auch den Kommentar „Schat¬ 
tenputsch auf der Insel“ auf Seite 8 


Club der Millionäre 
wuchs weiter 

„Daran ändern alle Krisen nichts: Die 
Gruppe der Reichen wächst, immer 
mehr Menschen haben Millionen im 
Depot“. So berichtete die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“ am 19. Juni, ge¬ 
stützt auf die 16. Ausgabe des gerade 
veröffentlichten „World Wealth Re¬ 
port“ („Weltwohlstandsbericht“), den 
die international agierende Unterneh¬ 
mensberatungsfirma Capgemini all¬ 
jährlich veröffentlicht. 

Weltweit hat die Zahl der Millionäre 
im Jahr 2011 um 0,8 Prozent zugenom¬ 
men, nach einem Anstieg um 8,3 Pro¬ 
zent im Jahr davor. Das sind insgesamt 
rund 11 Millionen Reiche. „So viele 
Millionäre gab es noch nie“, vermerk¬ 
te die FAZ. Berücksichtigt werden bei 
dieser Auflistung nur Besitzer von Fi¬ 
nanzvermögen von mindestens 1 Mil¬ 
lion Dollar (ca. 793 000 Euro). Ande¬ 
re Vermögenswerte wie Immobilien, 
Grund und Boden, Luxusvillen, Kunst¬ 
schätze, Brillianten, Schmuck, Luxus¬ 
autos oder sonstige Luxusgüter werden 
nicht mitgerechnet. 
„Überdurchschnittliche Zuwächse ver¬ 
meldete Capgemini aus dem wachs¬ 
tumsstarken Deutschland“, berichtet 
die FAZ weiter. Hier stieg die Zahl 
der Millionäre 2011 um 3 Prozent auf 
über 950 000. „Damit leben nur in den 
Vereinigten Staaten und in Japan mehr 
Reiche als hierzulande. Mehr als jeder 
zweite (53,3 Prozent) kommt aus einem 
dieser drei Länder“, weiß das großbür¬ 
gerliche Blatt zu vermelden. 


Die Generäle behalten das letzte Wort 


In Ägypten teilen sich Militär und Islamisten künftig die Macht 



Die Mursi-Anhänger bejubeln einen Sieg, der nur ein halber ist. 


Eine ganze Woche hat die ägyptische 
Wahlkommission gebraucht, bis sie am 
vergangenen Sonntag endlich bekannt 
gab, dass der Islamist Mohammed Mur- 
si die Stichwahl um das Präsidentenamt 
am 16./17. Juni mit 51,7 Prozent knapp 
gewonnen habe. Vor der Bekanntgabe 
waren gepanzerte Militärfahrzeuge vor 
der Wahlkommission und verschiede¬ 
nen Regierungsgebäuden aufgefahren, 
um Proteste gegen dieses Ergebnis im 
Keim zu ersticken. 

Bereits Ende letzter Woche hatte es 
in Kairo Anzeichen gegeben, dass sich 
die Generäle und die Islamisten auf 
einen Kompromiss über eine Teilung 
der Macht einigen könnten. Beide Sei¬ 
ten bestätigten gegenüber der Nach¬ 
richtenagentur Reuters, dass es in den 
Tagen nach der Stichwahl vertrauliche 
Treffen zwischen ihnen gegeben hat. 
Die Wahlkommission hatte die Verzö¬ 
gerung bei der Bekanntgabe des Wahl¬ 
ergebnisses damit begründet, dass sie 
für die Prüfung der rund 400 von bei¬ 
den Seiten eingelegten Einsprüche we¬ 
gen Wahlfälschungen mehr Zeit brau¬ 
che. In mehr als 100 Wahllokalen waren 
Unregelmäßigkeiten festgestellt wor¬ 
den, darunter die Anlieferung von Pa¬ 
keten mit Stimmzetteln in Wahllokale, 
die bereits eine Kennzeichnung für den 
Islamisten Mursi enthielten. In einigen 
Wahllokalen war die Zahl der gemel¬ 
deten abgegebenen Stimmen höher als 
die dort registrierte Wählerzahl. 
Offensichtlich hatte es in den Tagen vor 
der Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
eine Art Machtgerangel zwischen Ar¬ 
meeführung und Islamisten gegeben, 
bevor Mursi offiziell zum Sieger erklärt 
wurde. Die Moslem-Bruderschaft hatte 
aus Protest gegen das, was als „laten¬ 
ter Staatsstreich der Militärs“ bezeich¬ 
net wurde, zur erneuten Besetzung des 
Tahrir-Platzes in Kairo aufgerufen, 
gleichzeitig aber die geheimgehalte¬ 
nen Gespräche mit den Generälen be¬ 
gonnen. Die nichtreligiösen Kräfte der 


ägyptischen Protestbewegung nahmen 
an der neuen Tahrir-Aktion nicht teil. 
Der „latente Staatsstreich“ hatte be¬ 
reits zwei Tage vor der Stichwahl be¬ 
gonnen. Der „Oberste Rat der bewaff¬ 
neten Streitkräfte“ hatte in einer als 
„Verfassungsergänzung“ bezeichneten 
Erklärung am 14. Juni die im Dezem¬ 
ber abgehaltene Parlamentswahl für 
ungültig und das im Dezember gewähl¬ 
te Parlament mit seiner starken islamis- 
tischen Mehrheit für aufgelöst erklärt. 
Gleichzeitig verkündete der Militärrat, 
dass er bis zur Wahl eines neuen Parla¬ 
ments die gesetzgeberische Macht im 
Land übernehme. Ferner wurde in dem 
Text erklärt, dass die Armeeführung 
„die volle Kontrolle über die internen 
Angelegenheiten der Armee ausübt“, 
einschließlich der Ernennung und Ent¬ 
lassung von Militärpersonen und des 


Verteidigungsbudgets. Sie will sich also 
von niemandem in diese Bereiche und 
das umfangreiche Wirtschaftsimperium 
der Armee hineinreden lassen. Damit 
ist der gewählte Staatspräsident auch 
nicht mehr wie bisher der Oberste Be¬ 
fehlshaber der Armee. 

De facto beansprucht der Militärrat da¬ 
mit weiterhin die letzte Entscheidungs¬ 
befugnis, ganz gleich, wer Präsident ist 
und wie die Mehrheitsverhältnisse im 
Parlament sind. Präsident und Regie¬ 
rung sind letztlich den Entscheidungen 
der Generäle untergeordnet und deren 
Ausführungsorgane. In den internen 
Verhandlungen mit der Armeeführung 
hatten die Islamisten offenbar versucht, 
diese Machtverteilung zu ihren Guns¬ 
ten etwas zu verschieben. Ob sie dabei 
etwas erreicht haben, ist derzeit unbe¬ 
kannt. Jedenfalls ließ sich Mursi nun 


zum Staatspräsidenten ausrufen, ohne 
dass die Militärs ihre „Verfassungser¬ 
gänzung“ offiziell zurückgenommen 
oder abgeschwächt hätten. Einen gro¬ 
ßen Konflikt oder gar einen neuen Auf¬ 
stand gegen die Generäle haben die 
Moslembrüder nicht gewagt. 

Auf der Strecke bleiben bei diesem 
Machtgerangel auf jeden Fall die In¬ 
teressen der großen Mehrheit der 
Bevölkerung und die ursprünglichen 
sozialen und demokratischen Anlie¬ 
gen der ägyptischen Revolution, für 
die das Volk im Januar letzten Jahres 
auf die Straße gegangen war. Ein gro¬ 
ßer Teil der ägyptischen Linken hatte 
bei der Stichwahl, vor die Alternative 
zwischen dem Islamisten Mursi und 
dem Ex-Mubarak-Regierungschef und 
Luftwaffengeneral Shafik gestellt, zum 
Wahlboykott aufgerufen. Nun soll die 
Wahlbeteiligung laut Wahlkommission 
allerdings bei 51 Prozent gelegen ha¬ 
ben, obwohl sie im ersten Wahlgang 
nur auf 45 Prozent gekommen war 
und viele Beobachter vermeldet hatten, 
dass sie bei der Stichwahl noch niedri¬ 
ger lag. Jedenfalls hatte sich offenbar 
fast die Hälfte der Wählerinnen und 
Wähler von keinem der beiden übrig 
gebliebenen Kandidaten vertreten ge¬ 
sehen. Hierin zeigt sich die große Kluft 
zwischen dem Machtgerangel der ver¬ 
schiedenen Fraktionen der ägyptischen 
Bourgeoisie, die von den Führern der 
Islamisten, den Generalen und eini¬ 
gen nicht-islamistischen großbürger¬ 
lichen Politikern verkörpert werden, 
und großen Teilen der Bevölkerung. 
Die Möglichkeit, dass sich aus dieser 
„Ablehnungsfront“ gegen Militärs und 
Islamisten nach der Inthronisierung 
Mursis eine breite Allianz demokra¬ 
tischer und linker Kräfte entwickelt, 
die dem „Kompromiss“ zwischen Ge¬ 
nerälen und Mullahs Paroli bietet und 
weiter für die ursprünglichen Ziele der 
ägyptischen Revolution kämpft, ist da¬ 
mit noch nicht verschüttet. Dirk Grobe 


Rangelei und fromme Sprüche 

Der G20-Gipfel in Los Cabos ist gescheitert 


Die Spin-Doctors und Sprachdesigner 
haben wieder einmal ganze Arbeit ge¬ 
leistet. Die Fotos zeigen eine gut ge¬ 
launte Truppe, die Aufstellung genom¬ 
men hat wie ein Kegelclub vor der 
Weinverköstigung. Auch die Abschluss¬ 
deklaration strotzt nur so vor positiven 
Absichten: „Wir sind vereint in unse¬ 
rer Entschlossenheit Wachstum und 
Jobs zu fördern. Und ähnliches mehr. 
Beschäftigung, sozialer Schutz, Handel, 
Festigung der internationalen Finanzar¬ 
chitektur, Ernährungssicherheit, Roh¬ 
stoffpreisstabilität, Langzeitprosperität 
und grünes Wachstum; es gibt kaum 
etwas auf der internationalen Agenda, 
für das die G20 in Los Cabos nicht ent¬ 
schlossen den Arm gehoben hätten. Da¬ 
bei blieb es dann aber auch. 

Die G20-Mitglieder der Euro-Zone 
werden „alle notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, um die Integrität und Stabi¬ 
lität der Euro-Zone zu sichern“, heißt 
es da beispielsweise. Was Frau Merkel 
und ihre Bundesbank-Mitstreiter wohl 
getrost als eine Aufforderung zu einem 
entschlossenen „Weiter so!“ interpre¬ 
tieren werden. „Wir blicken nach vorn 
zu einer Eurozone, die partnerschaft¬ 
lich mit der neuen griechischen Re¬ 
gierung zusammenarbeitet, um deren 
Verbleib auf dem Pfad der Reformen 
und der Nachhaltigkeit zu sichern“, ver¬ 
breitet die Deklaration frohe Kunde. Es 
dürfte kaum etwas geben, das weiter 
von der Realität entfernt liegt. 

Jenseits der schönen Worte haben die 
G20, die für 87 Prozent des Welt-BIP 
stehen, nicht viel zu bieten. Es gibt 
nicht einmal mehr den Versuch der 
selbsternannten Weltenlenker die of¬ 
fenkundigen Probleme der sich wieder 
verschärfenden Weltwirtschaftskrise 
effektiv anzugehen. Der G20-Gipfel in 
Los Cabos setzt damit die Entschluss¬ 


unfähigkeit des G8-Gipfels in Camp 
David, 18./19. Mai 2012, bruchlos fort. 
Substantiell ist einzig die Erhöhung der 
IWF-Ressourcen. Frau Lagarde wird in 
Zukunft mehr als eine Billion Dollar 
zur Verfügung stellen, um Staaten, ge¬ 
nauer gesagt: Banken zu „retten“. Da 
diese Form der „Rettung“ (siehe Grie¬ 
chenland) getrost als Drohung verstan¬ 
den werden darf, lässt sich hierin auch 
die finanzielle Sicherstellung eines gi¬ 
gantischen Kapazitätsvernichtungspro¬ 
gramms erblicken. 

Sowohl G8 als auch G20 sehen offen¬ 
bar keine Möglichkeiten mehr, die Kri¬ 
sendynamik expansiv und kooperativ 
zu überwinden. Das heißt, die in der 
Krise zu Tage tretende Kluft zwischen 
Produktions- und Konsum-Kapazitä¬ 
ten durch kreditgestütztes Wachstum 
zu überbrücken sowie die aus den man¬ 
gelhaften Verwertungsmöglichkeiten 
entstandene Hypertrophie („krebsarti¬ 
ges“ Wachstum - d. Red.) der Spekula¬ 
tionssphäre zu schrumpfen. Um diesen 
Weg möglich zu machen, bedürfte es 
des koordinierten Handelns zumindest 
der imperialistischen Hauptakteure. In 
einer Welt der offenen Grenzen, feh¬ 
lenden Kapitalverkehrskontrollen und 
gigantischen privaten Finanzvolumina 
wären einzelne Staaten spekulativen 
Angriffen hoffnungslos ausgeliefert. 
Eine solche Kooperation ist - zumin¬ 
dest momentan - offenkundig nicht er¬ 
reichbar. Zu tief sind die Interessendi¬ 
vergenzen, die sich aus den spezifisch 
unterschiedlichen Positionen der im¬ 
perialistischen Zentren ergeben. Statt- 
dessen wird der Anpassungsprozess in 
einem kontraktiven und konkurrenz¬ 
bestimmten und, speziell in der Eu¬ 
rozone, mit Hilfe der „Finanzmärkte“ 
orchestrierten Prozess der Anpassung 
des Angebots an die gesunkene Nach¬ 


frage vorangetrieben. Konkret bedeu¬ 
tet diese nächste Runde des „Race to 
the bottom“: Pleiten, Arbeitslosigkeit, 
Lohnsenkung, Sozialabbau etc. pp. Die 
Aufstockung der IWF-Mittel meint in 
diesem Kontext: Die Brandstifter, be¬ 
vor sie großflächig zu zündeln begin¬ 
nen, spendieren der Feuerwehr noch 
eine neue Pumpe, damit am Ende nicht 
auch noch ihr eigenes Haus abbrennt. 
Damit hat sich die Linie des Kanzler¬ 
amtes und der Bundesbank weitgehend 
durchgesetzt. Zur Kooperation bedarf es 
vieler, Egoismus gelingt auch allein. Alle 
Versuche, die deutschen Austeritätsfana- 
tiker zu einer expansiveren Wirtschafts¬ 
politik zu bewegen, sind in Los Cabos 
gescheitert. Natürlich gilt die hübsch 
klingende Allerwelts-Formel „Wir ver¬ 
pflichten uns alle erforderlichen Maß¬ 
nahmen zu ergreifen“, im Schlussdoku¬ 
ment auch für den Themenbereich „öko¬ 
nomische Stabilisierung“ und „globale 
Erholung“. Doch dürften die Protago¬ 
nisten, wie auch bei der „Rettung“ der 
Eurozone, hierunter zum Teil sehr unter¬ 
schiedliche Dinge verstehen. Die Kanz¬ 
lerin beispielsweise gibt vor zu glauben, 
die ökonomische Stabilisierung sei zu 
befördern, indem man in der Euro-Peri¬ 
pherie Arbeitslosigkeit und Deindustria¬ 
lisierung mit einem harten Austeritäts- 
kurs vorantreibt. Dieser Kurs, der für 
die deutsche Wirtschaft den Vorteil der 
preiswerten Fachkräfterekrutierung und 
Erhöhung der Marktdominanz enthält, 
dürfte nicht nur auf den Widerstand in 
den betroffenen Euro-Staaten, sondern 
auch auf den Argwohn und den Unmut 
der asiatischen und US-amerikanischen 
Konkurrenz stoßen. 

Die Krise der Euro-Zone, des größten 
globalen Wirtschaftsraumes, droht die 
noch immer anämische Konjunktur in 
den USA und selbst das sich deutlich 


abschwächende Wachstum in Asien 
und den Schwellenländern deutlich mit 
abzubremsen. Die Obama-Administra¬ 
tion steht, vor den Wahlen, noch immer 
vor einer Arbeitslosigkeit in der wei¬ 
teren offiziellen Abgrenzung von 14,8 
Prozent (U-6,plus Entmutigte und un¬ 
gewollt nur Teilzeitbeschäftigte). Der 
Case-Shiller-Hauspreisindex fällt, nach 
einer kurzen Zwischenerholung 2010, 
längst wieder monoton. Eine Boden¬ 
bildung ist bei der geplatzten Immobi¬ 
lienblase auch nach sechs Jahren noch 
nicht in Sicht. 

In China sehen die Zahlen zwar noch 
gut aus. Sie sind - von hohem Niveau 
kommend - aber deutlich schwächer. 
Sorge bereitet, ob der gigantische Ka¬ 
pazitätsaufbau des exportorientierten, 
nachholenden Entwicklungsmodells 
in einer krisenhaften, tendenziell pro- 
tektionistischeren Weltwirtschaft tat¬ 
sächlich eine nachhaltige Perspektive 
ermöglicht. Der dazu notwendige Um¬ 
bau auf einen stärker binnenmarkto¬ 
rientierten Kurs ist zwar angekündigt, 
aber lange nicht bewältigt. Die Gefahr 
der Blasenbildung ist auch hier nicht 
zu übersehen. 

Die japanische Wirtschaft, seit dem 
Platzen der Immobilienblase Anfang 
der 1990er Jahre in der Dauerkrise, lie¬ 
fert gewissermaßen die Blaupause für 
die gegenwärtige Krisenentwicklung. 
Damals allerdings noch in einem boo¬ 
menden, kooperationsbereiten Umfeld. 
Nun ist die Lage deutlich anders. Die 
Parole der Frontfrau des deutschen Fi¬ 
nanzkapitals „Wir wollen gestärkt aus 
der Krise hervorgehen“ meint durch¬ 
aus: auf Kosten anderer. Diese Bot¬ 
schaft scheint, wie der Streit in Los Ca¬ 
bos zeigt, inzwischen verstanden wor¬ 
den zu sein. Putzige Bilder hin oder her. 

Klaus Wagener 
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„Die Wahlen sind ein Kampf zwischen Monopolen“ 

Positionen der Kommunistischen Partei Mexikos über Wahlen und Drogenkrieg 


Am Sonntag werden in Mexiko ein 
neuer Präsident und 128 Senatorinnen 
sowie 500 Abgeordnete zum Parlament 
gewählt. Amtsinhaber Felipe Calderön 
kann wegen des Wiederwahlverbots 
nicht wieder antreten. Weil vor Jahren 
beschlossen wurde, dass nur die Partei¬ 
en an den Wahlen teilnehmen dürfen, 
die schon zu den Parlamentsteilwah¬ 
len 2009 registriert waren, kandidieren 
die mit der DKP verbundenen mar¬ 
xistischen und leninistischen Parteien, 
die Sozialistische Volkspartei Mexikos 
(PPSdM) und die Kommunistische Par¬ 
tei Mexikos (PCM), nicht. 

Damit bilden die vier Kandidaten, die 
2012 auf dem Wahlzettel stehen, nur 
eine einzige Option, bei der es - unab¬ 
hängig von ein paar Schattierungen - 
um die Verwaltung des kapitalistischen 
Systems geht. Die Nationalkonferenz 
der PCM hatte im April die Wahlen 
und „die Demokratie“ in Mexiko als 
eine Fassade der Monopolmacht be¬ 
zeichnet. Ihr Generalsekretär Pavel 
Blanco sieht nach Prüfung des Wahl¬ 
programms denn auch keinerlei Basis 
für eine Wahlunterstützung für Andres 
Manuel Lopez Obrador („AMLO“), 
der in Mexiko als „Kandidat der Lin¬ 
ken“ gehandelt wird. Zum anderen sind 
die sechs Jahre als Bürgermeister des 
Hauptstadtdistrikts in den Augen der 
PCM auch keine Empfehlung für Lo¬ 
pez, der für die sozialdemokratische 
Partei der Demokratischen Revoluti¬ 
on (PRD) im Bündnis mit der Partei 
der Arbeit und einer Bürgerbewegung 
antritt. Lopez steht demnach für die 
wirtschaftlichen Interessen von „Casa 
Geo“, einem Baukonzern, und von 
Carlos Slim, einem milliardenschwe¬ 
ren Medienmogul. Es gibt die wider- 
streitenden Interessen von Slim auf der 
einen und den Fernsehkanälen Televi- 
sa und TV Azteca (um den TV-Markt, 
konkret um einen lukrativen dritten 
Kanal) sowie Iusacell und Telefönica 
(um den Mobilfunkmarkt) auf der an¬ 


deren Seite. In diesemWettstreit, so Pa¬ 
vel Blanco, habe sich auch eine konser¬ 
vative Zeitungsgruppe aus Monterrey 
auf AMLOs Seite geschlagen. 

Was Interessen der Arbeiterschaft 
angeht, gibt es keine merklichen Un¬ 
terschiede zwischen Lopez und den 
Kandidaten der rechtssozialdemokra¬ 
tischen Revolutionär-Institutionellen 
Partei (PRI), Enrique Pena Nieto, und 
der regierenden konservativen PAN 
(Partei der Nationalen Aktion), Jose- 
fina Väzquez. Keine/r der drei will die 
dem Volke Mexikos zuwider laufenden 
Freihandelsverträge mit Nordamerika 
(NAFTA) oder der EU beenden noch 
die Vereinbarungen mit dem IWF zur 
Auftastung der Krisenfolgen auf die 
Arbeiterklasse aufkündigen. Hinzu 
kommt, dass die staatliche Repression 
sich faktisch nicht von der der beiden 
anderen Parteien unterscheidet. Pavel 
Blanco führt Beispiele aus PRD-regier¬ 
ten Bundesstaaten an: die Massakrie- 
rung von Studenten in Guerrero, die 
Repression gegen die gesellschaftlichen 
Bewegungen in Mexiko-Stadt oder die 
Finanzierung der Paramilitärs in Chia- 
pas. Die häufig dem PRI-Kandidaten 


Enrique Pena angelastete Niederschla¬ 
gung der Protestbewegung in San Sal¬ 
vador Atenco vor sechs Jahren (Pena 
war dort Gouverneur) war tatsächlich 
auf eine Vereinbarung zwischen den 
drei staatstragenden Parteien zurück¬ 
zuführen gewesen: PAN, PRI und PRD, 
die auch dieses Mal den Kuchen unter 
sich aufteilen werden. Der vierte Kan¬ 
didat Gabriel Quadri von der „Neuen 
Allianz“ dürfte chancenlos sein. 

Dabei sehen die Umfragen die PRI 
zwischen 10 und 18 Prozentpunkte vor 
PRD und PAN, die in etwa gleichauf 
sind. Die PRI ist seit einigen Jahren 
im Aufwind und hatte die Parlaments¬ 
teilwahlen 2009 deutlich gewonnen. 
Die KP Mexikos sieht nicht mehr vie¬ 
le Unterschiede zwischen der PRI, die 
ursprünglich aus der Mexikanischen 
Revolutionstradition kommt, und der 
PAN, die die PRI im Jahr 2000 abgelöst 
hatte und deren Kandidat Calderön 
2006 nur äußerst knapp (und umstrit¬ 
ten) gegen AMLO gewonnen hatte. 
PRI-Mann Pena hat in sein Schatten¬ 
kabinett als Sicherheitsberater den ko¬ 
lumbianischen Uribe-General Naranjo 
berufen, was auf eine Paramilitarisie¬ 


rung der Polizei- bzw Militärstrukturen 
hindeuten könnte, um den immer noch 
aktiven Guerrillagruppen in verschie¬ 
denen Bundesstaaten beizukommen. 
Ebenso wie Lopez steht Pena natür¬ 
lich auch für Monopolgruppen, in die¬ 
sem Fall für die Transportgesellschaf¬ 
ten, Teile der Telekommunikation und 
einige Industriezweige, aber auch für 
die „mafiosen Gruppen“ innerhalb der 
korrupten Teile der korporativistischen 
Gewerkschaftsbewegung Mexikos. Im 
Grunde sind die Wahlen ein intermo¬ 
nopolistischer Kampf, so Pavels Ana¬ 
lyse. 

Die PCM steht für die Entwicklung ei¬ 
nes gesellschaftlichen Bündnisses, eine 
antimonopolistische, antiimperialisti¬ 
sche und antikapitalistische Front, die 
im Ergebnis eine „Arbeiter- und Volks¬ 
macht“ haben wird, durch Zusammen¬ 
arbeit mit einigen Gewerkschaften und 
politischen Organisationen. Deshalb 
reicht ihr ein Aufruf zur Enthaltung 
nicht, wie ihn mehrere linke Organisa¬ 
tionen gemacht haben, sondern es muss 
darüber hinaus eine Alternative aufge¬ 
zeigt werden. 

Mexikos „Krieg gegen die Drogenkar- 
telle“ hat bereits an die 60 000 Men¬ 
schenleben gefordert. Mit der Regie¬ 
rungsübernahme durch die PAN wur¬ 
den andere Kartelle bevorzugt als in 
der PRI-Ägide und dadurch der mili¬ 
tärische Konflikt erst angeheizt, weil 
der Markt neu aufgeteilt wurde. Auch 
hier unterscheiden sich die Vorstel¬ 
lungen der Kandidatin und der Kan¬ 
didaten um die Präsidentschaft nicht: 
alle wollen das Militär auf den Stra¬ 
ßen halten, um Sicherheit zu geben, 
mindestens aber zu demonstrieren. 
Der Krieg diente den USA dazu, um 
sich mit Polizeieinheiten in Mexiko 
festzusetzen, was angesichts der star¬ 
ken Betonung der nationalen Eigen¬ 
ständigkeit unter PRI-Führerschaft 
nie denkbar war. Natürlich, so der 
PCM-Generalsekretär, ist auch der 


Waffenhandel aus den USA in Mexi¬ 
ko angekommen - wie die Affäre um 
einen Waffenverkauf an mexikanische 
Verbrecherbanden zeigte, ist die ge¬ 
meinsame Grenze also so undurch¬ 
lässig nicht, wenn es darauf ankommt. 
Unterdessen hinterlässt der Krieg ent¬ 
völkerte Dörfer durch Flucht und Ver¬ 
treibung und brachte Mexiko einen 
internationalen Spitzenplatz bei der 
Ermordung von Journalisten. 

Aber Mexiko hat auch ganz „norma¬ 
le“ kapitalismusbedingte Probleme, wie 
derzeit z. B. eine Offensive gegen die 
Bediensteten des Bildungsministeri¬ 
ums, wo stark eingespart werden soll. 
Es hat in Puebla, San Luis Potosi und 
anderen Staaten bereits 110 Entlassun¬ 
gen gegeben; den Widerstand leisten 
die klassenbewussten Gewerkschaften 
CNTE und CEND-SNTE, in denen 
auch die kommunistischen Lehrer/in- 
nen organisiert sind. Die langjährigen 
Kämpfe der Energiearbeitergewerk¬ 
schaft halten ebenfalls an. Seitens der 
KPO Mexikos und anderer Kräfte gibt 
es innerhalb der „Gewerkschaftlichen 
Einheitskoordinierungsstelle“ vielfälti¬ 
ge Versuche einen unabhängigen, au¬ 
tonomen, basisorientierten und klas¬ 
senbewussten Gewerkschaftskurs zu 
schaffen, wozu es gilt Betriebsgruppen 
zu fördern. Aber Pavel Blanco sieht 
noch „mehrere Jahre, bevor es sichtba¬ 
re Resultate gibt“. Denn derzeit gibt es 
beispielsweise Verbindungen zwischen 
dem Kanadaaufenthalt eines Bergar¬ 
beitergewerkschaftsführers und den 
danach zunehmenden Verträgen mit 
kanadischen Bergbauunternehmen. 
Manche kanadische Tagebauförde¬ 
rer sind mittlerweile in Ruch gekom¬ 
men sich wenig um Umweltauflagen 
zu scheren. Und der betreffende Ge¬ 
werkschafter dabei, in Vorteilsnahme 
verwickelt zu sein. 

Günter Pohl, basierend auf einem Gespräch mit 
Pavel Blanco 



Protestcamp von Wohnungslosen. 


Unterlassene Hilfeleistung-Teil eines vergessenen Kriegs 

AKP bestraft Opfer des Erdbebens in der kurdischen Region Van 



io ooo Erdbebenopfer hausen immer noch in Zelten. 


Die Provinz Wan (türkisch: Van) hat of¬ 
fiziell 460 000 Einwohnerinnen - mit 
den nicht registrierten Inlandsmigran- 
tlnnen eher eine Million - und liegt im 
Südosten der Türkei an der iranischen 
Grenze in 1 700 m Höhe. Am 22. Okto¬ 
ber 2011 bebte in den Regionen Wan 
und Bitlis in Nordkurdistan mehr als 
20 Mal die Erde mit einer Stärke bis 
7,3 auf der Richterskala. Insbesonde¬ 
re in der Region Wan kam es dabei zu 
massiven Zerstörungen, über 600 Toten 
und mehr als tausend Verletzten. Viele 
tausend Menschen wurden obdachlos. 
Ganze Dörfer wurden durch das Erd¬ 
beben ausgelöscht. Während die türki¬ 
sche Regierung an vielen Orten in den 
ersten 48 Stunden keine Präsenz zeig¬ 
te, ging eine Welle großer Hilfsbereit¬ 
schaft durch die kurdische Region und 
die internationale Öffentlichkeit. Diese 
Hilfe wurde und wird jedoch vom tür¬ 
kischen Staat stark eingeschränkt und 
oder gar vollständig verhindert. Zudem 
wurden deutliche Vorwürfe laut, dass 
der Provinzgouverneur Hilfe lediglich 
an das Klientel der Regierungspartei 
AKP verteilte. Die Annahme inter¬ 
nationaler Unterstützung verweiger¬ 
te Erdogan mit der Begründung, dass 
die Türkei die notwendige Hilfe alleine 
leisten könne. 

75 Prozent der Gebäude und Woh¬ 
nungen sind bis heute nicht begehbar. 
18 000 Gebäude müssen noch abge¬ 
rissen werden, wofür jedoch das Geld 
fehlt. Monatelang haben die Menschen 
im eiskalten Winter in Zelten genäch¬ 
tigt. Heute hausen 36 000 Menschen 
in Containern und etwa 10 000 in Zel¬ 
ten. Die Stadtverwaltung wird von der 
prokurdischen Partei für Demokratie 
und Frieden (BDP) gestellt und erhält 
deshalb, wie sämtliche von der BDP 
verwalteten Kommunen, keine staat¬ 
liche Unterstützung. Deshalb konnten 
bisher nur die Trümmer der zerstörten 


Gebäude beseitigt werden, für Reno¬ 
vierungen und Neubauten fehlt das 
Geld. Viele wichtige Gebäude des öf¬ 
fentlichen Lebens, wie z.B. Schulen 
oder Krankenhäuser, wurden eben¬ 
falls zerstört. 

Der Oberbürgermeister von Wan, Be- 
kir Kaya, wurde ebenso wie weitere 33 
weitere Bürgermeister und Kommu¬ 
nalpolitiker, Mitte Juni verhaftet. Da¬ 
mit will die türkische Regierung das 
Engagement der BDP-Politikerlnnen 
zur Linderung der verheerenden Erd¬ 
bebenfolgen verhindern. Ein Ziel ist 
dabei der BDP die Stadtverwaltung 
bei den Kommunalwahlen 2013 abzu¬ 
nehmen. 

Solidaritätsinitiative 
„Nürnberg hilft Wan“ 

Im Februar hat sich in Nürnberg nach 
dem Vorbild der Schweizer Initiative 
„St. Gallen hilft Van“ die Solidaritäts¬ 
initiative „Nürnberg hilft Wan“ gegrün¬ 
det. Einzelpersönlichkeiten wie Pfarrer 
Hauck, Integrationsrätinnen und die 
Stadträtin der Linken Liste, Marion Pa¬ 
dua, wie auch der kurdische Kulturver¬ 
ein Medya Volkshaus e.V. und weitere 
Organisationen, haben das Projekt ins 
Leben gerufen. 

Aktivitäten wie Benefizkonzerte, Fuß- 
ballturniere und Informationsveran¬ 
staltungen trugen dazu bei, dass bereits 
im April die erste „Übergabe“ in Wan 
stattfinden konnte. Es wurden Lebens¬ 
mittelpakete im Wert von 7 400 Euro 
bei kurdischen Kleinhändlern bestellt 
und gepackt. Eine vierköpfige Delega¬ 
tion aus Nürnberg lud 260 Säcke auf 
zwei LKWs und verteilte deren Inhalt. 
Die Stadtverwaltung von Wan organi¬ 
sierte die Versorgung der Straßenzüge. 
Stadträtin Padua schildert diese Tage: 
„Die kurdische Bevölkerung verdient 
unsere Solidarität, da ein verschwiege¬ 
ner, scheinbar vergessener Krieg gegen 


eines der ältesten Völker dieser Welt 
statt findet. Wir stehen in der Pflicht, 
da dieser Krieg zu großen Teilen mit 
deutschen Waffen geführt wird.“ 

Versuchter Völkermord 

Das menschenverachtende Vorgehen 
nach einer Naturkatastrophe ist Teil 
einer Vernichtungspolitik gegen das 
kurdische Volk. Seit mehreren Jahren 
rollt eine Welle von Massenverhaftun¬ 
gen und Repressionen über das Land, 
um den kurdischen Widerstand zu bre¬ 
chen. Insgesamt wurden, hauptsäch¬ 
lich um die Vorherrschaft der BDP in 
den kurdischen Provinzen des Landes 
und den Widerstand der Bevölkerung 
zu brechen, seit den Kommunalwah¬ 
len 2009 mehr als 7 000 Aktive inhaf¬ 
tiert. Begründet werden die Inhaftie¬ 


rungen mit künstlichen Konstrukten. 
Vorgeworfen wird den Betroffenen 
die Unterstützung der vermeintlich 
„terroristischen Vereinigung“ PKK 
oder Propaganda für die Organisati¬ 
on, weil sie durch Redebeiträge oder 
den erfolgreichen Aufbau von Stadträ¬ 
ten die Ziele der KCK (der Gemein¬ 
de der Kommunen Kurdistans), einem 
Dachverband, dem auch die PKK an¬ 
gehört, umsetzen würden. Unter den 
politischen Gefangenen befinden sich 
sechs 2011 gewählte Parlamentsabge¬ 
ordnete, 33 Bürgermeisterinnen, mehr 
als 100 Stadträtlnnen, 110 Journalis¬ 
tinnen und unzählige Frauenaktivis¬ 
tinnen. 2 304 kurdische Kinder befin¬ 
den sich in Haft. Viele von ihnen wer¬ 
den systematisch misshandelt oder, wie 
jüngst aus dem Gefängnis von Pozanti 


bekannt wurde, auch systematisch ver¬ 
gewaltigt. Die Haftbedingungen sind 
in der Türkei im allgemeinen men¬ 
schenverachtend. Auch die Zahl der 
politisch motivierten Morde steigt an. 
So wurden z.B. seit 2009 12 Menschen 
bei Protesten durch aus nächster Nähe 
abgeschossene Tränengasgranaten er¬ 
schossen. Am 27. Dezember ermorde¬ 
te die türkische Luftwaffe in Roboski/ 
Provinz Sirnak 36 Jugendliche im Alter 
zwischen 15 und 20 Jahren. Dieses Vor¬ 
gehen verletzt Völkerrecht und Kriegs¬ 
recht. Weitere Kriegsverbrechen wie 
z.B. extralegale Hinrichtungen, Bom¬ 
benanschläge staatlicher Kräfte auf 
die Zivilbevölkerung und Chemiewaf¬ 
feneinsätze brachten Menschenrecht¬ 
lerinnen und, unter anderem auch der 
Bundestagsabgeordnete Harald Wein¬ 
berg (Die Linke) und Marion Padua, im 
November 2011 nach dem Völkerstraf¬ 
gesetzbuch zur Anzeige. Die Bundesre¬ 
gierung schweigt zu diesen Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit und verdient 
weiterhin durch Rüstungsexport an den 
türkischen Staat. 

Die kurdische Frage kann nur in ei¬ 
nem Dialog sämtlicher beteiligten Ak- 
teurlnnen einschließlich der PKK und 
Abdullah Öcalan gelöst werden. Eine 
Demokratisierung der Türkei kann nur 
auf einer friedlichen Grundlage umge¬ 
setzt werden. 

Die Solidaritätsinitiative „Nürnberg 
hilft Wan“ führt ihre Arbeit fort und 
ruft Menschenrechtlerinnen in ande¬ 
ren Städten dazu auf, ebenfalls Initia¬ 
tiven zu gründen. Die Nürnberger De¬ 
legation wird im August ihre nächste 
Reise durchführen, bei der auch Ober¬ 
bürgermeister Bekir Kaya von Wan in 
der Untersuchungshaft besucht werden 
soll. 

Kontakt zu „Nürnberg hilft Wan“ per Mail: 
nbg-hilft-van@hotmail.de . M.P. 
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Gastkolumne von Sevim Dagdelen 

Soziale Diskriminierung beenden - 
Asylbewerberleistungsgesetz abschaffen! 

Im Zuge der deutschen Vereinigung 

1990 fand im nationalistischen Tau¬ 
mel eine Hetzkampagne von Politik 
und Leitmedien gegen einen angeb¬ 
lichen „Asylmissbrauch“ und gegen 
vermeintliche „Sozialschmarotzer“ 
sowie eine herbeihalluzinierte „Asy¬ 
lantenflut“ statt. Die Folge waren 
1992 pogromartige Ausschreitungen 
in Rostock-Lichtenhagen. Ähnliche 
rassistische Angriffe hatte es bereits 

1991 im sächsischen Hoyerswerda 
und im Mai 1992 in Mannheim in 
Baden-Württemberg gegeben. Von 
1990 bis 1992 verfünffachte sich die 
Zahl rechter Straftaten auf mehr als 

7 000. Allein 1992 fielen mindestens 18 Menschen dem rassistischen Mob zum 
Opfer. Der Rassismus der Straße fand am 26.5.1993 seine gesetzliche Umset¬ 
zung, als sich CDU/CSU, FDP und SPD zum Erfüllungsgehilfen des rassisti¬ 
schen Mobs machten und den sogenannten Asylkompromiss beschlossen und 
damit praktisch das Recht auf Asyl abschafften. Drei Tage nach dem Beschluss 
starben fünf Menschen durch einen rassistisch motivierten Brandanschlag auf 
ihr Haus in Solingen. In diesem Zusammenhang steht das Asylbewerberleis¬ 
tungsgesetz (AsylbLG) von 1993, mit dem die Leistungen für den Mindestun¬ 
terhalt für Asylsuchende durch ein eigenständiges Gesetz deutlich abgesenkt 
wurden. Das Leistungsrecht wurde rassistisch instrumentalisiert, in dem ein 
gesondertes Existenzminimum nur für Asylsuchende geschaffen wurde. Es 
erfolgte eine willkürliche Regelsatzbestimmung nur mit Blick auf die Grup¬ 
pe der Asylsuchenden, die später auf weitere Personengruppen (Geduldete, 
Menschen mit humanitärer Aufenthaltserlaubnis) übertragen wurde. Auch 
dabei wurde auf eine tatsachenbasierte Bedarfsermittlung oder Begründung 
komplett verzichtet. Gleiches gilt für die sukzessive Verlängerung der Frist, 
innerhalb der nur gekürzte Leistungen gewährt werden, von einem auf drei 
und schließlich auf vier Jahre (Grundleistungsbezug). 

Mit dem AsylbLG wurde ein Existenzminimum zweiter Klasse geschaffen. 
Etwa 130 000 Menschen müssen in Deutschland mit lediglich 60 Prozent der 
Regelsätze für Hartz-IV auskommen, häufig nur in Form entmündigender Le¬ 
bensmittelpakete oder von Gutscheinen gewährt. Die Preissteigerungen von 
rund 30 Prozent seit 1993 fand in den Regelsätzen bis heute keine Berück¬ 
sichtigung. Das Ziel war es schließlich Flüchtlinge davor abzuschrecken nach 
Deutschland kommen zu wollen. Deshalb sind die unzureichenden und in den 
letzten 19 Jahren nicht erhöhten Regelsätze, das so genannte Sachleistungs¬ 
prinzip, Einschränkungen der medizinischen Versorgung und die erzwungene 
Unterbringung in isolierenden und häufig unwürdigen Massenunterkünften 
bewusst unverändert geblieben. Nicht eine einzige minimale sozialrechtliche 
Verbesserung für Flüchtlinge gab es im Übrigen unter der SPD-Grünen Bun¬ 
desregierung. Auch hier das Gegenteil: Mit dem Zuwanderungsgesetz wurde 
im Jahr 2005 die Anwendung des AsylbLG sogar noch auf Personen mit einer 
humanitären Aufenthaltserlaubnis ausgeweitet. Einen Antrag der PDS aus 
dem Jahr 2000 zur Aufhebung des AsylbLG (14/3381) lehnten die Grünen 
damals mit der besonders perfiden Begründung ab, wonach angeblich auch 
„Sachleistungen von hoher Qualität sein könnten“ (Beschlussempfehlung 
14/4695, S. 3). 

Am Weltflüchtlingstag, dem 20. Juni 2012, fand die mündliche Verhandlung 
des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) über die Vor¬ 
lagen des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen zur Frage statt, ob die 
Grundleistungen nach Paragraf 3 AsylbLG verfassungsgemäß sind. Sollte das 
BVerfG zu dem Schluss kommen, dass die Höhe der Leistungen für Asyl¬ 
bewerber/innen evident unzureichend ist, wäre dies ein Grundrechtsverstoß. 
Entsprechende Änderungen wären dann zwangsläufig. Bereits mit dem Hartz 
IV-Urteil des BVerfG vom Februar 2010 war völlig klar, dass das AsylbLG 
verfassungswidrig ist und die Regelsätze angehoben werden müssen. Doch 
der Partei „Die Linke“ geht es nicht nur um Anhebung sondern Gleichstel¬ 
lung. Unabhängig vom Urteil des BVerfG: Das Asylbewerberleistungsgesetz 
muss weg! Es muss endlich gleiche soziale Rechte auch für die vom AsylbLG 
betroffenen Menschen geben! 

Sevim Dagdelen ist Sprecherin für Migration und Integration der Fraktion „Die Linke“ im 
Bundestag 



Schattenputsch auf der Insel 

Paraguay ist eine Insel umgeben von Land. Augusto Roa Bastos, 2005 gestor¬ 
bener paraguayischer Dichter, hatte sich dabei auf die kulturelle Abgeschie¬ 
denheit des Landes im Herzen Südamerikas bezogen. 

Die raren Momente, in denen Paraguay dennoch einmal international Aufse¬ 
hen erregt, bedeuten für die Linke des Landes meist nichts Gutes. Außer 2008, 
als der ehemalige Bischof Fernando Lugo, unterstützt von einem Bündnis von 
KP bis zur rechtsliberalen PLRA, nach seinem Sieg über die rechte Colorado- 
Partei Präsident einer Regierung wurde, deren Triumph nicht in ihrer Hand¬ 
lungsfähigkeit liegen würde, sondern in ihrer bloßen Existenz. 

Nun war die Absetzung Fernando Lugos durch Parlament und Senat - schon 
mehrfach angegangen und jeweils als nicht opportun gestoppt - ein Jahr vor 
den regulären Wahlen wegen des Todes von sechs Polizisten und elf Bauern bei 
einer gewaltsamen Räumung einer Landnahme wieder eine der Meldungen, 
wegen derer das Land im Normalfall in die Schlagzeilen kommt. 

Dabei hatte Lugo die Bauern nicht einmal unterstützen können, die gegen 
Verhältnisse auf dem Lande ankämpfen, wo durchschnittlich ganze sieben von 
hundert Menschen allen Acker und alles Geld besitzen. Lugo stürzte vielmehr 
über den Schatten seiner Politik. Dass er keine linke Politik machen konnte, 
lag schon daran, dass er nicht nur im Parlament, sondern auch in seiner Re¬ 
gierungsmannschaft in der Minderheit gegen die Rechte war. Dabei war der 
liberale Vizepräsident und jetzige Nachfolger Federico Franco von Beginn an 
der eifrigste Intrigant. 

Wenn die Nachbarländer, die linken Parteien und Bewegungen Lateinameri¬ 
kas den institutionellen Putsch gegen Lugo verurteilen, dann ist das so, weil 
sie in diesem Fall ein demokratisches Prinzip verteidigen und nicht eine linke 
Politik. Aber die Allianz aus Großgrundbesitzern und Rechtsparteien kann 
die Geschichte nicht aufhalten. Perspektivisch wird ihnen der Putsch schaden. 
Und Paraguay Teil des Festlandes. Günter Pohl 
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Bis an die Zähne hochgerüstet 

Saudi-Arabien, Garant der Konterrevolution und mehr 


UZ: Schon seit geraumer Zeit zeigt Sau¬ 
di-Arabiens Regierung Interesse am 
Kauf von Leopard-2-Panzern. Nun ist 
von einem Verkauf von 600-800 solcher 
Panzer die Rede. Wäre ein Verkauf mit 
dem Grundgesetz vereinbar? 

Arno Neuber: Das verstößt eindeutig 
gegen das Friedensgebot des Grundge¬ 
setzes und gegen die Rüstungsexport¬ 
richtlinien, die Waffenlieferungen in 
Spannungsgebiete untersagen. Aber 
er liegt auch ganz auf der Linie, wie 
die Berliner Republik Außenpolitik 
betreibt. In den letzten Jahren wurde 
Saudi-Arabien massiv hochgerüstet. Da 
wurde eine Fabrik für Sturmgewehre 
gebaut, Teile für Kampfflugzeuge gelie¬ 
fert, Raketen und Granaten geschickt 
und Systeme für elektronische Kampf¬ 
führung verkauft. Auch Pfefferspray 
und Elektroschockgeräte gehören zum 
„Stabilitätsexport“ made in Germany. 
UZ: Die Kohl-Regierung hat bestimm¬ 
te Waffenlieferungen an Saudi-Arabien 
mit dem Argument ab gelehnt, dass da¬ 
von eine Bedrohung für Israel aus gehen 
könne. Bundespräsident Gauck hat sich 
bei seinem Israel-Besuch vorsichtig von 
der Haltung entfernt, Israels Sicherheit 
sei deutsche Staatsräson. Ist das Voraus¬ 
setzung für einen Panzerdeal? 

Arno Neuber: Waffenlieferungen für 
Saudi-Arabien und Israel sind aus Ber¬ 
liner Sicht keine Widersprüche mehr. 
Auch wenn es in der CDU und sogar bei 
Eigentümern des Panzerbauers Krauss- 
Maffei diesmal vereinzelt Vorbehalte 
gegen den Leopard-Deal gibt. Offen¬ 
bar hat die israelische Regierung sogar 
ihr Einverständnis mit der Panzerlie¬ 
ferung signalisiert. Das kann eigent¬ 
lich nur im Zusammenhang einer isra¬ 
elisch-saudischen Waffenbrüderschaft 
gegen den Iran interpretiert werden. 
Goldene Zeiten für deutsche Waffen¬ 
fabrikanten. „Verteidigungsminister 
de Maiziere hat angekündigt, dass die 
Militärkooperation mit Israel weiter 
ausgebaut wird und gleichzeitig boo¬ 
men die Geschäfte mit Saudi-Arabien 
und anderen Golfstaaten. 

In Saudi-Arabien wird auch eine be¬ 
sondere Variante der Zusammenar¬ 
beit zwischen Rüstungsindustrie und 
Repressionsapparat erprobt. Während 
EADS Systeme zur Grenzüberwa¬ 
chung für 900 Millionen Dollar liefert, 
übernimmt die deutsche Bundespolizei 
die Schulung ihrer saudischen Partner 
in Sachen „Terrorismusbekämpfung“ 
und Grenzschutz. Letzteres war offen¬ 
bar das ausschlaggebende Argument 
für den Kauf deutscher/europäischer 
Technologie. 

UZ: Saudi-Arabien ist nach Israel die 
bestgerüstete Macht der Region. Auch 
atomare Ambitionen werden dem Re¬ 
gime nachgesagt. Wohin zielt diese Rüs¬ 
tung, wenn nicht nach Israel? Wofür 
braucht man 600-800 Panzer? 

Arno Neuber: Saudi-Arabien hat 
schon heute weit über 1 000 Kampf¬ 
panzer, vor allem aus US-amerikani¬ 
scher und französischer Produktion. 



Arno Neuber ist im Beirat der Informa¬ 
tionsstelle Militarisierung (IMI) e.V. 


Außerdem eine große Zahl von Trans¬ 
portern, um das Kriegsgerät schnell 
zum gewünschten Einsatzort bewegen 
zu können. Jetzt geht es wohl um eine 
Modernisierung dieser Waffengattung. 
Gefragt sind ausdrücklich neueste Le¬ 
opard-Panzer mit Zusatzausrüstung für 
den Einsatz auch in bebautem Umfeld 
und gegen Demonstrationen. Aus der 
Bundesregierung ist immer wieder zu 
hören, Saudi-Arabien sei ein Stabili¬ 
tätsfaktor in der Region, Waffenliefe¬ 
rungen seien daher vertretbar, wenn 
nicht gar unbedingt notwendig. Das 
Königreich ist aber vor allem ein Ga¬ 
rant der Konterrevolution. Im Nach¬ 
barland Bahrain hat man geholfen, de¬ 
mokratische Bestrebungen blutig zu 
unterdrücken. Mit anderen Golfstaa¬ 
ten gibt es entsprechende Abkommen. 
Saudi-Arabien mischt sich zunehmend 
in die Politik der Nachbarländer ein. 
UZ: Was würde eine direkte Konfronta¬ 
tion der stärksten regionalen Mächte Is¬ 
rael, Iran, Saudi-Arabien dort selbst und 
für den Rest der Welt bedeuten? 

Arno Neuber: Vieles spricht dafür, dass 
die israelische Regierung bereits mit 
Riad über einen Luftangriff auf Iran 
gesprochen hat und iranische Gegen¬ 
maßnahmen durchkalkuliert werden. 
Das ist ein glatter Wahnsinn. Alle ge¬ 
schichtliche Erfahrung zeigt, dass die 
Pläne der Kriegsstrategen und die Rea¬ 
lität des Krieges nichts miteinander ge¬ 
mein haben. Wer so etwas ins Kalkül 
zieht, der geht buchstäblich über Lei¬ 
chenberge. Ein Flächenbrand würde 
unvermeidlich die Folge sein. 

UZ: Wie schätzt Du die Gefahr ein, dass 
Saudi-Arabien eines Tages auf eigene 
Faust nach Hegemonie über den Mitt¬ 
leren und Nahen Osten strebt? 

Arno Neuber: Es gab in den letzten 
Jahren viele Signale, dass Saudi-Ara¬ 
bien sich nicht damit begnügt, lediglich 
den Aufpasser der imperialistischen 
Mächte in der wichtigsten Ölregion zu 
spielen. Der sogenannte „Antiterror¬ 
krieg“ hat zu Konflikten mit den USA 
geführt und in Riad betrachtet man mit 
Unbehagen, wie die USA im Zuge des 
arabischen Frühlings alte Bundesge¬ 
nossen fallen lassen. Dass Saudi-Ara¬ 
bien seine Waffen inzwischen nicht nur 
in den USA beschafft, ist sicher kein 


Zufall. Es dürfte interessant sein zu 
beobachten, wie sich die Kontakte zu 
Israel weiter entwickeln. Riad wird je¬ 
denfalls versuchen, seinen Einfluss wei¬ 
ter auszudehnen und nutzt dabei die 
Umbruchprozesse in der arabischen 
Welt. Saudi-Arabien lieferte Waffen 
zum Sturz Gaddafis in Libyen und rüs¬ 
tet Gruppen aus, die militärisch gegen 
die syrischen Machthaber agieren. Riad 
hat Ende des letzten Jahres durchge¬ 
setzt, dass der Golf-Kooperationsrat 
beschlossen hat, sich zu einer Staaten¬ 
union weiterzuentwickeln. Die ehema¬ 
ligen zentralasiatischen Republiken 
der Sowjetunion dürfen sich der Un¬ 
terstützung der Saudis gegen Russland 
sicher sein. Saudi-Arabien erhebt den 
Anspruch auf religiöse Führerschaft al¬ 
ler Gläubigen des Islam. Das hat na¬ 
türlich auch politische Auswirkungen. 
UZ: Saudi-Arabien ist ein automati¬ 
scher Staat. Frauenunterdrückung, Aus¬ 
beutung von sechs Mio. Arbeitsmigran¬ 
ten, Folter, 82 vollstreckte Todesurteile im 
Jahre 2011, öffentliche Auspeitschungen. 
Trotzdem bezeichnet die Bundesregie¬ 
rung das Regime als Freund. 

Arno Neuber: Sag mir, wer deine 
Freunde sind und ich sag dir, wer du 
bist. Wirtschaftsminister Rösler war 
in Riad und aus seiner Begleittruppe 
verlautete nur Lob über die saudische 
Oase der Stabilität. Diese Kumpanei 
hat schon eine lange Tradition. In den 
50ern hat der BND die Palastwache 
des saudischen Königs ausgerüstet, in 
den 60ern wurde der saudische Ge¬ 
heimdienst von BND-Experten aufge¬ 
baut und ausgebildet und heute liefert 
Deutschland Hochtechnologie für die 
Grenzüberwachung und Waffen. Wenn 
es den eigenen Interessen nützt, ist man 
in Berlin nicht zimperlich. 

UZ: Offensichtlich erhöht jede Aufrüs¬ 
tung im Mittleren und Nahen Osten die 
Kriegsgefahr. 

Arno Neuber: Man muss denjeni¬ 
gen in den Arm fallen, die ständig die 
Menschenrechte im Mund führen und 
gleichzeitig internationales Recht mit 
Füßen treten, Krieg in Afghanistan und 
im Irak führen, militärisch in die inne¬ 
ren Konflikte missliebiger Staaten ein- 
greifen, Israel mit U-Booten ausrüsten, 
die als Atomwaffenträger vorgesehen 
sind, die israelische Besatzungspoli¬ 
tik in den palästinensischen Gebieten 
rechtfertigen und reaktionäre Regime 
zu militärischen Großmächten hoch¬ 
rüsten. Aktuell geht es darum, einen 
Krieg gegen den Iran und eine direk¬ 
te Militärintervention der imperialisti¬ 
schen Mächte in Syrien zu verhindern. 
Bereits vor zwei Jahren wurde auf ei¬ 
ner UNO-Konferenz der Mitglieds¬ 
länder des Atomwaffensperrvertrages 
beschlossen, noch im Jahr 2012 eine 
Konferenz aller Nahost-Länder zur 
Realisierung einer atomwaffenfreien 
Zone in der Region einzuberufen. Of¬ 
fenbar fehlt es aber am politischen In¬ 
teresse der USA und der EU-Mächte. 
Auch hier ist öffentlicher Druck not¬ 
wendig. Die Fragen stellte Adi Reiher 
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Rio +20 ★ Kein „Schritt vorwärts" 
- aber mehrere zurück 


Die internationale Beobachterwelt ist 
sich einig: Der jüngste UNO- Umwelt¬ 
gipfel „Rio 20+“ hätte in dieser Form 
am besten überhaupt nicht stattgefun¬ 
den. 

Gemessen am Ergebnis war der erneu¬ 
te internationale Auftrieb der Dele¬ 
gationen aus 193 Staaten und von 100 
Staats- bzw. Regierungschefs unnötig 
wie ein Kropf. 

Schon vor Beginn des 2-tägigen Treffens 
war ein windelweiches Konferenzergeb¬ 
nis veröffentlicht worden. Es stieß bei 
nahezu allen relevanten Umwelt- und 
Sozialorganisationen auf schroffe Ab¬ 
lehnung. Als „Gipfel der Unverbind¬ 
lichkeit“ - so ein noch relativ mode¬ 
rates Urteil (taz vom 23./24. 6.) - wird 
dieser UNO-Gipfel ein wieder einmal 
völlig unbefriedigendes Zeugnis der Be¬ 
mühungen der internationalen Staaten¬ 
gemeinschaft beim Bemühen um einen 
effektiven Kampf gegen den Klimawan¬ 
dels sein. 

„Die Zukunft die wir wollen“- so lau¬ 
tete der Titel der etwas über 40 Seiten 
langen Abschlusserklärung von Rio. Es 
ist nicht mehr als ein Plädoyer für ei¬ 
nen etwas weicher gespülten, mit grüner 
Tünche übermalten Kapitalismus, der 
an den wahren Ursachen der bedroh¬ 
lichen Klimaentwicklung nichts ändert 
und der verbindliche Zielsetzungen in 
einem Schwall von Unverbindlichkeiten 
untergehen lässt. 

Wohl am besten hat der Vertreter von 
Greenpeace, Martin Kaiser, das Dilem¬ 
ma zum Ausdruck gebracht: „Wäre die 
Welt eine Bank, sie wäre längst geret¬ 
tet.“ Und zu dem unverbindlichen va¬ 
gen Absichtserklärungen meinte er nur 
weiter: „... die Seifenblase der Green 
Economy ist geplatzt, übrig bleibt ein 
Greenwashing.“ 

Zu hart geurteilt? Nein. „Die Erklä¬ 
rung ist nicht mal das Papier wert.“ Die¬ 
ses Urteil des SPD-Umweltpolitikers 
Mathias Miersch macht deutlich, dass 
selbst die nun keinesfalls „utopischen“ 
Umweltforderungen moderater bürger¬ 
licher Politiker durch diesen Gipfel ent¬ 
täuscht wurden. 


★ 

Der kubanische Ministerpräsident 
Raül Castro konnte dann auch in sei¬ 
ner Rede angesichts der Bedrohung 
für sein eigenes Land und den ganzen 
karibischen Raum nur von einem völ¬ 
lig unzureichend verlaufenen Umwelt¬ 
gipfel sprechen. Die Bedrohung durch 
den Klimawandel für diese Region ist 
schon angesichts der Serie der verhee¬ 
renden Wirbelstürme längst keine ferne 
Zukunftsdrohung mehr. Doch es kommt 
noch schlimmer. 

„Eine tiefgründige und detaillierte Stu¬ 
die, die unsere wissenschaftlichen Ein¬ 
richtungen in den letzten fünf Jahren 
durchgeführt haben, stimmt im We¬ 
sentlichen mit den Berichten des zwi¬ 
schenstaatlichen Panels über den Kli¬ 
mawandel überein und bestätigt, dass 
im gegenwärtigen Jahrhundert, wenn 
die aktuellen Tendenzen bestehen blei¬ 
ben, ein allmähliches und bedeutendes 
Ansteigen des mittleren Meeresspiegels 
im kubanischen Archipel vor sich gehen 
wird. Besagte Voraussicht schließt das 
Ansteigen des Salzgehaltes des Grund¬ 
wassers ein. All das wird ernste Folgen 
haben, besonders an unseren Küsten, 
weshalb wir mit der Ergreifung entspre¬ 
chender Maßnahmen begonnen haben. 
Diese Erscheinung hätte ebenso starke 
geografische, demografische und wirt¬ 
schaftliche Auswirkungen für die In¬ 
seln der Karibik, die außerdem die Un¬ 
gerechtigkeiten eines internationalen 
Wirtschaftssystems konfrontieren müs¬ 
sen, das die Kleineren und Verletzlichen 
ausschließt.“ 

Verurteilt wurde deshalb besonders, 
dass es keinerlei konkrete Vorgaben für 
einen Stopp des weltweiten Temperatur¬ 
anstieges auf Grund der ständig steigen¬ 
den C02-Emissionen gibt. 

Konkrete Vorgaben fehlen auch für 
das propagierte angeblich „Ressourcen 
schonendere nachhaltige Wachstum“. 
Dazu sollen erst in den Jahren bis 2014 


Ein Gipfel der unverbindlichen Ankündigungen • Von Hans-Peter Brenner 

nähere Details formuliert werden; erst 
dann soll auch ein „Nachhaltigkeits¬ 
fonds“ für die Länder des Südens ge¬ 
bildet werden. 2015 sollen dann endlich 
auch Ziele für die Armutsbekämpfung, 
den Technologietransfer, die Geschlech¬ 
tergleichstellung und die Nutzung von 
erneuerbaren Energieträgern formu¬ 
liert sein. Die Forderung nach einem 
Stopp der zunehmenden Entwaldung 
der letzten in sich geschlossenen tro¬ 
pischen Regenwaldsysteme spätestens 
bis zum Jahre 2010 wurde völlig igno¬ 
riert. Schutzmaßnahmen für die küsten¬ 
nahen Meeresregionen ebenfalls. Hier 
kam es zu einem merkwürdigen Bünd¬ 
nis zwischen den Regierungen der USA, 
Chinas und Venezuelas, die die weitere 
Erschließung von großen Erdölvor¬ 
kommen in ihren Küsten-Shelfs nicht 
behindert sehen wollen durch Schutz¬ 
vorschriften. Aus der großen Ölkatast¬ 
rophe im Golf von Mexiko werden keine 
wirklichen Schlussfolgerungen gezogen. 
Auch der weiteren Verbreitung der 
Gentechnik in der Agrarproduktion 
werden keine Grenzen gesetzt. Was 
„nachhaltige Landwirtschaft“ bedeu¬ 
ten soll, blieb offen. 

2015 wollen sich die Staaten auf ein 
System der Berichterstattung für die¬ 
sen bunten Strauß der Einzelmaßnah¬ 
men geeinigt haben. Und dann soll es 
erst 2030 (!!) eine große Zwischenbilanz 
geben. 

Lediglich die UNO-Kommission für 
nachhaltige Entwicklung soll auf noch 
unklare Art und Weise aufgewertet wer¬ 
den und ein kleines Bonbon erhält das 
UNO-Programm UNEP, das künftig 
den Status einer „permanenten“ Orga¬ 
nisation erhält, wodurch seine Finanzie¬ 
rungsgrundlage verbessert wird. 

Ein „Gipfel der (weitgehend unverbind¬ 
lichen) Ankündigungen“ - ohne wirk¬ 
liche präzise Vorgaben, wo doch längst 
weitaus drastischere Sofortmaßnahmen 
gegen den immer mehr entgleitenden 
weltweiten Temperaturanstieg nicht nur 
nötig, sondern längst überfällig waren. 
Noch einmal sei Raül Castros Konfe¬ 
renzbilanz erwähnt: „Der Stillstand der 
Verhandlungen und das Fehlen einer 
Übereinkunft, die es ermöglicht, den 
Klimawandel aufzuhalten, sind ein kla¬ 
rer Widerschein des Mangels an politi¬ 
schem Willen und der Unfähigkeit der 
entwickelten Länder, um entsprechend 
der Pflichten zu handeln, die sich aus ih¬ 
rer historischen Verantwortung und ge¬ 
genwärtigen Position ergeben. 

Dies hat sich auf dieser Zusammenkunft 
offenbart, trotz der enormen Anstren¬ 
gung, die Brasilien unternommen hat, 
und für die wir ihm danken.“ 

★ 

Was folgt für die Umweltschutz- und 
Ökologiebewegung daraus? Und wel¬ 
che Anforderungen stellen sich beson¬ 
ders für die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten? 

Fragen, an denen auch die DKP nicht 
vorbei kann. 

Die Marx-Engels-Stiftung wird am 
10. November in München ein Seminar 
in München durchführen, auf dem der 
aus meiner Sicht keinesfalls zufrieden¬ 
stellende Beitrag der Kommunisten und 
anderer Linker ein Thema der Diskussi¬ 
on sein muss und wird. Hoffentlich geht 
ein Signal für eine bewusstere Beteili¬ 
gung von Marxisten und Kommunisten 
am Kampf gegen die Gefahren des Kli¬ 
mawandels und der Umweltzerstörung 
davon aus. 

Raül Castro gab - wie auch Fidel in vie¬ 
len seiner „Reflexionen“ - dafür eine in¬ 
ternationale Marschroute aus. „Wir be¬ 
nötigen dringend einen transzendenta¬ 
len Wandel. Die einzige Alternative ist, 
gerechtere Gesellschaften zu errichten, 
eine gerechtere internationale Ordnung 
aufzustellen, die auf dem Respekt der 
Rechte aller beruht; die nachhaltige 
Entwicklung der Länder, besonders der 
des Südens, abzusichern, und die Errun¬ 
genschaften der Wissenschaft und der 
Technologie in den Dienst der Rettung 
des Planeten und der Menschenwürde 
zu stellen.“ 


Übersicht über wichtige UNO-Klima- und Umweltkonferenzen 


Der Weg nach Rio + 20 

Konferenz der Verein¬ 
ten Nationen für Um¬ 
welt und Entwicklung 
(UNCED) 

3.-14.6.1992 

Rio de Janeiro 
(Brasilien) 

Verabschiedung von zwei 
internationalen Abkommen, 
zwei Grundsatzerklärun¬ 
gen und eines Aktionspro¬ 
gramms für eine weltweite 
nachhaltige Entwicklung 

Zu einem der bedeu¬ 
tendsten Ergebnisse 
zählt die verabschiede¬ 
te Agenda 21. 

UNO- Klimakonferenz 
(COP) 

11.12.1997 

Kyoto 

(Japan) 

Völkerrechtlich verbindli¬ 
cher Vertrag zur Reduktion 
schädlicher Emissionen 

Grundlage aller folgen¬ 
den UN-Klima-Berichte 
und Konferenzen 

Klimakonferenz 
(COP 7) 

29.10. bis 
9.11.2001 

Marrakesch 

(Marokko) 

Entscheidung zur Ausgestal¬ 
tung und Umsetzung des 
Kyoto-Protokolls. 

Basis für internatio¬ 
nale Ratifizierung des 
Kyoto-Protokolls fest- 
gelegt. 

Klimakonferenz 
(COP 9) 

1.12. bis 
12.12.2003 

Mailand (Italien) 

Verabschiedung neuer Leit¬ 
linien für die Emissionsbe¬ 
richterstattung; Übereinkunft 
über Kohlenstoff-bindende 
Aufforstungsprojekte. 

Bestandsaufnahme des 
internationalen Klima¬ 
schutzes; 

UN-Klimakonferenz 
(Weltklimakonferenz, 
COP 11/CMP 1) 

28.11. bis 
9.12.2005 

Montreal 

(Kanada) 

Fortschreibung des Kyoto- 
Protokolls über 2012 hinaus; 
Aushandlung neuer Grenz¬ 
werte für Treibhausgasemis¬ 
sionen. 

USA akzeptieren Er¬ 
gebnis, ratifizieren das 
Kyoto-Protokoll aber 
weiterhin nicht. 

UN-Klimakonferenz 
(Weltklimakonferenz, 
COP 13/CMP3) 

3.12. bis 
14.12.2007 

Bali 

(Indonesien) 

Fahrplan: 2009 soll in Ko- 
penhagen ein Folgeabkom¬ 
men für das Kyoto-Protokoll 
beschlossen werden 

Deutschlands Forde¬ 
rungen an die Industrie¬ 
staaten: 30% CÜ 2 -Ein- 
sparungen 

UN-Klimakonferenz 
(Weltklimakonferenz, 
COP 15/CMP5) 

7.12. bis 
18.12.2009 

Kopenhaaen 

(Dänemark) 

Unverbindliche „Kopenhaae- 
ner Erkläruna“: Maximalan- 
stieg der Erderwärmung um 

2 Grad 

Ein Folgeabkommen 
für das Kyoto-Protokoll 
konnte nicht verab¬ 
schiedet werden. 

UN-Klimakonferenz 
(Weltklimakonferenz, 
COP 16/CMP6) 

29.11. bis 
10.12.2010 

Cancün 

(Mexiko) 

MinimalziekFortsetzung Kyo¬ 
to-Protokoll bis 2012. Wald- 
schutz-programm, Hilfsfonds 
für Entwicklungsländer. 

Der in Kopenhagen ge¬ 
scheiterte Versuch, ein 
Nachfolgeabkommen 
für das Kyoto-Protokoll 
zu beschließen. MISS¬ 
LINGT ERNEUT 

UN-Klimakonferenz 
(Weltklimakonferenz, 
COP-17/CMP 7) 

28.11. bis 
11.12.2011 

Durban 

(Südafrika) 

Kyoto-Protokoll wird verlän¬ 
gert. Ab 1. Januar 2013 Er¬ 
arbeitung eines „Protokolls, 
rechtlichen Instruments 
oder sonstigen rechtsver¬ 
bindlichen Ergebnisses“ für 
einen Klimavertrag für alle 
Mitgliedstaaten bis 2015, In¬ 
krafttreten ab 2020. 

Reduktionsziele und 
Dauer dieser zweiten 
Verpflichtungsperiode 
zum Kyoto-Protokoll 
sollen Ende 2012 in 

Katar festgelegt wer¬ 
den. 

UN-Umweltkonferenz 
Rio + 20 

20.6. bis 

22.6. 2012 

Rio de Janeiro 
(Brasilien) 

Diverse unverbindliche Ab¬ 
sichtserklärungen 



(unter Nutzung von wikipedia-lnformationen) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Die Betriebsarbeit der DKP - DKP und Einheitsgewerkschaften heute 

Referat von Volker Metzroth zur Vier-Parteien-Konferenz 2012 (Teil i) 


D ie DKP ist eine Partei der Arbeiterklas¬ 
se. Nach wie vor gilt, dass die Arbeiter¬ 
klasse das revolutionäre Subjekt ist, dass 
nur sie - im Bündnis mit anderen werktätigen 
und fortschrittlichen Schichten - den Kapitalis¬ 
mus überwinden und eine sozialistische Gesell¬ 
schaft erkämpfen kann. Entgegen bürgerlicher 
Behauptungen, die Arbeiterklasse verschwinde, 
stellt sie mit Familien, der Jugend und den Alten 
über 80 Prozent der Bevölkerung. Über 30 Milli¬ 
onen Beschäftigte in Betrieben und Verwaltun¬ 
gen in unterschiedlichen Rechtsverhältnissen als 
Arbeiter, Angestellte, Beamte erfahren arbeits¬ 
täglich den Widerspruch zwischen gesellschaft¬ 
licher Produktion bzw. Erbringung von Dienst¬ 
leistungen und privater Aneignung. Aber nur ein 
kleinerer Teil ist sich des Widerspruchs bewusst, 
ganz wenige nur kennen die Zusammenhänge. So 
werden denn Massenarbeitslosigkeit, Prekarisie- 


rung und Lohndrückerei nicht als Ausdruck des 
Kapitalismus empfunden, sondern oftmals als der 
Habsucht einzelner Kapitalisten, unkontrollier¬ 
ter Spekulanten oder „falscher“ Politik „falscher“ 
Parlamentsmehrheiten geschuldet. Die im System 
liegenden Ursachen, die Veränderungen infolge 
auch der Produktivkraftentwicklung spielen in 
der Einschätzung der Situation durch die Ge¬ 
werkschaften allenfalls eine untergeordnete Rolle. 
Wenden wir uns zunächst den Gewerkschaften zu. 
Die Gewerkschaften sind die größte und umfas¬ 
sendste Klassenorganisation. Unter unseren kon¬ 
kreten Bedingungen heißt das nicht nur jene, die 
auf eine kämpferische Interessenvertretung und 
auf eine antikapitalistische Alternative setzen, 
sondern auch Millionen, die zumindest erkannt 
haben, dass ihre Interessen ohne Organisation 
im betrieblichen Alltag völlig den Profitinteres¬ 
sen des Kapitals geopfert werden. Aber nur noch 
knapp 20 Prozent der Arbeitenden sind gewerk¬ 
schaftlich organisiert. In den Gewerkschaften ste¬ 
hen sich auf allen Ebenen zwei Grundtendenzen 
gegenüber. Eine setzt immer noch auf die längst 
vom Kapital aufgekündigte Sozialpartnerschaft, 
die andere auf kämpferische Vertretung der Inter¬ 
essen der Arbeitenden. Wobei es hier keine festen 
Grenzen gibt, nicht wenige Mitglieder und Funkti¬ 
onäre in diversen Auseinandersetzungen mal die¬ 
ser, mal jener Seite zuneigen. 

Derzeit sind ca. 6,3 Mio. Arbeitende und Ruhe- 
ständlerlnnen in den 8 Mitgliedsgewerkschaften 
des DGB organisiert, ca. 1,3 Millionen in 40 Ver¬ 
bänden des Beamtenbundes, darunter auch die 
GDL, knapp 300 000 im sogenannten Christlichen 
Gewerkschaftsbund sowie etwa gleichviel in ta¬ 
rifvertragsschließenden Gewerkschaften ohne 
Dachverband, darunter der Marburger Bund mit 
ca. 110 000 Mitgliedern. Ein wichtiger juristischer 
Erfolg der DGB-Gewerkschaften war, dass die 
Arbeitsgerichte einigen Verbänden des CGB die 
Tariffähigkeit aberkannten und damit der Ab¬ 
schluss von Dumping-Tarifverträgen teils unter¬ 
bunden wurde. 

★ 

Die Kommunistinnen und Kommunisten gründe¬ 
ten gemeinsam mit Sozialdemokraten, Christen 


und Parteilosen nach der Befreiung vom Faschis¬ 
mus die Einheitsgewerkschaften mit, die sich 1948 
in den Westzonen zum DGB zusammenschlossen. 
Die Entscheidung für die Einheitsgewerkschaft 
war auch für die KPD eine Konsequenz aus der 
Niederlage von 1933. Sie schätzte ein, dass die 
RGO-Politik falsch war, dass diese mit zur Spal¬ 
tung der Arbeiterklasse beitrug. 

An der Gründung der Gewerkschaften beteiligt, 
wurden Tausende Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten in Betriebsräte und in verantwortliche Ge¬ 
werkschaftsfunktionen gewählt, auch in den haupt¬ 
amtlichen Apparaten. Im Zuge der Wiederher¬ 
stellung der alten Besitz- und Machtverhältnisse 
in der BRD, der Spaltung des Weltgewerkschafts¬ 
bundes vor allem durch die US-Gewerkschaften, 
setzte sich in der KPD eine später als linksradikal 
eingeschätzte Haltung durch, die in die These 37 
des Münchener Parteitages mündete, in der den 


„rechten Gewerkschaftsführern“ vorgeworfen wur¬ 
de, „die Gewerkschaften in den Dienst der Kriegs¬ 
vorbereitungen zu stellen“. Das führte dazu, dass 
kommunistischen Gewerkschaftern ein Revers 
zur Unterschrift vorgelegt wurde, in dem sie sich 
von der These 37 distanzieren sollten. Unterschrie¬ 
ben sie nicht, wurden sie aus ihren hauptamtlichen 
Funktionen entlassen. Unterschrieben sie, schloss 
die KPD sie aus. Auf diese Weise büßte die KPD ei¬ 
nen Großteil ihres Einflusses auf die Gewerkschaf¬ 
ten ein, namhafte Gewerkschafter wie Willi Blei¬ 
cher oder Leonhard Mahlein verließen ihre Partei. 
Für die DKP war seit ihrer Gründung das Be¬ 
kenntnis zur Einheitsgewerkschaft kein Lippen¬ 
bekenntnis, sondern reale Politik. Davon wich sie 
auch nicht ab, wenn andere das Prinzip verletzten, 
indem sie z.B. die Gewerkschaften als sozialdemo¬ 
kratischen Wahlverein zu missbrauchen suchten. 

★ 

Wenn man die kraftvollen Aktionen und Kämpfe 
der Gewerkschaften in Griechenland, Portugal, 
Spanien, Frankreich, Belgien, jüngst auch wieder 
in Großbritannien sieht, stellt sich schon die Frage, 
warum das hier in Deutschland nicht so ist. Rück¬ 
blickend ist dann festzustellen, dass es hier über 
Jahrzehnte eine Sondersituation gab: eine lange 
krisenfreie Entwicklung infolge des Wiederauf¬ 
baus nach dem Zweiten Weltkrieg und die Rolle 
der BRD als Schaufenster zum Osten. So konn¬ 
ten die hiesigen Gewerkschaften in Verhandlun¬ 
gen oftmals Verbesserungen der Lebens- und Ar¬ 
beitsbedingungen der Werktätigen durchsetzen, 
die ihre Kolleginnen in anderen Ländern häufig 
auch mit Streiks nicht erringen konnten. Die Le¬ 
benslage der Arbeiterklasse in der BRD erreichte 
ein Niveau, das vor 1933 viele als nur im Sozialis¬ 
mus erreichbar ansahen. 

Die in den 1970er Jahren eingeführte Unterneh¬ 
mensmitbestimmung in den Aufsichtsräten ver¬ 
stärkte sozialpartnerschaftliche Illusionen, ohne 
erkennbar zum Instrument einer stärkeren Inte¬ 
ressenvertretung der Belegschaften zu werden. 
Jeder erkämpfte Fortschritt förderte aber auch 
Illusionen in die sogenannten „Soziale Markt¬ 
wirtschaft“ als angeblichen „Dritten Weg“ zwi¬ 
schen Kapitalismus und Sozialismus. Der tief in 


den Köpfen verwurzelte Antikommunismus trug 
dazu bei, kämpferische Positionen in den Gewerk¬ 
schaften zurückzudrängen oder ihren Handlungs¬ 
spielraum deutlich einzuschränken. Trotzdem gab 
es auch hervorragende Kämpfe, wie z.B. den um 
die Einführung der Lohnfortzahlung im Krank¬ 
heitsfall und um die 35-Stunden-Woche, um nur 
zwei Beispiele zu nennen. Wenn nach Meinung 
von Franz-Josef Strauß damals der Streik um 
die 35-Stunden-Woche in einer „mitbestimmten 
Wirtschaft“ nur möglich gewesen sei aufgrund der 
„kommunistischen Unterwanderung“ des DGB, 
dann zeigt auch das, dass die auf gewerkschaftli¬ 
che Gegenmacht orientierten Kräfte weiter eine 
wichtige Rolle spielten. Dazu gehörten natürlich 
auch die kommunistischen Gewerkschafterlnnen, 
aber längst nicht nur sie alleine. 

Mit dem Ende des Sozialismus in Europa gerieten 
auch die fortschrittlichen Kräfte in den Gewerk¬ 


schaften in die Defensive. Es bekamen jene Auf¬ 
trieb, die sich teils schon vor 1989 in die Standort¬ 
logik hatten einordnen lassen, die ihr Heil darin 
sahen, dass ihr Betrieb, ihre Branche floriert. Das 
schlug sich auch im DGB-Grundsatzprogramm 
nieder, in dem der Interessengegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit nur noch in der Präambel kurz 
erwähnt wird. 

Nach der Annexion der DDR wurden auch die 
dortigen Gewerkschaften übernommen. Teils nur 
die Mitgliedschaft, teils auch die Funktionäre, so¬ 
weit sie sich von ihrer DDR-Vergangenheit ganz 
oder punktuell distanzierten. Mit der „Abwick¬ 
lung“ der DDR-Wirtschaft, der Verwaltung, der 
Hochschulen und vielem mehr wurden dann auch 
Millionen Arbeitsplätze vernichtet. Die kurzzei¬ 
tig auf fast 12 Millionen gestiegene Mitgliedschaft 
der DGB-Gewerkschaften ging rapide zurück, sa¬ 
hen doch die aus der Arbeit Ausgegrenzten kaum 
noch einen Sinn darin, weiter Gewerkschaftsbei¬ 
träge zu zahlen. Vor dem Hintergrund der Mas¬ 
senarbeitslosigkeit wurde gerade der Osten zum 
Experimentierfeld der Unternehmen, wurde dort 
erprobt, wie man u.a. die Flächentarifverträge aus¬ 
hebelt, Arbeitszeiten entgrenzt, Schutzrechte zu 
Makulatur werden lässt u.v.a.m. Wenn man aktu¬ 
ell verfolgt, wie derzeit z.B. die angeblich „faulen 
Griechen“ propagandistisch diskreditiert werden, 
damit hierzulande keine Solidarität entsteht, dann 
klingt das wie die Neuauflage der Diffamierungs¬ 
kampagne gegen „die Ossis, die erst mal arbeiten 
lernen müssen“. Da wurde in den DGB-Gewerk¬ 
schaften aktuell einiges erkannt. So wurde in ver. 
di-Publik dargestellt, dass von der sogenannten 
Griechenlandhilfe nur die reichen Hellenen und 
die Banken, auch die aus der BRD, profitieren, 
während den griechischen Kollegen aufs Brutalste 
der Brotkorb hochgehängt wird. Und letztendlich 
soll dann auch die deutsche Arbeiterklasse mal 
wieder für die Profite von Zockern und Speku¬ 
lanten haften. 

Wesentlich zur Schwächung der Gewerkschaften 
trug die wissenschaftlich-technische Revolution, 
die Einführung der Mikroelektronik in allen Wirt¬ 
schaftsbereichen bei. Die damit verbundene Er¬ 
höhung der Produktivität, an der die Arbeitenden 
nicht mehr adäquaten Anteil in Form von höhe¬ 


ren Löhnen und kürzeren Arbeitszeiten hatten, 
verfestigte eine seit der Krise von 1974 vorhan¬ 
dene Dauerarbeitslosigkeit. Eine Arbeitszeit von 
25 Stunden reichte heute wahrscheinlich zur Be¬ 
friedigung aller gesellschaftlichen Bedürfnisse aus, 
und alle, die wollten, könnten einer Erwerbsarbeit 
nachgehen. Da die Lohnquote und damit die Mas¬ 
senkaufkraft permanent sinkt, suchten und suchen 
die Kapitalisten ihren Ausweg in der ständigen 
Steigerung des Exports und in der Spekulation. 
In den Neunzigern wurde diese Entwicklung noch 
beschleunigt durch die Privatisierung öffentlicher 
Betriebe wie der Post, durch die zunehmende In¬ 
ternationalisierung von Entwicklung, Produktion 
und Verwaltung, durch Auslagerungen in Billig¬ 
lohnländer etc. Die Zerschlagung von Betrieben 
und Konzernen, auch durch Hedge-Fonds etc., 
ständige Umorganisationen, Ausgliederungen von 
Betriebsteilen usw. desorganisierten die Arbei¬ 
terklasse zunehmend. Den Gewerkschaften lie¬ 
fen nicht, wie oft kolportiert wird, die Mitglieder 
massenhaft weg, aber der Schrumpfungsprozess 
gerade des industriellen Kerns und des öffentli¬ 
chen Sektors ließen auch die Mitgliederbestände 
abschmelzen. Kam hinzu, dass gerade zu Zeiten 
der Aktien- und dot-com-Blasen im Bewusstsein 
jugendlicher Beruf seinsteiger die Gewerkschaften 
die Dinosaurier von gestern waren, die Organisa¬ 
tionen der Loser, die man ebensowenig zu brau¬ 
chen glaubte wie Betriebsräte. 

★ 

Dass der Kapitalismus keinen Bogen um diese 
Branche machte, zeigte sich nicht nur nach dem 
Platzen der diversen Blasen. So wehrten sich die 
Beschäftigten der ehemaligen „Softwareschmie¬ 
de“ von Opel, EDS, schon vor Jahren gegen Ar¬ 
beitsplatzabbau und Verlagerung durch den neu¬ 
en Eigner HP. 

Jener Teil der Jugend, dem Ausbildung und Arbeit 
verwehrt werden, der in Warteschleifen geparkt 
und letztendlich um seine Zukunft gebracht wird, 
kommt überhaupt nicht mehr mit der organisier¬ 
ten Arbeiterbewegung in Kontakt. 

Viele Kolleginnen erlebten, wie neue Formen 
der betrieblichen Arbeitsorganisation die Kolle¬ 
gen nicht nur entfremdeten, sondern auch zu Kon¬ 
kurrenten machten. Das beginnt mit der Gleitzeit 
und der Ausdehnung der Besetzungszeiten, man 
sieht sich immer weniger, vor allem die Zeiten für 
Gespräche vor und nach der Arbeit, die gemein¬ 
samen Pausen werden seltener. Die zunehmende 
Verdatung macht ihre Arbeit vergleichbar, die Be¬ 
schäftigten untereinander ausspielbar. Sogenann¬ 
te leistungsorientierte Bezahlung treibt sie an, mit 
Zielvereinbarungen werden sie darauf getrimmt, 
die Profitziele als die ihren zu verstehen. Team¬ 
oder Gruppenarbeit, gepaart mit Teamzielen, soll 
sie gegen sogenannte „low performer“ aufbringen, 
die nicht mehr das olympiareife Arbeitstempo 
durchhalten oder zu oft mit dem Betriebsrat tele¬ 
fonieren. Ständige Erreichbarkeit per Handy und 
Internet entgrenzt immer mehr Arbeit und Privat¬ 
leben, schränkt aber auch den Raum für gewerk¬ 
schaftliche oder sonstige gesellschaftliche Aktivi¬ 
täten ein. Viele halten das nur durch mit Mitteln, 
die sie bei jeder Dopingkontrolle in Schwierigkei¬ 
ten brächten. Je unsicherer und je prekärer die Ar¬ 
beitsverhältnisse sind, um so erdrückender wirkt 
das alles. Die moderne Arbeitswelt formiert die 
Arbeiterklasse in weiten Teilen nicht mehr, son¬ 
dern desorganisiert sie. Hierauf haben nicht nur 
die Gewerkschaften bis heute weitgehend keine 
realisierbaren Antworten gefunden. 

Bereits die Kohl-Regierung hatte mit der Ände¬ 
rung des § 116 und zahlreichen sogenannten Re¬ 
formen, z. B. des Kündigungsschutzes, die Lage der 
Arbeiterklasse geschwächt. Mit der Hartz-Gesetz¬ 
gebung beschleunigte die Fischer-Schröder-Regie- 
rung diese Entwicklung. Mit Hartz II wurden Zeit- 
und Leiharbeit ebenso wie die völlige Entgren¬ 
zung befristeter Arbeitsverhältnisse durchgesetzt, 
was zur Schaffung eines wachsenden Billiglohn¬ 
sektors, zur Spaltung zwischen Kernbelegschaften 
und gewerkschaftlich kaum noch organisierbaren 
prekär Beschäftigten führte. Das Verarmungspro¬ 
gramm Hartz IV bekämpfte nicht nur die Arbeits¬ 
losen, es wurde auch zur Keule gegen die Arbei¬ 
tenden. Viele Belegschaften und Betriebsräte 
blieben nicht standhaft, wenn Entlassungen an¬ 
geblich nur durch Lohnsenkung und Arbeitszeit¬ 
verlängerung vermeidbar sein sollten. Der nur 365 
Tage kurze Weg zu Hartz IV wirkt als Drohung. 
Auch Schröders Drohung, gesetzliche Öffnungs¬ 
klauseln durchzusetzen, wenn sich die Gewerk¬ 
schaften diesbezüglich nicht mit den Unterneh¬ 
mern einigen würden. Alles war ausgerichtet auf 
die Stärkung des Exportstandortes Deutschland. 
Die Erhöhung der Lohnquote, die Stärkung der 
Massenkaufkraft wäre nicht nur zur Verbesserung 
der Lebenslage der Arbeiterklasse im Lande eine 
vorrangige Aufgabe der Gewerkschaften, sondern 
auch als Akt internationaler Solidarität. 

(Fortsetzung in der nächsten Ausgabe der UZ) 
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Systematisch in die Armut 

Eine Solidaritätsveranstaltung mit Griechenland und ein Brief von Mikis Theodorakis 



Am 15. Juni fand in Düsseldorf dank 
der Initiative von Natalia Sakkatou 
und unter Federführung des DGB ein 
politisch-kultureller Abend statt, dem 
eine Aufforderung als Motto voran¬ 
gestellt war: „Griechenland - Solida¬ 
rität!“ 

Natalia Sakkatou ist freie Journalistin, 
die vor einem knappen Jahr mit ihren 
beiden Kindern von Griechenland zu¬ 
rück nach Leverkusen gezogen ist, wo 
sie als Kind aufwuchs. Sie berichtete 
aus der Wirklichkeit Griechenlands im 
Sommer 2012: Vom Zusammenbruch 
des Bildungs- und des Gesundheits¬ 
systems. Von der Hauptgeschäftsstra¬ 
ße in Thessaloniki, wo kaum noch ein 
Laden geöffnet ist, und von den Bett¬ 
lern in den Straßen Athens. Von den 
Stromabschaltungen in einem Land, wo 
der Liter Milch inzwischen 1 Euro 60 
kostet, von Müttern, die ihren Kindern 
nichts mehr zu essen geben können, 
von Rentnern, die nicht mehr wissen, 
wovon sie leben sollen. Sie berichte¬ 
te von einem Land der dritten Welt in 
Europa. 

Den zweiten Teil des Abends bestritt das 
Trio „Quijote“ aus Chemnitz mit seinen 
Interpretationen der Lieder des griechi¬ 
schen Komponisten Mikis Theodorakis. 
Der heute 86-Jährige hatte im Vorfeld 
von der Veranstaltung erfahren und den 
Künstlern von „Quijote“ einen Brief 
geschrieben. Darin dankte er Sabine 
Kühnrich, Ludwig Streng und Wolfram 
Hennig-Ruitz für ihre Liebe zu seinem 
griechischen Heimatland und dafür, wie 
gut sie sich über die gegenwärtigen Le¬ 
bensbedingungen in Griechenland in¬ 
formiert haben. Und er nutzte die Gele¬ 
genheit, einige Fakten aufzuführen, die 
in der deutschen Öffentlichkeit so gut 
wie unbekannt bekannt sind. 

Seine Ausführungen behandeln das 
„Memorandum“, die Knebelvereinba¬ 
rung zwischen EU, Europäischer Zen¬ 
tralbank und Internationalem Wäh¬ 
rungsfonds mit Griechenland. Er kon¬ 


statiert, dass dieses Papier im Februar 
vom vormaligen Premier Papademos 
und seinem Finanzminister Venizelos 
auf Beschluss des Kabinetts, ohne Zu¬ 
stimmung des griechischen Parlaments, 
unterzeichnet wurde. Theodorakis zieht 
den klaren Schluss, dass mit der Unter¬ 
zeichnung des „Memorandums“ die na¬ 
tionale Unabhängigkeit Griechenlands 
abgetreten wurde. Die Folge ist die Be¬ 
schlagnahme des gesamten nationalen 
Eigentums und die Unterbindung von 
wirtschaftlichen Beziehungen mit an¬ 
deren Ländern. 

Außerdem hebt Theodorakis in die¬ 
sem Brief hervor: „Griechenland ist ein 
reiches Land, und sein Volk ist fleißig.“ 
Das Bruttosozialprodukt beziffert er 
auf 250 Milliarden, damit gehöre Grie¬ 
chenland zu den 30 reichsten Ländern 
der Erde. Allerdings sinkt die Wirt¬ 
schaftsleistung infolge der Zerstörung 


der griechischen Ökonomie in diesem 
Jahr voraussichtlich auf 210 Milliarden. 
Griechenland ist kein minderwertiges 
Land, auch wenn es deutsche Politiker 
und Journalisten oft versuchen, so dar¬ 
zustellen. Und man kann Theodorakis 
nur Recht geben, wenn er feststellt, 
dass es Korruption auch in anderen eu¬ 
ropäischen Ländern gibt. Als Beispiel 
führt er den deutschen Weltkonzern 
Siemens an. Siemens hat auch in Grie¬ 
chenland hohe Schmiergelder gezahlt, 
um an staatliche Aufträge zu kommen, 
so die Digitalisierung des griechischen 
Telefonnetzes in den neunziger Jahren, 
Kommunikationssysteme für die grie¬ 
chische Armee und ein Überwachungs¬ 
system für die Olympischen Spiele 
2004 in Athen. 

Seine These, Griechenland sei seit 
dem Ende des Bürgerkriegs 1950 ein 
„Protektorat der USA‘ ist sicher pla¬ 


kativ. Ein Umstand allerdings, der sei¬ 
ne Ansicht stützt, ist seit Jahrzehnten 
die USA-Hörigkeit der beiden großen 
griechischen Parteien PASOK und Nea 
Dimokratia. 

Was sich derzeit in Griechenland ab¬ 
spielt, ist für Theodorakis kein öko¬ 
nomisches, sondern ein politisches 
Problem. Kommen doch die berühm¬ 
ten „Almosen“, wie er die Zahlungen 
nennt, gar nicht dem griechischen Volk 
zugute. Vielmehr den großen Banken, 
die damit wieder trefflich Geld ver¬ 
dienen, allein in Deutschland 11 Mrd. 
Euro. Der Komponist schreibt: „Das 
Einzige, was sie tun, ist, dass sie das 
Wachstum stoppen, Zehntausende 
Unternehmen und Geschäfte schlie¬ 
ßen, Tausende Arbeitnehmer entlas¬ 
sen, dass Tausende Einwohner ihre 
Häuser verlieren und dass die Arbeits¬ 
losigkeit auf 22 Prozent steigt (1,5 Mil¬ 
lionen Arbeitslose in einem Land mit 
10 Millionen Einwohnern). Uns führen 
sie systematisch in die Verarmung, weil 
sie glauben, nur so unseren öffentlichen 
Reichtum stehlen zu können. Häfen, 
Flughäfen, Autobahnen, Öl und wert¬ 
volle Metalle. Und zum Schluss die Ak¬ 
ropolis, Delphi und Olympia.“ 

Der Brief von Mikis Theodorakis und 
der Vortrag von Frau Sakkatou soll¬ 
ten unser Bewusstsein schärfen bezüg¬ 
lich der Informationen, die wir hier in 
Deutschland über Griechenland be¬ 
kommen - oder eben auch nicht. Und 
er sollte uns ein Aufruf sein, mit Aus¬ 
dauer und Klarheit die Perversionen 
des kapitalistischen Systems aufzude¬ 
cken, die Griechenland und andere 
Länder der Europäischen Union ins 
Desaster führen. Es wird Zeit, einen 
gleichberechtigten Umgang der eu¬ 
ropäischen Staaten untereinander zu 
fordern - gegen Hegemonieansprüche 
und Abbau von Demokratie, gegen die 
Diktatur der Banken und der EU-Ins- 
titutionen in Brüssel. B.R. 


Ach, Gundula... 

Die Verharmlosung gewohnheitsmäßiger Kriegsverbrechen in den Nachrichten 


Die meist leise lächelnde Moderatorin 
des heute journal im ZDF las am 5. Juni 
abends auch diese mutmaßlich aus ei¬ 
gener Feder stammenden Sätze - sie ist 
schließlich „Redakteurin im Studio“ - 
vom Teleprompter ab: „Den USA ist 
erneut ein Schlag gegen Al Kaida ge¬ 
lungen. In Pakistan ist bei Angriffen 
mit Drohnen die Nummer Zwei des 
Terrornetzwerkes, al-Libi, getötet wor¬ 
den. Zunächst war nicht klar, ob al-Li¬ 
bi bei dem Angriff wirklich ums Leben 
kam. Doch am Abend kam die offizielle 
Bestätigung aus Washington. Nach dem 
Tod von Osama bin Laden ist dies ein 
weiterer Erfolg für US-Präsident Oba- 
ma im Kampf gegen al Kaida.“ 
Nochmals die Kernaussagen: Den USA 
ist ein Schlag gelungen. Angriffe in Pa¬ 
kistan. Nummer Zwei des Terrornetz¬ 
werkes. Getötet. Kam ums Leben. Er¬ 
folg für Obama. 

In jeder dieser Formulierungen steckt 
Infamie - Quintessenz aus Zynismus, 
Rechtsnihilismus, Rohheit, Ignoranz, 
Unaufrichtigkeit und Gedankenlosig¬ 
keit. Ich sehe in der ZDF-Meldung ein 
Musterbeispiel für den verbreiteten 
Gehorsams- und Vernebelungsjourna¬ 
lismus. 

Kein Wort darüber, dass die US-ame¬ 
rikanischen Drohnenangriffe in einem 
nicht kriegführenden, einem verbün¬ 
deten Land das Völkerrecht verletzen, 
dass diese mittlerweile gewohnheits¬ 
mäßig begangenen Kriegsverbrechen 
die wenigen noch verbliebenen Funda¬ 
mente internationalen Rechts erschüt¬ 
tern, voran die Allgemeine Menschen¬ 
rechtskonvention und die Genfer Kon¬ 
ventionen. Gundula Gause verlor auch 


kein Wort darüber, dass US-Präsident 
Obama sich inzwischen wöchentlich 
Listen mit den Namen von Zielperso¬ 
nen für seine per Drohnenangriff zu 
vollstreckenden Tötungsbefehle vor¬ 
legen lässt, die Delinquenten höchst¬ 
selbst auswählt und per Unterschrift 
zum Abschuss freigibt - womit er längst 
zum vielfachen Schreibtischmörder ge¬ 
worden ist. 

Der US-amerikanische Autor John 
Grant nennt Obama den „Killer im 
Weißen Haus“. Dessen Tötungs-, nein: 
Mordbefehle überträfen - so berich¬ 
ten britische Medien - bereits die sei¬ 
nes Vorgängers George W. Bush. Über 
die vielen Opfer unter Unbeteiligten, 
darunter zahlreiche Frauen und Kin¬ 
der, führen die Angreifer ohnehin nicht 
Buch. Kollateralschäden. 

The Miami Herald, eine der großen, 
überregionalen Tageszeitungen der 
USA, schreibt: „Obamas Alternative 
zur Verhaftung und Anklage von Ver¬ 
dächtigen ist: Er lässt sie weltweit ein¬ 
fach umbringen. Inzwischen starben 
hunderte, möglicherweise sogar tausen¬ 
de, und die meisten waren unbewaff¬ 
nete Zivilisten.“ Das Blatt nennt weit 
krassere Zahlen als seine britischen 
Pendants: Obama habe mehr als 250 
gezielte Tötungen mittels Drohnenbe¬ 
schuss befohlen, „mehr als sechsmal so 
viele, wie der gesetzlose Saukerl Bush 
in seiner gesamten Amtszeit befahl.“ 
(„... more than six times as many as the 
lawless yahoo Bush ordered during his 
entire presidency.”) Die äußerst kriti¬ 
schen Beiträge in vielen US-Zeitungen 
unterscheiden sich nicht nur wohltu¬ 
end von dem Geschreibsel deutscher 


Schmocks, sie beziehen sich auch auf 
ganz offizielle Angaben des Beratersta- 
bes im Weißen Haus. Obama habe er¬ 
sichtlich ein Interesse daran, im Wahl¬ 
jahr als „starker Mann“ zu erscheinen. 
Präsident Barack Obama: Verfassungs¬ 
rechtler, Friedensnobelpreisträger, An¬ 
kläger, Richter und Henker in Perso¬ 
nalunion. Mit Worten wie „Tod“, „ge¬ 
tötet“ und „ums Leben gekommen“ 
verschleiern Gundula Gause und ihre 
Kollegen in den Nachrichtenagenturen 
und allen deutschen Leitmedien, was 
Obamas Sache ist: Massenmord, ille¬ 
gale Racheakte, menschenverachtende 
Gewalttaten. So demonstrieren sie ihr 
berufsethisches und moralisches Ver¬ 
sagen. Solche „Nachrichten“ vergiften 
das politische Bewusstsein und Rechts¬ 
empfinden der Zuschauer. Einen quan¬ 
titativen Messwert kann man immerhin 
vermelden: Die niederträchtige Sen¬ 
dung hatte 3,21 Millionen Zuschau¬ 


er, das entsprach zu jener spätabend¬ 
lichen Stunde einem „Markt“-Anteil 
von 11,6 Prozent. 

Claus Kleber, ZDF-Chefmoderator, 
hatte die Sendung wie folgt eingelei¬ 
tet: „Guten Abend! Das war kein son¬ 
derlich aufregender Tag heute, politisch 
gesehen ...“ Klar doch, an diesem Tag 
verreckten ja bloß ein paar Pakistani 
im Feuer US-amerikanischer Droh¬ 
nen. Nicht sonderlich aufregend: Einen 
solch arrogant-verlogenen Spruch kann 
nur ein Journalist vom Schlage Klebers 
ablassen. Ein Träger bedeutender Jour¬ 
nalistenpreise und -auszeichnungen. 
In unserer verkommenen Medienwelt 
schließt das eine das andere nicht aus, 
die Kombination ist symptomatisch. 

Volker Bräutigam 

Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der 
Zeitschrift „Ossietzky“ 



„Holt die Bücher 
aus dem Feuer!" 

Bücherverbrennung 1933 - 
auch in der Provinz 

Zum 80. Mal jährt sich am 10. Mai 2013 
die Bücherverbrennung der Nazis auf 
dem Berliner Schlossplatz. In 22 Uni¬ 
versitätsstädten des deutschen Reiches 
wollten die Faschisten mit den Büchern 
alle Gedanken vernichten, die ihre Bar¬ 
barei in Frage stellten. 

Auch in der Provinz ereigneten sich 
diese gruseligen Szenen. So in Reck¬ 
linghausen, wo am 14. Juli 1933 unter 
maßgeblicher Beteiligung der Reck- 
linghäuser Polizei die Bücherverbren¬ 
nung stattfand. „Gestern Abend loder¬ 
te, beispielgebend, auf dem Leo-Schla- 
geter-Platz ein Brand- und Schandmal 
marxistisch-kommunistisch unsittli¬ 
chen Geistes auf, das symbolisch so 
recht treffend zum Ausdruck brachte, 
dass diese und seine Interpreten nun 
völlig aus dem deutschen Vaterlan¬ 
de verschwunden sind. - Die Stürme 
4 und 5 der Standarte 143 in Reckling¬ 
hausen Süd hatten in wochenlanger 
Kleinarbeit Zentner dieser Schriften 
zusammengesucht, die zu einem me¬ 
terhohen Scheiterhaufen zusammenge¬ 
worfen wurden, von einem Gestell be¬ 
grenzt waren, an dem Puppen mit den 
Uniformen der volksverräterischen 
Gruppen aufgehängt waren“, beschrieb 
die „Recklinghäuser Zeitung“ die gru¬ 
selige Veranstaltung in ihrer Ausgabe 
vom 15. Juli 1933. Wenige Jahre später 
brannte die Synagoge in der Stadt, und 
der Großteil der jüdischen Gemeinde 
wurde in den Vernichtungslagern der 
Faschisten gemordet und in ihren Kre¬ 
matorien verbrannt. Die düstere Pro- 
phezeihung von Heinrich Heine er¬ 
füllte sich: „Dort wo man Bücher ver¬ 
brennt, verbrennt man am Ende auch 
Menschen.“ 

Um an diese Zusammenhänge zu er¬ 
innern, haben im Jahr 2009 engagierte 
Antifaschistinnen in Recklinghausen 
die Initiative „Lesen gegen das Ver¬ 
gessen“ gegründet. Jeweils zu den Jah¬ 
restagen organisierte die Initiative Le¬ 
sungen auf dem Neumarkt in Reckling¬ 
hausen Süd. Sie gewannen zahlreiche 
Bürger, darunter auch Ratsmitglieder 
unterschiedlicher Parteien und Wäh¬ 
lerinitiativen, die Texte vortrugen, die 
von den Nazis verbrannt wurden. Die 
Bücher wieder aus dem Feuer zu holen, 
ist eines der wesentlichen Anliegen der 
Initiative. 

Die lokalen Recherchen der histori¬ 
schen Ereignisse brachten auch das 
Ergebnis, dass in Recklinghausen nicht 
nur Bücher, sondern auch Symbole der 
Arbeiterbewegung verbrannt wurden. 
So warfen die Faschisten Puppen in den 
Uniformen der proletarischen Schutz¬ 
organisationen, des Roten Frontkämp¬ 
ferbundes und des Reichsbanners ins 
Feuer, aber auch Kleidungsstücke der 
Arbeitersportvereine. 

Es ist der Initiative zu verdanken, dass 
in diesem Jahr eine Gedenkplatte mit 
dem bereits zitierten Satz von Heinrich 
Heine an dem Ort der Bücherverbren¬ 
nung verlegt wird. Die Enthüllung der 
Platte erfolgt auf der Gedenkveranstal¬ 
tung am 14. Juli, genau am 79. Jahres¬ 
tag, um 14.00 Uhr auf dem Neumarkt 
in Recklinghausen-Süd. Werner Sarbok 

(Weitergehende Informationen auf www.bue- 
cherverbrennung-recklinghausen.de) 


Stadtgeschichten 

Seit über 40 Jahren erscheint monat¬ 
lich in der hessischen Doppelgemeinde 
Mörfelden-Walldorf die DKP-Stadtzeitung 
„blickpunkt“. Auf der letzten Seite dieser 
Zeitung ist jeweils ein Foto aus der Ge¬ 
schichte der Stadt abgebildet, versehen 
mit einem kleinen Begleittext. 

Aus den Fotos der mittlerweile 499 Aus¬ 
gaben hat die „blickpunkt“-Redaktion 
eine Ausstellung „Stadtgeschichten“ zu¬ 
sammengestellt, die am kommenden Wo¬ 
chenende besucht werden kann. „Hof-Ga¬ 
lerie“ , Mörfelden, Langgasse 38 (Treber- 
Haus), Samstag, 30. Juni und Sonntag, 1. 
Juli 2012, jeweils von 15.00 bis 19.00 Uhr. 
Der Eintritt ist frei. 
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Die Parteifrage: Streitpunkt und Kern 



Begleitende Bemerkungen: 

Nach der Niederlage von 1989/90 ge¬ 
lang es, die DKP als kommunistische 
Partei unter schwierigsten Bedingun¬ 
gen zu erhalten. Unser Selbstverständ¬ 
nis als revolutionäre und internationa¬ 
listische Partei, die ihre Tätigkeit auf 
die Theorie von Marx, Engels und Le¬ 
nin gründet, bekräftigten wir im Partei¬ 
programm, das 2006 beschlossen wur¬ 
de. Wir haben für unsere Arbeit eine 
gute programmatische Grundlage und 
ein Statut, das die Rechte der Mitglie¬ 
der benennt und stärkt, die breite Par¬ 
teidiskussion, Kritik und Selbstkritik 
einfordert, aber auch klare Pflichten, 
Verantwortlichkeiten und Verbindlich¬ 
keiten festlegt. 

Heute ist unsere Partei in einer Zeit ge¬ 
sellschaftlicher Umbrüche in einer sehr 
komplizierten Lage. Die Parteifrage er¬ 
weist sich, wie auch viele Zuschriften 
an unsere Zeitung zeigen, wieder ein¬ 
mal als Knackpunkt. 

Auf der Parteivorstandssitzung im Mai 
gab es dazu eine kurze und kontrover¬ 
se Diskussion. Der Parteivorstand be¬ 
schloss, die Diskussion in geeigneter 
Lorm in der UZ widerzuspiegeln. 

Wir haben uns in der Redaktion ent¬ 
schlossen zunächst historisch heran¬ 
zugehen, dann Tragen an Leo Mayer 
und Hans-Peter Brenner zu formulie¬ 
ren und sie zu bitten, ihre unterschied¬ 
lichen Standpunkte darzulegen. 
Eigentlich müsste man mit Marx, En¬ 
gels, vor allem aber Lenin anfangen, 
der in unterschiedlichen Phasen der 
Parteientwicklung prinzipienfest und 
zugleich flexibel war, die jeweiligen 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
genau analysierte und in unterschied¬ 
lichen Situationen versuchte im Inte¬ 
resse des gesellschaftlichen Ziels ge¬ 
eignete Vorgehensweisen für die Par¬ 
tei zu entwickeln. Er verband bei der 
Analyse realer Veränderungsprozesse 
„strengste historische Konkretheit und 
dialektische Elastizität“ (Jupp Schleif¬ 
stein, 1990)*. 

Der UZ steht für eine ausführliche Do¬ 
kumentation leider jedoch nur wenig 
Platz zur Verfügung. 

In unserer Partei gibt es einen großen 
Fundus an Erfahrungen, den wir für die 
heutigen Debatten fruchtbar machen 
wollen. Wir können hier aus den bald 


45 Jahren DKP nur wenige Positionen 
herausgreifen. Wir dokumentieren ei¬ 
nen Auszug aus einem Rundtischge¬ 
spräch zum 25. Jahrestag der DKP, der 
1993 erschien, sowie - gekürzt - einen 
Artikel von Willi Gerns aus dem Jahr 
1988. Damals war die DKP schon mit¬ 
ten in der Auseinandersetzung mit den 
Erneuerern. 

All diese Erfahrungen und Erkenntnis¬ 
se sind in die Erarbeitung des aktuellen 
Parteiprogramms eingeflossen. 

Die Antworten von Leo Mayer und 
Hans-Peter Brenner wollen wir in den 
kommenden Ausgaben dokumentie¬ 
ren. Wir rufen zur Diskussion auf. 

★ 

Aus: Bruni Freyelsen, Lilo Schneider, 
Kurt Fritsch, Rolf Priemer, Patrik Kö- 
beie, Aufzeichnungen über die Par¬ 
teifrage, Rundtischgespräch über die 
Parteifrage, in: 25 Jahre DKP: eine Ge¬ 
schichte ohne Ende, Herausgeber Rolf 
Priemer, Heinz Stehr, Essen 1993: 

Die revolutionäre Arbeiterbewegung 
hat nicht wenige Höhen und Tiefen 
durchgemacht. Doch einen solchen 
Rückschlag wie in jüngster Zeit ha¬ 
ben wir für ausgeschlossen gehalten. 
Immerhin galt die internationale kom¬ 
munistische Bewegung schon als die 
stärkste politische Kraft unserer Zeit. 
Nicht zu Unrecht, übrigens. Ihr Rück¬ 
schlag geht auf verschiedene Faktoren 
zurück. Doch zentral stellt sich die Fra¬ 
ge: Liegt eine Hauptursache in der Par¬ 
tei selbst? Konkret: Ist die Leninsche 
Theorie von der Partei neuen Typus, 
auf die sich auch die DKP, überhaupt 
die deutschen Kommunisten über viele 
Jahrzehnte bezogen, gescheitert? 
Große kommunistische Parteien wie 
die KPdSU und die SED sind zusam¬ 
mengebrochen, mehrere kommunisti¬ 
sche Parteien haben sich aufgelöst - der 
untrügliche Beweis für das Scheitern 
unserer Parteitheorie? 

Die DKP existiert weiter, arbeitet an 
einem neuen Programm, hat ein neues 
Statut - ist für uns der Fall schon aus¬ 
gestanden? 

So leicht können wir es uns nicht ma¬ 
chen. So wichtig wie es ist, dass mit dem 
12. Parteitag Positionen für die Weiter¬ 
entwicklung der DKP gesetzt wurden, 


die kritische Erörterung der Parteifra¬ 
ge ist damit nicht abgeschlossen. 

Schon Jahre vor der Zäsur von ’89 kam 
es um die Erneuerung der Partei zu ei¬ 
ner Zerreißprobe. Und das in der DKP, 
über deren Einheit man sich in unseren 
Reihen und auch bei Bruderparteien 
über lange Zeit so sicher war, fast als 
ob sie uns angeboren wäre. Die Partei 
wäre nicht so erschüttert worden, hät¬ 
te sich die DKP durch mehr Offenheit 
aller Diskussionsprozesse ausgezeich¬ 
net, als durch den Eindruck monolithi¬ 
scher Geschlossenheit. Wie trügerisch 
der sein kann, trat zutage, als einige in 
der Partei die Qualifikation zur Erneu¬ 
erung für sich reklamierten. Sie allein 
wollten die vielzitierte Umbruchperio¬ 
de verstehen, den behaupteten Wandel 
zum Primat von Menschheitsinteressen 
im Gegensatz zu den Interessen der Ar¬ 
beiterklasse. Dies synchron mit der Pe¬ 
restroika in der Sowjetunion, mit dem 
Konzept „Reformalternative“ im Ka¬ 
pitalismus, mit der Entdeckung einer 
„Friedensfähigkeit“ des Imperialismus. 
Das war der Boden, von dem Kräfte in 
der Partei, nicht zuletzt im Parteivor¬ 
stand, das Konzept der revolutionären 
Partei der Arbeiterklasse inhaltlich und 
organisatorisch aufgeben wollten. Nur 
eine „moderne“ Partei entspräche der 
Umbruchperiode, wobei die Moder¬ 
nität vor allem in der Koexistenz ver¬ 
schiedener Marxismus-Varianten be¬ 
stehen sollte. 

Doch dann kam der Zusammenbruch 
des realen Sozialismus. Alles, nur das 
nicht, war von der Umbruchperiode 
erwartet worden. Da waren diese „Er¬ 
neuerer“ mit ihrem Latein am Ende 
und in ihrer Einbildung damit gleich 
die ganze DKP - und wo sind sie ge¬ 
blieben? Da war es das vernünftigste, 
was tausende Kommunistinnen und 
Kommunisten hierzulande taten: un¬ 
bedingt die Partei zu erhalten als einen 
Ort, in dem eine kollektive Selbstver¬ 
ständigung über unvergleichliche Pro¬ 
bleme möglich ist. Wie kompliziert das 
ist, erleben wir erneut. Das Bemühen 
um die Entwicklung der Partei stößt 
neuerdings auf die „Kritik“, die DKP 
treibe zur „Sozialdemokratisierung“, 
sie sei „PDS-kompatibel“, an den „Gor- 
batschowismus“ gekettet. Die Krise der 
Partei äußert sich also in kräftigen Pen¬ 


delschlägen. Wenn auch die Mehrheit 
für eine Partei Leninscher Prägung ist, 
bleibt es nötig, sich über Sinn, Rolle 
und Verfassung der Kommunistischen 
Partei, über kommunistische Politik 
klar zu werden. 

Zunächst: Wie verhält es sich mit der 
Leninschen Partei neuen Typus? Ist das 
ein ausgedachtes starres Gebilde, ver¬ 
schlossen gegen jede Entwicklung, ein 
nur kopierfähiges Organisationsmodell, 
das ohne Rücksicht auf konkrete Be¬ 
dingungen der Arbeiterbewegung auf¬ 
gezwungen wird? Das ist zwar beständig 
unterstellt und von Dogmatikern auch 
so verstanden worden, steht jedoch ge¬ 
nau im Gegensatz zu den Gedanken Le¬ 
nins. Hier trifft, auf Lenin bezogen, ein 
Lessing-Wort zu: „Wer wird nicht einen 
Klopstock loben? Doch wird ihn jeder 
lesen? - Nein. Wir wollen weniger er¬ 
hoben und fleißiger gelesen sein.“ Lenin 
hat sich über die Partei in extrem unter¬ 
schiedlichen Situationen geäußert, vor 
und nach der Oktoberrevolution. Seine 
theoretischen Ansichten selbst haben 
sich aufgrund praktischer Erfahrungen 
in der revolutionären Arbeit entwickelt. 
Doch stets erklärten sich Lenins Vor¬ 
stellungen von der Partei aus dem pro¬ 
grammatischen Ziel, den Kapitalismus 
zu überwinden, aus der konkreten Ana¬ 
lyse, auf welchem Wege und mit welchen 
Kräften das zu bewerkstelligen ist. Aus 
der Analyse des Imperialismus, der mo¬ 
nopolistischen Konzentration des Kapi¬ 
tals mit dem entsprechend reaktionären 
gesellschaftlichen Überbau, begründe¬ 
te Lenin die Notwendigkeit starker, gut 
organisierter, massenverbundener, in 
programmatischer wie organisationspo¬ 
litischer Hinsicht revolutionärer Arbei¬ 
terparteien. 

Lenins Konzept hatte sich bewährt 

Das bleibt im Grundsatz gültig, wenn 
aufgrund einer marxistischen Analyse 
des gegenwärtigen Kapitalismus an der 
Notwendigkeit festgehalten wird, diese 
Ordnung durch eine gesellschaftliche 
Alternative abzulösen, obwohl sie sich 
gerade als scheinbar überlegene Ord¬ 
nung behauptet hat. Nachzuweisen, 
dass diese Ausbeuterordnung nicht das 
letzte Wort der Menschheitsgeschichte 
sein kann, eine Weiterentwicklung der 
Gesellschaft über den Kapitalismus 


überhaupt für denkbar zu halten, ist 
die Aufgabe der Kommunisten, umso 
mehr, als die Tendenz zur Anpassung 
an das Bestehende bis in linke Kreise 
zunimmt. Hier geht es um den Wert ei¬ 
ner revolutionären Organisation in ei¬ 
ner nichtrevolutionären Lage. Wer die¬ 
sem Kapitalismus seine selbstbehaup¬ 
tete Ewigkeit zugesteht, bestenfalls an 
ihm herumreformieren will, dem fehlt 
logischerweise das Interesse und das 
Verständnis für das, was eine revoluti¬ 
onäre Klassenpartei ausmacht. Da wird 
ein kurzschlüssiges Gerede vom Schei¬ 
tern der Leninschen Parteitheorie of¬ 
fene Ohren finden. Es handelt sich tat¬ 
sächlich um einen Kurzschluss. 
Solange sich in der Partei Lenins An¬ 
sichten durchsetzten, hat sich dieser 
Parteitypus bewährt. Der Sieg in der 
Oktoberrevolution beweist das schlüs¬ 
sig. Dafür steht nicht nur der Akt der 
unmittelbaren Eroberung politischer 
Macht, vielmehr der ganze Prozess der 
Vorbereitung, Behauptung und begin¬ 
nenden Verwirklichung der Revolu¬ 
tion; wohl begünstigt durch den Um¬ 
stand, dass Russland das „schwächste 
Glied“ in der Kette imperialistischer 
Staaten war, zugleich erschwert durch 
die Rückständigkeit des Landes, durch 
das Alleinbleiben der russischen Revo¬ 
lution und ihre Bekämpfung durch die 
fast übermächtige innere und äußere 
Konterrevolution. 

Der Erfolg des Leninschen Parteikon¬ 
zepts unter diesen Bedingungen bleibt 
eine herausragende Erfahrung über 
den Zusammenhang von Organisation 
und geschichtlicher Aktion. 

Doch ist das nicht alles schon buchstäb¬ 
lich Geschichte und die Oktoberrevo¬ 
lution unwiederholbar? Gewiss, revolu¬ 
tionäre Geschichte ist kein Abziehbild. 
Darum muss man jedoch nicht ihre Er¬ 
fahrungen ignorieren. Es ist ja kein Zu¬ 
fall, dass sich ein verstärktes Interes¬ 
se für die Parteientwicklung zu Lenins 
Lebzeiten meldet. Die Bolschewiki da¬ 
mals zeichneten offene Debatten aus. 
Theoretischer Streit, Erarbeitung der 
Politik waren wirklich parteiöffentliche 
Angelegenheit. Das verhinderte nicht, 
sondern erbrachte eine hohe bewuss¬ 
te Disziplin. Und namentlich Lenin 
verhehlte nicht, dass gerade nach der 
Revolution revolutionäre Organisati- 
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onsgrundsätze. Kontrolle der Verant¬ 
wortlichen, Kritik, unvermindert in¬ 
takt bleiben müssen, um Karrierismus 
und Bürokratismus zu bekämpfen, die 
auch unter der neuen Macht sich ein¬ 
bürgern und wuchern können. Um re¬ 
volutionäre Disziplin musste also be¬ 
ständig gekämpft werden. Sie war in 
der schwierigen Lage der russischen 
Revolution lebensnotwendig, auch weil 
einzelne Funktionäre, wie z.B. Trotzki, 
die Disziplin durchbrachen und die 
Parteidebatten sich zuspitzten. Darum 
fand es eine Mehrheit, als Lenin im Zu¬ 
sammenhang mit dem Übergang vom 
Kriegskommunismus zur NÖP erneut 
in der Partei für die Unterbindung von 
Fraktionsmacherei eintrat. Die beweg¬ 
liche Wirtschaftspolitik, die Öffnung 
für kapitalistische Elemente, erforder¬ 
te größte Geschlossenheit der Partei. 
Nur weil die Partei unter Lenin hohe 
Führungsqualitäten verkörperte, recht¬ 
fertigte es sich, dass in der damaligen 
konkreten Situation die Macht der Ar- 



ii. DKP-Parteitag in Bonn, 
io. bis 12. Mai 1991 


beiterklasse primär durch die Partei 
ausgeübt wurde. Lenin dachte nicht 
daran, aus dieser Not eine Tugend zu 
machen, sondern aus diesen außerge¬ 
wöhnlichen Bedingungen den Weg zur 
vollentwickelten sozialistischen De¬ 
mokratie einzuschlagen. Ist in diesem 
Punkte Lenins Konzept gescheitert? 
Praktisch ja, denn nach seinem Tode 
wurde unter Stalin eine andere Rich¬ 
tung eingeschlagen. In der Entwicklung 
der Partei selbst und in der Gesellschaft. 
Die unvergleichliche Ausgangslage für 
die Entwicklung sozialistischer Verhält¬ 
nisse traf mit der diktatorischen Führer¬ 
persönlichkeit Stalins zusammen. Lenin 
hatte davor gewarnt. Stalin kultivierte 
die Einschränkung sozialistischer De¬ 
mokratie bis zur Deformierung der 
Gesellschaft. Dennoch muss eine wirk¬ 
lich historische Betrachtung Faktoren 
gelten lassen, wie die fortwirkende Be¬ 
drohung der Sowjetmacht und die unter 
diesen Bedingungen zu lösenden Auf¬ 
gaben der Industrialisierung und der 
sozialistischen Umgestaltung der Land¬ 
wirtschaft. Die Aufgaben standen un¬ 
bestreitbar, was nicht heißt und heißen 
darf, dass sie nur auf die Weise zu lösen 
waren, wie es unter Stalin geschah. 

Aus der ganzen Entwicklung des bishe¬ 
rigen Sozialismus, aus der Gestaltung 
des Systems politischer Macht, aus den 
Strukturen und der Rolle kommunisti¬ 
scher Parteien, ist uns für die Zukunft 
eine große Lehre und Aufgabe über¬ 
antwortet: Von der Partei muss die Li¬ 
nie garantiert werden, dass der Sozia¬ 
lismus seine Existenzsicherung, seine 
Stärke darin sucht, sozialistische De¬ 
mokratie voll zu entwickeln und nicht 
darin, sie zu begrenzen. Also solche 
Formen zu schaffen, „die allen Werk¬ 
tätigen die Möglichkeit geben, ohne 
weiteres an der Regierung des Staates 
und der Schaffung der Staatsordnung 
mitzuwirken; erst dann kann die sozia¬ 
listische Umwälzung von Dauer sein.“ 
(Lenin, 1919) (...) 

★ 

Aus: Willi Gerns, Organisationsfrage 
und ideologische Arbeit (Marxistische 
Blätter, 2-88, S. 48-51): 

In der ideologischen Arbeit der mar¬ 
xistischen Partei in der Bundesrepublik 
kommt gerade heute der Klärung der 


Partei- und Organisationsfrage eine he¬ 
rausragende Bedeutung zu. Sie ergibt 
sich daraus, dass die tiefen Umbruch¬ 
prozesse, die sich gegenwärtig in vie¬ 
len Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens vollziehen, einerseits neue An¬ 
forderungen an die Organisationsfähig¬ 
keit und Organisationskraft der Kom¬ 
munisten stellen, andererseits jedoch 
der Hintergrund für viele ideologische 
Probleme sind, die in der Organisati¬ 
onsfrage kulminieren. Die Klärung die¬ 
ser Frage ist zur Voraussetzung dafür 
geworden, dass die Organisationsfähig¬ 
keit und Organisationskraft der marxis¬ 
tischen Partei bewahrt und noch stär¬ 
ker ins Feld geführt werden kann. 

Wo liegen die wichtigsten objektiven 
Ursachen dafür, dass die Partei- und 
Organisationsproblematik heute in 
stärkerem Maße mit ideologischen 
Fragestellungen verbunden ist, als dies 
noch vor wenigen Jahren der Fall war? 
Erstens: Die mit der wissenschaftlich- 
technischen Revolution einhergehen¬ 
den tiefen Veränderungen in der Struk¬ 
tur der Arbeiterklasse und ihres Um¬ 
feldes widerspiegeln sich auch in der 
Entwicklung der sozialen Zusammen¬ 
setzung der DKP. Der Anteil der An¬ 
gestellten sowie von Angehörigen der 
lohnabhängigen Mittelschichten und 
der Intelligenz an der Mitgliedschaft 
der Partei ist beträchtlich gewachsen. 
Das ist vor allem positiv zu bewerten. 
Es ist ein Ausdruck dafür, dass auch in 
unserem Land der Einfluss der kom¬ 
munistischen Bewegung auf neue 
Schichten des arbeitenden Volkes aus¬ 
gedehnt werden konnte. Das ist um so 
wichtiger, als es sich dabei um solche 
Schichten handelt, die mit der Entfal¬ 


tung der wissenschaftlich-technischen 
Revolution sowohl quantitativ als auch 
qualitativ ein noch größeres Gewicht 
im gesellschaftlichen Leben erlangen. 
Mit dieser positiven Entwicklung sind 
aber auch Probleme verbunden. Dazu 
gehört nicht zuletzt, dass es offensicht¬ 
lich für viele Parteimitglieder, die aus 
solchen Schichten kommen, deren gan¬ 
ze Lebenssituation in starkem Maße 
durch eine individuell geprägte Ar- 
beits- und Lebensweise bestimmt ist, 
wesentlich schwieriger ist, sich die De¬ 
mokratie und Zentralismus verbinden¬ 
den Organisationsprinzipien der mar¬ 
xistischen Partei anzueignen, als das bei 
Arbeitermitgliedern der Fall ist, die die 
Organisation und Disziplin in der ma¬ 
teriellen Produktion erfahren und in 
der Regel bereits in den Gewerkschaf¬ 
ten ähnliche Organisationsprinzipien 
wie die der Arbeiterpartei kennenge¬ 
lernt haben. 

Hier muss angefügt werden, dass sich 
im Zuge der weiteren Entwicklung der 
wissenschaftlich-technischen Revoluti¬ 
on allerdings auch in den Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Arbeiter ein 


Prozess der Individualisierung, ein¬ 
schließlich der damit verbundenen 
Veränderungen in den Denk- und Ver¬ 
haltensweisen vollzieht. Die Aufgabe, 
die Notwendigkeit und den Inhalt der 
kommunistischen Organisationsprinzi¬ 
pien in stärkerem Maße zum Gegen¬ 
stand unserer ideologischen Überzeu¬ 
gungsarbeit zu machen, stellt sich dar¬ 
um generell. 

Zweitens: Wir haben es heute mit ei¬ 
nem insgesamt wesentlich höheren Bil¬ 
dungsniveau der Parteimitglieder zu 
tun. Das gilt trotz der Probleme im Bil¬ 
dungswesen unseres Landes nicht nur 
für die aus den lohnabhängigen Mittel¬ 
schichten und der Intelligenz kommen¬ 
den Genossinnen und Genossen, son¬ 
dern auch für die Arbeitermitglieder. 
Auch diese Entwicklungstendenz ist 
eine positive Erscheinung. Sie schafft 
neue Möglichkeiten, das größere Wis¬ 
sen der Parteimitglieder für die Aus¬ 
arbeitung und Umsetzung der Politik 
der Partei zu nutzen. Wenn dies un¬ 
genügend geschieht, sind damit aller¬ 
dings auch neue Probleme verbunden, 
die sich in scharfer Kritik an Mängeln 
der innerparteilichen Demokratie oder 
gar darin äußern, dass sich Genossin¬ 
nen und Genossen aus der aktiven Mit¬ 
arbeit in der Partei zurückziehen. 
Drittens: Wir haben mit der nunmehr 
fast zwanzigjährigen Geschichte der 
DKP nicht nur die längste Periode der 
Legalität in der Geschichte der deut¬ 
schen kommunistischen Bewegung, 
sondern auch eine Legalität, wie es sie 
so noch nicht gegeben hat. Eigentlich 
waren alle früheren Perioden der Le¬ 
galität eher Zeiten der Halblegalität, 
da stets Dutzende von Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten im Gefängnis 
gesessen haben, immer wieder die Par¬ 
teibüros und Zeitungen der Partei ge¬ 
schlossen bzw. verboten wurden usw. 
Natürlich haben wir es auch heute mit 
Berufsverboten und anderen Diskrimi¬ 


nierungen zu tun. Dennoch ist der Be¬ 
wegungsspielraum für die Partei größer 
als zu früheren Zeiten. 

Das ist selbstverständlich wiederum 
vor allem sehr positiv zu sehen, weil 
damit die Wirkungsmöglichkeiten der 
Partei erweitert sind. Hinsichtlich der 
Verankerung der Organisationsprin¬ 
zipien der Partei können sich daraus 
aber auch Probleme ergeben. Wenn 
unter den Bedingungen der Illegalität 
oder Halblegalität die Notwendigkeit, 
die Beschlüsse der übergeordneten 
Organe als verbindlich zu akzeptieren 
und auszuführen, oder andere Aspekte 
des Zentralismus in den kommunisti¬ 
schen Organisationsprinzipien Selbst¬ 
verständlichkeiten sind, so gehört unter 
den Bedingungen der heutigen Lega¬ 
lität der Partei offensichtlich größere 
Überzeugungsarbeit dazu, um diese 
Prinzipien zum Gemeingut aller Mit¬ 
glieder zu machen. 

Viertens: Zu den größten Erfolgen unse¬ 
rer Arbeit gehört, dass es in den letzten 
Jahren gelungen ist, die Partei aus der 
Isolation herauszuführen, in der uns die 
Herrschenden in unserem Lande halten 


wollten. Das wird besonders deutlich in 
den Erfolgen unserer Aktionseinheits¬ 
und Bündnispolitik. Wenn man von der 
Zeit unmittelbar nach der Befreiung 
vom Faschismus absieht, war zu keiner 
Zeit der Nachkriegsgeschichte die Zu¬ 
sammenarbeit zwischen Kommunisten 
und Sozialdemokraten so weit entwi¬ 
ckelt wie in der Gegenwart. Und auf 
dem Gebiet der Bündnispolitik sind wir 
Kommunistinnen und Kommunisten in 
den letzten Jahren in der Friedensbewe¬ 
gung und anderen demokratischen Be¬ 
wegungen zu gleichberechtigten Partne¬ 
rinnen und Partnern geworden. 

Das kann gar nicht hoch genug bewer¬ 
tet werden. Allerdings sind damit auch 
nicht wenige Probleme verbunden. Ak- 
tionseinheits- und Bündnispolitik ist - 
wie wir das wiederholt deutlich ge¬ 
macht haben - ideologisch keine Ein¬ 
bahnstraße. Nicht nur wir wirken mit 
unseren Positionen auf unsere Partne¬ 
rinnen und Partner ein. Diese wirken 
zugleich mit ihren Auffassungen auch 
auf uns ein. Hinzu kommt, dass Genos¬ 
sinnen und Genossen erfahren, wie in 
Bündnissen auf der Grundlage basis¬ 
demokratischer Zusammenhänge eine 
sehr erfolgreiche Arbeit geleistet wird. 
Von daher gibt es Versuche, diese auch 
auf unsere Partei zu übertragen oder 
die Partei daran zu messen. Es wird da¬ 
bei nicht der prinzipielle Unterschied 
zwischen solchen Bündnissen und der 
kommunistischen Partei beachtet. 

In den Bündnissen wirken Menschen 
unterschiedlicher politischer und welt¬ 
anschaulicher Überzeugung für be¬ 
grenzte Ziele zusammen. Darin be¬ 
steht ihre Stärke. Jeder Versuch, diesen 
Bündnissen Organisationsprinzipien 
des demokratischen Zentralismus auf¬ 
zuzwingen, würde ihr Ende bedeuten. 
Anders die kommunistische Partei: 
Ihre Stärke besteht darin, dass sie eine 
Kampfgemeinschaft von Gleichgesinn¬ 
ten darstellt. Hier wirken Menschen 


gleicher politischer und weltanschau¬ 
licher Überzeugung für das umfassen¬ 
de Ziel der Überwindung des Kapita¬ 
lismus durch den Sozialismus zusam¬ 
men. Da es um dieses Ziel geht, tritt 
den Kommunisten die geballte Kraft 
des herrschenden Großkapitals, seines 
Staates, seiner Parteien und Organisa¬ 
tionen, der Massenmedien gegenüber. 
Gegen diese hochorganisierte Front 
können nur dann Erfolge errungen 
werden, wenn auch die Kommunisten 
hochorganisiert sind, wenn breitent¬ 
faltete innerparteiliche Demokratie 
mit der Gewährleistung zentralisier¬ 
ten, einheitlichen Handelns verbun¬ 
den wird. 

Gibt es bei manchen Genossinnen und 
Genossen, die in Bündnissen aktiv sind, 
Probleme, weil sie das Organisations¬ 
verständnis dieser Bündnisse undiffe¬ 
renziert auf die Partei übertragen, so 
sind allerdings manchmal die Proble¬ 
me bei solchen Mitgliedern der Partei, 
die keine Aktionseinheits- oder Bünd¬ 
nisbeziehungen haben, noch größer, 
da sie nicht Zeugen des erfolgreichen 
Wirkens unserer Partei sind, und von 


daher resignative Tendenzen Boden 
finden können. 

(...) Sechstens: Schließlich sind auch die 
widersprüchlichen Wirkungen der Um¬ 
bruchprozesse in der Sowjetunion auf 
die Mitglieder und Freunde der DKP 
ein Grund dafür, dass die Partei- und 
Organisationsfrage so stark in den Vor¬ 
dergrund rückt. (...) 

Bei einem Teil der Parteimitglieder ist 
angesichts der heutigen kritischen und 
selbstkritischen Aufarbeitung der sow¬ 
jetischen Geschichte durch die KPdSU 
der Eindruck entstanden, dass die Füh¬ 
rung der DKP in der Vergangenheit 
ein geschöntes Bild des Sozialismus 
gezeichnet und der Partei nicht die 
Wahrheit gesagt habe. Damit ist hier 
und da das Vertrauen gegenüber den 
Parteiführungen geschwächt worden. 
Die Festigung dieses Vertrauens ist eine 
unverzichtbare Voraussetzung für das 
einheitliche Handeln der Partei. (...) 
Es kommt darauf an, noch stärker die 
Diskussion in der Partei zu entwickeln, 
mehr Genossinnen und Genossen in die 
Erarbeitung der Politik einzubeziehen, 
sie durchschaubarer zu machen und zu¬ 
gleich noch entschiedener um die Um¬ 
setzung der gefassten Beschlüsse zu 
kämpfen. Die erfolgreiche Entwicklung 
der DKP verlangt die weitere Entfal¬ 
tung der innerparteilichen Demokratie 
und die Festigung der auf das zentrali¬ 
sierte Handeln der Partei gerichteten 
Organisationsprinzipien. 

Einige der genannten Probleme sind 
von bundesdeutscher Spezifik, ande¬ 
re von allgemeiner Bedeutung für die 
kommunistische Bewegung in den ent¬ 
wickelten kapitalistischen Ländern. Die 
Folgen dieser Probleme sind allerdings 
in den einzelnen Ländern sehr unter¬ 
schiedlich. Haben sie hier, und da bis 
zur Spaltung der kommunistischen Par¬ 
teien geführt, so haben sich die Parteien 
anderswo trotz gleicher objektiver Be¬ 
dingungen sehr stabil entwickelt. Auch 
in den Bezirken und Kreisen der DKP 
sind die Wirkungen dieser neuen Prob¬ 
leme sehr unterschiedlich. Das verweist 
uns auf die Bedeutung des subjektiven 
Faktors, auf die Qualität und Stabilität 
der Führungen und ihre Fähigkeit, sich 
in überzeugender ideologischer Arbeit 
den neuen Problemen zu stellen. 

★ Siehe Josef Schleifstein, Lenins Auffassung der 
Parteiorganisation, Reprint der Artikel von 1990/91 
aus den Marxistischen Blättern zu „Lenins Auffas¬ 
sung der Parteiorganisation als geschichtliches 
Problem“, Neue Impulse Verlag, Essen 2012 

Unsere Fragen an 
die „Kontrahenten“: 

★ Was ist der konkrete Platz der DKP 
als kommunistischer Partei in den heu¬ 
tigen Auseinandersetzungen? 

★ Was sind die objektiven Bedingun¬ 
gen unseres Kampfes? Inwieweit ha¬ 
ben sie sich im letzten Vierteljahrhun¬ 
dert verändert? Welchen Einfluss ha¬ 
ben diese objektiven Bedingungen auf 
unsere Partei? 

★ Spielt für die Partei - und inwie¬ 
weit - die Niederlage des Sozialismus 
und der Arbeiterbewegung von 1989/90 
heute noch eine Rolle? - Was ihre inne¬ 
re Verfasstheit betrifft, aber auch ihre 
Wirkungsmöglichkeiten? 

★ Worum geht es tatsächlich bei dem 
Streit, ob wir eine marxistisch-leninis¬ 
tische Partei sind? In unserem Partei¬ 
programm heißt es: „Die DKP grün¬ 
det ihre Weltanschauung, Politik und 
ihr Organisationsverständnis auf den 
wissenschaftlichen Sozialismus, der 
von Marx, Engels und Lenin begrün¬ 
det wurde und ständig weiterentwickelt 
werden muss, damit er nicht hinter den 
Realitäten zurückbleibt. Sie kämpft für 
die freie Verbreitung des Marxismus- 
Leninismus.“ Uns ist allen bewusst, dass 
mit dem Begriff „Marxismus-Leninis¬ 
mus“ in der Vergangenheit großartige 
und bleibende Erkenntnisse verbun¬ 
den waren - aber andererseits eben 
auch Voluntarismus und Dogmatismus, 
Verfälschung der Ideen von Marx, En¬ 
gels, Lenin. 

★ Was nehmen wir mit aus unserer 
Geschichte? Müssten wir aus deiner/ 
eurer Sicht Korrekturen vornehmen? 

★ Wie muss die DKP sich im Sin¬ 
ne des Parteiprogramms künftig ent¬ 
wickeln, um als kommunistische Partei, 
als Partei des wissenschaftlichen Sozi¬ 
alismus den heutigen Herausforderun¬ 
gen gerecht zu werden? 





Robert Steigerwald, Willi Gerns und Herbert Mies auf der Bildungspolitischen Konferenz der DKP, Bochum 1984. 
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Am 18.6.12 verstarb unsere Genossin 



Ingrid Lange-Sari 

im Alter von 61 Jahren. 


Die „kleine“ Ingrid packte unermüdlich an bei Infoständen, 
beim Flugblattverteilen, bei der Partei und beim Düsseldor¬ 
fer Friedensforum, bis ihre schwere Krankheit langsam die 
Oberhand gewann. 

Sie wird uns überall fehlen. 


DKP Flingern/Bilk/Altstadt-Mitte 
DKP Düsseldorf 
Düsseldorfer Friedensforum 
VVN-BdA Düsseldorf 


„ Das Leben will , dass du am Leben lernst.“ 

LINA HAAG 

- 1907 bis 2012 - 
ist am 18. Juni gestorben. 

Aus einer Arbeiterfamilie in Schwäbisch-Gmünd stammend, 
hat sie früh den Weg in den Kommunistischen Jugendverband 
und die KPD gefunden. Dort lernte sie auch ihren Mann, den 
Tischler Alfred Haag, kennen, mit dem sie dem Elend der 
späten 20er Jahre nach Argentinien entfliehen wollte. Aber 
Alfred wird kommunistischer Gemeinderat und Landtagsab¬ 
geordneter - und so bleiben sie in Deutschland. 

Gleich 1933 wird Fred verhaftet, drei Wochen später auch 
Lina von der kleinen Tochter Käthe weggerissen und vier¬ 
einhalb Jahre durch Gefängnisse und das KZ Lichtenburg 
geschleift. Als sie 1938 überraschend entlassen wird, setzt sie 
sich unermüdlich für die Freilassung ihres Mannes ein, was 
ihr - dank interner Machtquerelen - nach einer Audienz beim 
SS-Führer H. Himmler auch gelingt. Aber Fred wird trotz 
„Wehrunwürdigkeit“ sofort an die Ostfront geschickt. 

Erst in Berlin, dann in Garmisch beschreibt Lina heimlich 
in ihrem Buch „Nur eine Handvoll Staub“ diese furchtbare 
Zeit - ein Buch, das nach dem Krieg in mehrere Sprachen 
übersetzt und in hohen Auflagen verlegt wird. Die Einnah¬ 
men spendet Lina, die nun Landesvorsitzende der VVN-BdA 
Bayern ist und im Vorstand des internationalen Dachau-Ko¬ 
mitees mitarbeitet. 

Nach Alfreds Tod 1982 war ihre Haupttätigkeit bis ins hohe 
Alter Gespräche mit Schulklassen und Leserinnen und Le¬ 
sern ihres Buches. 

Mit Lina ist jemand von uns gegangen, der sein ganzes Leben 
der Befreiung der Menschen von Krieg, Unterdrückung, Aus¬ 
beutung und Zwängen durch andere gewidmet war. 

Wir sind ärmer geworden. 

DKP-Bezirksvorstand Südbayern , 

DKP- Kreisvorstand München und alle , die sie kannten. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


AUSWEGE AUS OER KRISE 
AKTUELLE ANFORDERUNGEN AN 
DIE KOMMUNISTISCHE PARTEI 

QRAMSCI GEGEN LENIN ? 

Vortrag und Diskussion mit Dr. Hans-Peter Brenner, 

Mitglied des Parteivorstands der DKP 

Samstag, 14.Juli 2012,13.00 Uhr 
Linkes Zentrum Lilo Herrmann, 

Böblinger Str. 105, 70199 Stuttgart 
Eine Veranstaltung der DKP Stuttgart und 
DKP Baden-Württemberg 
Web: www.dkp-bw.de Mail: info@dkp-bw.de| 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Graf sc hat! 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us prcspekt 
anfordern 


r 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotel bereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbuffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. • VP. 22,-Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof4ieimes.de * www.gasthof-lieinies.de 


60 Jahre - und kein bisschen leise ! 

Unserem Genossen Kreisvorsitzenden 

Klaus Seibert 

gratulieren wir zu seinem Geburtstag ganz herzlich. 

Sein Leben ist bestimmt durch einen überaus aktiven Einsatz für die Interessen der 
arbeitenden und lernenden Menschen. 

Schon seit frühester Jugend war und ist Klaus in der Gewerkschaft aktiv, als Jugend¬ 
vertreter, Delegierter im Ortskartell und als Betriebsrat. Gegen Kriegsvorbereitung, 
Neofaschismus und im Stadtparlament ist er unermüdlich bis heute aktiv und ermutigt 
Menschen, sich für Ihre Rechte und für soziale Errungenschaften einzusetzen. 

Lieber Klaus, wir wünschen Dir, dass Du noch viele Jahrzehnte Deine Muskeln 
spielen lässt und mit uns gemeinsam den beharrlichen Kampf für unsere marxistische 
Weltanschauung, für den Sozialismus fortsetzt. 

Gesundheit, viel Glück und Wohlergehen wünschen Dir und Deiner Lamilie, 
Deine Genossen der DKP-Main-Kinzig, Lreunde und Kollegen. 

Andrea, Angelika, Birgit, Bune, Carla, Clara, Conny, DGB Maintal, Eberhard, Elke, Ellen, Emil, Eri, 
Erich, Falk, Gaby, Gerd, Gerhard, Günter, Heinz, Henny, Jürgen, Karl-Heinz, Kätha, Käthe, Klara, Lars, 
Maike, Martin, Nathalie, Nele, Renate, Richard, Robert, Sigi, Sigrid, Stefan, Stephan, Wolfgang 


Vollsitzung der Internationalen Kommission der DKP 
am Sonntag, den 8. Juli 2012, um 11.15 Uhr 
in der Geschäftsstelle des Parteivorstandes, 
Hoffnungstraße 18,45172 Essen 

Tagesordnung: 

★ Zur Entwicklung der Europäischen Linkspartei und zur Tätigkeit 
der DKP-Vertreter in der EL 

Referenten: Bettina Jürgensen und Leo Mayer 

★ Termine und Verschiedenes 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 



EntschLeunigung: 


Ruhe & Natur satt im Müritz-National- 
park, 2 Ft Wo je 2-3 Pers. ganzjährig in 
Krat?-cl>Lirg-tIr,jJizLn. Havel 6 c Havclsccn, 
Boot 6 ; Rad. Info; www. iriitOjggH.de oder 
0331/6707 % fAB) 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


Toskana, nah am Meer 

ww-taiijflj biohef.de 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen: 
Kindcipa-adies. 



An alle DKP-Gruppen 



Einzelpreis 2 ,- Euro 


Nicht nur aus Anlass seines To¬ 
destages am 24. Juli 1992 gibt 
der Neue Impulse Verlag diese 
Broschüre mit einem Beitrag von 
Jupp Schleifstein zu „Lenins 
Auffassung der Parteiorgani¬ 
sation als geschichtliches Pro* 
blem“ heraus, den er 1990/91 
für die Marxistischen Blätter ge¬ 
schrieben hatte. Ihn erneut zu le¬ 
sen löst zwar nicht alle Entwick- 
lungis- und Zukunftsprobleme der 
bundesdeutschen Kommunistin¬ 
nen, kann aber helfen, sich in hit¬ 
zigen aktuellen Debatten seiner 
Wurzeln zu vergewissern bzw. 
das eigene Erbe für die Zukunft 
nützbar zu machen. 



DKP-Gliederungen bezahlen bei einer Bestellung 
ab 10 Stück lediglich 1,- Euro pro Exemplar 



Neue Impulse Verlag 


HoffnungstraRe 18 - 45127 Essen - Tel. 0201-2 486 482 
www.neue-impulse-verlag.de - info@neue-impulse-verlag.de 



An alle DKP-Gruppen 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.ma rxistische-blaetter.de 


Mehr Demokratie wagen 
- mehr nicht ? 

Krise und Integrationskraft der parlamentarischen De¬ 
mokratie Ekkehard Lieberam | Die Krise und die Lage der 
Demokratie Hans Peter Brenner | Auf dem rechten Auge 
blind - Entscheidungsjahr 1932 Manfred Weißbecker 
Bourgeois, Citoyen, Demokrat Ludwig Elm | Uwe-Jens 
Heuer und die Demokratietheorie Herbert Münchow 
Die portugiesische KP und der Kampf um Demokratie 
Ana Raz 

Weitere Themen 

Iran und Syrien Henkern / Strutyniski I China: Nur ein 
Reform stau? Helmut Peters f Revolution steht noch aus 
Werner Ruf | Europa strategisch Georg Polikeit / Anton 
Latzo | Grass-Hinrichtung Klaus Wagener | Missachtung 
der UN-Charta Emst Wol | Leninismus bei Cramscl 
Palmiro Togliatti | Deutsche Russland politik Willi Ge ms 



Einzelheft: 123 5,9,50* 
Jahresabo: 48,ÜÖ€ 
Ermäßigt; 32 t OO€ 
Ältere I lefte schicken wir 
gerne auch kostenlos ru. 


Bestellung; Neue Impulse Verlag 
HoffnungsLr. 1® - 45127 tssen 
Tel t 0201-24 86 4-8 2 * Fax: 0201-24 86 48 4 
E-Ma iII. i nto# neue-l m p ulse-verlag.de 


I NEUE IMPULSE VERLAG 


Carlis Bienenhonig 

HoHtj. habt ihr 

f 

Früh- oder Sommertracht 

£fHan mcFiKn Hong 

1» rP probiert? 

Vi? i i -V 

500 g für 5 Euro , 


250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton portofrei. * , 
Wir liefern auch handgefertigte J 

Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 1 

Ä 

■ 'fei 

7 

Imkerei Trauth, 02 241/97311 j 
comatra@web.de 

/ r\x 


TOSKANA UND CHIANTI GENIESSEN 

FeWo für 2 bis 4 Pers., ruhige Lage - Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 

www.chiantihousefi.altervista.org; Tel.: 09727-5716 


Toskana - Nähe Meer 

Kleiner Öko-Hof sucht netten Haussitter 

0039 0566 81 478 (rufe zurück) 
www.toscana-biohof.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, ww.ferien-im-lotsenhaus.de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 


Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


jungeWelt -Ostseetour 24.-29. Juni 2012 

Die iW-Crcw erwartet Sie! 


Kommen Sie zu den Anlegeorten der »Albin Köbis« 
in Kiel, Heiligenhafen, Lübeck, Wismar, Warnemün¬ 
de und Rostock. Treffen Sie die jW-Crew zu Ge¬ 
sprächen und bestaunen Sie die Gaffelketsch. Unser 
Landteam bereist die einzelnen Anlegeorte der Al¬ 
bin Köbis ebenfalls und ist schon vor deren Ankunft 
an zentralen Punkten der einzelnen Städte präsent. 



Sonntag | 24.6. | Kiel | ab 13 Uhr 

Klarmachen zur Ostseetour 

Montag | 25.6. | Heiligenhafen | 
20 Uhr 

Ankunft »Albin Köbis« 


Donnerstag | 28.6. | Warnemünde | 
17 Uhr 

Ankunft »Albin Köbis«, Alter Strom 

Freitag | 29.6. | Rostock | 14 Uhr 

Ankunft »Albin Köbis«, Stadthafen 


Dienstag | 26.6. | Lübeck | 17 Uhr 

Ankunft »Albin Köbis«, Museumshafen 

Mittwoch | 27.6. | Wismar | 17 Uhr 

Ankunft »Albin Köbis«, Alter Hafen 


Rostock | 18 Uhr 

Lesertreffen mit Arnold Schölzel 
(/W-Chefredakteur), Stefan Huth (jW - 
Ressort Thema) und der Schiffscrew, 
»Hemingway«, Faule Str. 13, Ecke am 
Strande 

Änderungen Vorbehalten! 

W 
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Leserforum / Termine / Impressum 


„Artikel mit revisionistischer 
Zielrichtung“ 

Betr.: EU 27 - Die Schulden-Union, 
UZ vom 25.5., S. 9 

Das theoretische Niveau und die Aus¬ 
richtung der UZ an der Lehre des wis¬ 
senschaftlichen Sozialismus von Marx, 
Engels und Lenin (um den Begriff 
Marxismus-Leninismus zu vermeiden) 
sinkt unter alle akzeptablen Grenzen. 
Das betrifft unter anderem die Äuße¬ 
rungen aus dem oder zum isw. Beson¬ 
ders der Bericht zum isw-Report 88 in 
der UZ vom 4. Mai ist ein bislang kaum 
vorstellbarer Tiefpunkt marxistischer 
Wissenschaftlichkeit und kommunis¬ 
tischem Journalismus: Abgesehen von 
einiger Sprachverwirrung und wenig 
nützlichen statistischen Zahlenspiele¬ 
reien eine ganze UZ-Seite voll Lamen¬ 
to über die ungerechte Verteilung von 
Reichtum und Einkommen in der Welt, 
und das trotz wachsenden Reichtums. 
Eine trostlos banale Erkenntnis, die 
man niemandem beweisen muss, weil 
sie eh jeder hat, selbst die Superreichen. 
(...) 

Nicht viel besser ist der Artikel von Fred 
Schmid (isw) in der UZ vom 25. Mai. 
Die Darstellung der Zahlen über die 
Verschuldung und ihre rasante Zunah¬ 
me, die unterschiedlichen Zinsbelastun¬ 
gen und die Aussage, dass Schulden bei 
den einen (Öffentlichkeit) immer der 
Ausdruck von Vermögen bei den ande¬ 
ren (superreichen Privateigentümern) 
sind, und dass diese immens angewach¬ 
senen privaten Kapitalvermögen auch 
immer einen Anspruch auf Profit dar¬ 
stellen und somit das Problem immer 
weiter verschärfen - das alles ist ja o.k. 
Nur bei den Schlussfolgerungen wird es 
wieder zahm, sozialdemokratisch, ka¬ 
pitalismusverträglich und systemkom¬ 
patibel. (...) Das sind weder Betrach¬ 
tungen von Marxisten noch der origi¬ 
näre kommunistische Standpunkt, wie 
ihn Wolfgang Teuber an sich zu Recht 
einfordert, aber als UZ-Chefredakteur 
nicht erfüllt (...). 

Damit wir nicht falsch verstanden wer¬ 
den: Das ist das gute Recht des isw, es 
ist ja kein Parteiinstitut, und es wäre 
an sich ja nicht weiter schlimm, wenn 
es nicht in der UZ kritiklos verbreitet 
würde. Aber solche Positionen sind mit 
einer kommunistischen Partei, mit un¬ 
serer DKP nicht vereinbar, und haben 
daher in unserem Zentralorgan nichts 
verloren. Leider zieht sich eine Kette 
ähnlich desorientierender Artikel mit 
revisionistischer Zielrichtung schon 
seit einiger Zeit zunehmend durch die 
UZ. Wir müssen leider feststellen, dass 
weder die Redaktion der UZ noch das 
Sekretariat bzw. der Parteivorstand 
seinen Aufgaben, hier für eine klare 
marxistische Linie zu sorgen, gerecht 
werden. Ein Zentralorgan ist für eine 
kommunistische Partei zwingend erfor¬ 
derlich, und nur aus dieser Einsicht und 
Disziplin heraus habe ich die UZ noch 
nicht abbestellt, aber diese Ausrichtung 


schwächt unsere Partei und erschwert 
es zunehmend, mit der UZ noch poli¬ 
tisch zu arbeiten. Dies muss dringend 
geändert werden. Spätestens auf dem 
Parteitag. 

Thomas Mehner ; Krefeld 

Sozialdemokratismus 

Betr.: „Was soll die Linke tun?“, 

UZ vom 1.6„ Seite 1 

In dem Artikel heißt es über die Par¬ 
tei „Die Linke“ wörtlich: „Nötig ist 
die Besinnung auf die eigenen Zie¬ 
le und Möglichkeiten (...) ohne dass 
die Identität als nichtsozialdemokrati¬ 
sche Partei aufgegeben wird“. Ich fra¬ 
ge mich: Seit wann ist die Partei „Die 
Linke“ eine nichtsozialdemokratische 
Partei? Ihr Ziel ist der demokratische 
Sozialismus - ein Begriff, der aus dem 
SPD-Parteiprogramm übernommen 
wurde. Demokratischer Sozialismus ist 
(!) Sozialdemokratismus! Bereits Fried¬ 
rich Engels schreibt in den Grundsätzen 
des Kommunismus über die „demokra¬ 
tischen Sozialisten“: diese wollen Re¬ 
formen, „aber nicht als Übergangsmit¬ 
tel zum Kommunismus, sondern als 
Maßregeln, welche hinreichend sind, 
um das Elend aufzuheben und die Übel 
der jetzigen Gesellschaft verschwinden 
zu machen“. Genau dies ist das klassi¬ 
sche Programm der Sozialdemokratie: 
das Leben in Ausbeutung durch Refor¬ 
men und Maßregeln verbessern - eine 
Art Kapitalismus mit sozialem Antlitz. 
Mehr verbirgt sich hinter dem Begriff 
„demokratischer Sozialismus“ nicht. 
Die Partei „Die Linke“ ist das, was die 
SPD vorgibt zu sein: eine sozialdemo¬ 
kratische Partei. 

Jens Kany , per E-Mail 

Sachliche und helfende Kritik 

Betr.: „Was soll die Linke tun?, 

UZ vom 1.6„ Seite 1 

Aus Suhl sende ich Euch wieder einmal 
brüderliche Kampfesgrüße. Mit großem 
Interesse verfolge ich in Eurer Zeitung 
die Diskussion um den revolutionären 
Theoretiker und Kämpfer für unsere 
sozialistische Sache Antonio Gramsci. 
Auch in unserem Stadtverband haben 
wir schon darüber diskutiert mit dem 
Schwerpunkt, was er uns heute zu be¬ 
deuten hat. Das Projizieren Gramscis in 
die heutige Zeit gibt viel Anregungen 
für die politische, ideologische, parla¬ 
mentarische und außerparlamentari¬ 
sche Arbeit. Ohne Zweifel. Aber er soll¬ 
te niemals gegen Lenin gestellt werden. 
Beide haben uns für den Kampf um ei¬ 
nen Systemwechsel in unserem Lande 
viel zu sagen. (...) 

Heute möchte ein paar Zeilen zu „Der 
Warnschuss von Göttingen“ schreiben. 
Ich freue mich immer über jedes posi¬ 
tive Wort in der UZ (worunter ich auch 
sachliche und helfende Kritik verstehe). 
Adi Reiher ist ein Glanzstück der po¬ 
litischen Journalistik gelungen. Sein 
kurzer Beitrag auf der Seite 1 der UZ 
vom 8.6. bedeutet eine glänzende Ein¬ 
schätzung des Göttinger Parteitages der 


Partei „Die Linke“. Als Mitglied dieser 
Partei gebe ich ihm meine volle Zustim¬ 
mung. Leider liegt das „neue deutsch- 
land“ als sozialistische Tageszeitung in 
meiner Wertung völlig daneben, wenn 
es im Leitartikel einen Tag nach Göttin¬ 
gen schreibt, dass der Parteitag die Wei¬ 
chen nicht gestellt hat. Reiher schreibt 
von Aufbruchstimmung. Nach meinem 
Verständnis ist es der Partei gelungen, 
in der existenziellen Krise noch recht¬ 
zeitig die Reißleine zu ziehen. Reiher 
schreibt von Politikfähigkeit, von Diszi¬ 
plin, nicht vergrätzt zu sein, von Ernst¬ 
haftigkeit und Rückbesinnung auf die 
Aufbruchstimmung. Jawohl! Nur so 
können wir aus der Talsohle heraus¬ 
kommen. (...) 

Hans Linke , Suhl 

Keine kommunistische 
Orientierung 

Betr.: „Was soll die Linke tun?, 

UZ vom 1.6., Seite 1 

Wie schön, dass wir in unserer Zeitung 
jetzt schon auf Seite 1 als Stichwortge¬ 
ber für die Partei „Die Linke“ fungie¬ 
ren. Die wird sich bei uns Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten sicherlich herz¬ 
lich dafür bedanken. 

Was wollt ihr damit eigentlich errei¬ 
chen? Eine Wende der Linkspartei zu 
einer fundierten sozialistischen Orien¬ 
tierung? steht für mich immer noch für 
„Deutsche Kommunistische Partei“ und 
nicht für „Deutsche Kungel-Partei mit 
der Partei ,Die Linke‘“. Punkt. 

Stephan Krützner ; Herdecke 

Regierungsbeteiligung schafft 
Illusionen 

Betr.: Stellungnahme und Grußworte 
an die KKE und Syriza, 

UZ vom 8. Juni, Seite 12 

Sollte die KKE unter der Führung von 
Syriza sich an einer Regierungsbildung 
beteiligen, würde das zunächst große 
Hoffnungen erwecken. Wenn sich dann 
herausstellt, dass eine derartige Regie¬ 
rung (in Europa) unter kapitalistischen 
Bedingungen keine sozialen Verbesse¬ 
rungen bringe - die im Fünf-Punkte- 
Plan der Syriza konterkariert sind - und 
an solchen Ansprüchen scheitern wird, 
dann folgt den Illusionen die Enttäu¬ 
schung. In der Folge würde die KKE ei¬ 
nen Teil ihrer Bedeutung verlieren und 
Spielräume der Faschisten würden er¬ 
weitert. Die Demagogie der Rechtsra¬ 
dikalen mit ihren sozialpolitischen For¬ 
derungen hätte ohne die Gegenkräfte 
der KKE fruchtbaren Boden gefunden. 
Im Übrigen: siehe andere einst bedeu¬ 
tende westeuropäische kommunistische 
Parteien, die wegen ihrer Regierungs¬ 
beteiligung bzw. ihres Strebens danach 
heute bedeutungslos geworden sind. 
Ich wünsche der KKE, die - entspre¬ 
chend dem Manifest der Kommunis¬ 
tischen Partei - die Eigentumsfrage in 
den Mittelpunkt stellt, viel Erfolg. 
Vielen Dank, dass in der UZ vom 
8. Juni die Positionen von Jürgensen/ 


Mayer denen von Köbele/Richter ge¬ 
genüber gestellt wurden. 

Michael Beltz , Gießen 

Die wahren Machtverhältnisse 

Betr.: Frankfurt, Blockupy-Proteste 

Vielen Dank für die emphatische Be¬ 
richterstattung zu den Blockupy-Pro- 
testen. Für mich als Bürger der neuen 
Bundesländer, die mittlerweile ziem¬ 
lich alt aussehen, hat sich das dreijähri¬ 
ge marxistisch-leninistische Grundstu¬ 
dium voll bewährt. (...) Danke, lieber 
Rechtsstaat BRD, dass du uns die wah¬ 
ren Machtverhältnisse so offen gezeigt 
hast. 

Norbert Meineck y Stendal 

„Junge Leute koennte das 
interessieren“ 

Betr.: Zu einigen Aspekten der 
Medien- und Öffentlichkeitsarbeit 
der DKP, UZ vom 25.5„ Seite 8 

Lieber Wolfgang, in deinem referat 
gehst du auf die rasante entwicklung 
ein, die mit web 2.0 verbunden ist. Als 
ein beispiel erwaehnst du crowdsour- 
cing. Du tippst die richtigen und im 
wahrsten sinne revolutionaeren dinge 
an. 

Ich konnte 2004 im rahmen einer kon- 
ferenz an einer fuehrung durch das 
CERN bei Genf teilnehmen. Danach 
war mir klar, warum gerade am CERN 
das web erfunden wurde: Es dient dazu, 
um weltweit die arbeiten am CERN 
wissenschaftlich und technisch vorzu¬ 
bereiten und die z.t. gigantischen appa- 
raturen zu produzieren und um die ex- 
perimente unter den beteiligten abzu¬ 
stimmen. Mit andern Worten: es ist ein 
instrument, um einen „gemeinschaft¬ 
lichen“ (Marx) plan einer bestimmten 
high-tech Produktion aufzustellen. 
Wenn nun die Proletarier aller laender 
sich in der gleichen weise daran mach¬ 
ten, die Produktion in einer „fluessigen 
demokratie“ (um dies modewort zu ge¬ 
brauchen) zu organisieren, so haetten 
sie die sozialistische revolution voll¬ 
bracht. Uupss! (...) 

Nun zur UZ. Es wird noch eine weile 
dauern, bis die Proletarier aller laen¬ 
der die Produktion wie angetippt or¬ 
ganisieren werden. Aber man koennte 
mal probieren, hin- und wieder ein teil 
der uz in dieser weise zu produzieren. 
Also nicht nur eine rede- oder schreib¬ 
schlacht ablaufen lassen und dann fil¬ 
tert die bestallte redaktion etwas fuer 
den druck heraus und layoutet das 
noch, sondern komplett in „crowdsour- 
cing“ oder „fluessiger demokratie“ ma¬ 
chen lassen. Am anfang koennte man 
das thema vorgeben, spaeter entwickelt 
das die „crowd“ selbst. Man koennte 
auch in dieser weise die form der in¬ 
ternet- und papier-uz entwickeln lassen. 
Junge leute koennte das interessieren. 

wolf goehringy bonn 


FR ★ 29 . JUNI 


Bremen: Friedenskundgebung der Ini¬ 
tiative „Nordbremer Bürger gegen den 
Krieg“. Sigi Schoenfeld (DKP Bremen- 
Nord) spricht über das Tanklager Farge. 
Gerhard-Rohlf-Straße/Breite Straße, 
17.00 Uhr. 


SA ★ 30 . JUNI 


Zeil/Main: Beginn des „Roten Sommer¬ 
treffen“ der DKP Oberfranken im Natur¬ 
freundehaus Zeil/Main. Beginn: Samstag 
14.00 Uhr. Infos unter dkp-oberfran- 
ken@web.de oder Tel. 0951/49600, 
0173/5822924. _ 

Hattingen: Gedenkveranstaltung der 
DKP Hattingen zur Erinnerung an Hu¬ 
bert Lubberich, am 30. 6.1932 von SA- 
Mitgliedern ermordet. Kommunalfriedhof 
Waldstraße, 11.00 Uhr. 

Altenhof: „Und der Zukunft zugewandt“, 
Veranstaltung der DKP Prenzlau/Templin 
mit Vertretern linker Zeitungen. „Palmen¬ 
cafe“, 10.00 Uhr. 

Bad Kreuznach: „Für ein umfassendes 
Streikrecht“, Info- und Diskussionsver¬ 
anstaltung des Gewerkschaftspolitischen 
Forums der DKP Rheinland-Pfalz, Refe¬ 
rent: Veit Wilhelmy. Wassersümpfchen 
23, Nähe DGB-Haus, 14.00 Uhr. 

Hechingen: „Rassismus und Faschis¬ 
mus im Alltag“. Veranstaltung der SDAJ 
bei „Use your summer“. Diskussion im 
Zelt Fürstengarten Hechingen, 18.00 Uhr. 

Leverkusen: Frauen-und-Männer-Semi- 
nar des Frauenarbeitskreises der DKP 
in der Karl-Liebknecht-Schule. 30.6. bis 
Sonntag, 1.7. 


SO ★ 1 . JULI 


Hamburg: Führung durch die neue, er¬ 
weiterte Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945. Lager 
Kowahl+Bruns, Wilhelm-Raabe-Weg 23, 
nahe S-Bahn Flughafen. Veranstalter: 
Willi-Bredel-Gesellschaft-Geschichts- 
werkstatt e.V. 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 3 . JULI 


München: Diskussion der DKP Neuhau¬ 
sen-Süd zum Zukunftspapier der SDAJ, 
Schwerpunkt Frieden. KommTreff, Holz¬ 
apfelstraße 3,19.00 


Ml ★ 4 . JULI 


München: Gruppenabend der Münche¬ 
ner Ost-Gruppen der DKP. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 5 . JULI 


Essen: Öffentliche Mitgliederversamm¬ 
lung der Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba e.V. Gaststätte Linker, Oberdorfstra¬ 
ße 34,18.00 Uhr. 


FR ★ 7 . JULI 


Krefeld: Infostand der DKP Linker 
Niederrhein mit Verteilung der neuen 
Stadtzeitung. Südwall/Neusser Straße, 
10.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom i 6 . bis 22. Juni 


Montag 

Nur um die Spitze des Eisberges dürf¬ 
te es sich bei der aktuellen Statistik der 
Bundes ärztekammer bezüglich von 
Behandlungsfehlem im Jahre 2011 
handeln. 11107 Patientenbeschwerden 
gingen bei den Ärztekammern ein. In 
2287Fällen kamen die Schlichtungsstel¬ 
len zu dem Ergebnis, dass die Patienten 
von Ärzten fehlerhaft behandelt oder 
schlecht über Risiken aufgeklärt wur¬ 
den. Im Vergleich zu 2010 ist die Zahl 
der Behandlungs fehler leicht gestiegen. 
Aufgeschlüsselt nach Fachbereichen 
waren Orthopäden und Unfallchirur¬ 
gen am häufigsten mit Beschwerden 
konfrontiert. Wir lassen jetzt einmal die 
Frage nach der Klassenmedizin beisei¬ 
te, in der bekanntlich der Privatpatient 
von vornherein bessere Chancen auf 
Heilung hat. 

Denn die Erhebung bestätigt einen 
alten Mediziner-Witz: „Am Anstoß¬ 
punkt eines Fußballfeldes steht ein 
Topf mit 20 000 Euro. An den vier 
Eckfahnen stehen je ein Radiologe, ein 
Chirurg, ein guter und ein schlechter 
Orthopäde. Wer auf Pfiff als erster bei 
den 20 000 Euro ist, darf sie behalten. 
Wer gewinnt? Auflösung: Radiologen 
rennen nicht für solche lächerlichen 
Summen. Der Chirurg hat nicht genau 
verstanden, worum es geht. Gute Or¬ 
thopäden gibt es nicht. Gewinner ist 
also der schlechte Orthopäde .“ 

Dienstag 

Alle diversen Sonntagsreden über den - 
unbestreibaren - Wert demokratischer 
Verhältnisse treten alle die in die Tonne, 
die sich nach dem Münchner Volksent¬ 
scheid zur dritten Startbahn mit ihren 
Relativierungen melden. 

Bayerns Finanzminister Markus Söder 
(CSU) will die dritte Startbahn trotz des 
Münchner Neins bauen. Wirtschaftsmi¬ 
nister Martin Zeil (FDP) dringt auf 
einen bayernweiten Volksentscheid. Mi¬ 
nisterpräsident Seehofer (CSU) versi¬ 
chert, das Votum aus der Landeshaupt¬ 
stadt zu akzeptieren, kündigt aber an, 
die Ausbau-Pläne trotz des ablehnen¬ 
den Bürgerentscheids weiterzuverfol¬ 
gen. Er will die nächste Landtagswahl 
zum Votum über die Startbahn machen. 
Ich empfehle den Herren stattdessen 
die Wahl einer neuen „ demokratischen “ 
Spielwiese; noch soll es in der Sahara, 
der Wüste Gobi oder am Südpol Platz 
ohne Ende geben - z-B. für Startbah¬ 


nen. Unter dem klaren Nachthimmel 
ist schon mancher demütig geworden. 
Eine ideale Schulung für lupenreine 
Demokraten. 

Mittwoch 

Friedensnobelpreisträger Elie Wiesel, 
Holocaust-Überlebender, gibt der Bu- 
dapester Regierung seinen Großkreuz- 
Verdienstorden zurück. Die Gründe 
sind erschreckend: Immer mehr unga¬ 
rische Orte tragen den Namen des Fa¬ 
schisten Horthy, ein Park in der Stadt 
Gyömrö wurde zu Ehren des Hitler- 
Verbündeten umbenannt, in einem 
Dorf wurde seine lebensgroße Statue 
errichtet, Texte rechtsextremer Autoren 
aus der Nazi-Zeit als Pflichtlektüre in 
den Schulunterricht eingeführt. Und 
dergleichen mehr. Das Auswärtige Amt 
schreibt: Die politischen Beziehungen 
zu Ungarn sind vertrauensvoll und 
problemfrei. 

Donnerstag 

„Die Forderung auf Einweisung in 
die Psychiatrie der Staatsanwaltschaft 
ist abzulehnen. Außerdem soll Anders 
Behring Breivik freigesprochen oder 
zu einer möglichst milden Strafe ver¬ 
urteilt werden “ Und: „ Wenn es Breivik 
darum gegangen wäre, so viele Men¬ 
schen wie möglich zu töten, wäre er zur 
Karl-Johans-Gate oder zum Bahnhof 
gefahren. Aber erfuhr nach Ut0ya, weil 
er ein politisches Ziel suchte.“ 

Zwei Sätze aus dem Plädoyer von Geir 
Lippestadt, dem Verteidiger des norwe¬ 
gischen Faschisten Breivik. Lippestadt 
behauptet außerdem, dass er von der 
Ideologie und den rechtsextremen An¬ 
sichten seines Mandanten angewidert 
sei. 

Und trotzdem will er ihn so schnell 
wie möglich wieder auf die Menschheit 
loslassen und entschuldigt seine Morde 
damit, dass er noch mehr hätte begehen 
können? Seinen „Antifaschismus“ ent¬ 
larvt Lippestadt, wenn er im Plädoyer 
sagt, Breiviks Taten seien politisch ge¬ 
wesen. Faschismus ist aber keine Mei¬ 
nung, sondern ein Verbrechen. 

Auch andere Anwälte haben schon Ver¬ 
brecher verteidigt. Aber ohne sich mit 
ihnen und ihren Verbrechen gemein zu 
machen. Im Falle Breivik hätte allein 
der Respekt vor den Toten und ihren 
Angehörigen dies erfordert. Eippestadt 
ist daran gescheitert oder es hat ihn 
nicht interessiert. 

Adi Reiher 


„Heldin aus Liebe“ 

Zum 100. Geburtstag von Lucie Aubrac 


Lucie Aubrac war die wohl bekann¬ 
teste Kämpferin der französischen 
Resistance. Vor 100 Jahren wurde sie 
im burgundischen Mäcon als Tochter 
der in einfachen Verhältnissen leben¬ 
den Winzerfamilie Bernard geboren. 
Vor etwas über 5 Jahren starb sie am 
14. März im Alter von 94 Jahren. Da¬ 
mals schrieb Cristina Fischer in dieser 
Zeitung: 

Lucie Aubrac, eigentlich Lucie Samuel 
geb. Bernard, war eine junge Lehre¬ 
rin, die der Kommunistischen Partei 
nahestand. Im Dezember 1939, nach 
Kriegsbeginn, heiratete sie ihre große 
Liebe, den jüdischen Ingenieur Ray¬ 
mond Samuel. Beide arbeiteten ab 
1941 in Lyon im Widerstand gegen die 
faschistische Besatzung. Aubrac war 
einer ihrer Tarnnamen. Raymond wur¬ 
de mehrmals verhaftet und schließlich 
von den Deutschen zum Tode verur¬ 
teilt. Seine Frau hatte großen Anteil an 
einer spektakulären Aktion im Okto¬ 
ber 1943, durch die er und seine Kame¬ 
raden befreit werden konnten. Danach 
wurden die beiden versteckt und im 
Februar 1944 mit ihrem kleinen Sohn 
nach London ausgeflogen. Ein paar 
Tage später brachte Lucie eine Toch¬ 
ter zur Welt. 

Nach dem Krieg war sie bis zu ih¬ 
rer Pensionierung als Lehrerin tätig. 
Zeitlebens stritt sie, die von einem 
ehemaligen Mitkämpfer „Madame 
Conscience“ (Gewissen) genannt wur¬ 
de, gegen Kolonialismus, Rassismus, 
soziale Ungerechtigkeit und für die 
Gleichberechtigung der Frauen. Sie 


hat immer den lange unterschätzten 
Anteil der Frauen an der Resistance 
hervorgehoben. 

Sie engagierte sich gegen die Koloni¬ 
alkriege in Algerien und Indochina, 
für die Unabhängigkeit Vietnams und 
war eine Weile Vizepräsidentin der 
Liga für Menschenrechte. Als 1983 
der Prozess gegen Klaus Barbie, den 
ehemaligen Gestapo-Chef von Lyon, 
genannt „der Schlächter“ begann, er¬ 
kannte Lucie Aubrac, dass sie seinen 
Lügen ihre Wahrheit entgegensetzen 
musste. Sie schrieb ihren autobiogra¬ 
phischen Bericht „Ils partiront dans 
l’ivresse“ (1984), der auf Deutsch 1996 
unter dem Titel „Heldin aus Liebe“ er¬ 
schienen ist. 

Und sie erwies sich dabei als begna¬ 
dete Autorin, die lebendig, fesselnd 
und emotional zu erzählen wusste. 
Die Verülmung des Bestsellers 1997 
hatte einen enormen Publikumserfolg 
in Frankreich. Die „Legende Aubrac“ 
war perfekt. Und wurde prompt in 
Frage gestellt. Der Historiker Gerard 
Chauvy zog 1997 in seinem Buch 
„Aubrac, Lyon 1943“ die Berichte 
der beiden in Zweifel und kam zu 
dem Schluss, Raymond habe mit der 
Gestapo zusammengearbeitet. Die 
Verdächtigten wehrten sich, gingen 
vor Gericht, klagten wegen Verleum¬ 
dung - und erhielten recht. 

Die leidenschaftliche Pädagogin Lucie 
Aubrac war unermüdlich als Zeitzeu¬ 
gin unterwegs, oft an Schulen und Uni¬ 
versitäten. Zuletzt fast erblindet, blieb 
sie bis zu ihrem Lebensende politisch 
aktiv. 



„Eine U-Bahn von Lemberg bis nach Auschwitz“ 

Mit deutschen „Fans“ unterwegs 


Florian Schubert war mit Deutsch¬ 
land-Fans unterwegs in der Ukraine. 
Dabei erlebte er einige Dinge, über die 
hierzulande kaum berichtet wird: Nati¬ 
onalismus, Nazi-Kult, Antisemitismus 
und Rassismus gehören offenbar noch 
immer zum unguten Ton bei Auswärts¬ 
spielen der Nationalmannschaft. Wir 
dokumentieren Auszüge seines Er¬ 
lebnisberichtes (vollständig auf: www. 
p ub likative. org): 


alles in der Welt!“ entgegen. Als ich an 
der mobilen deutschen Fanbotschaft 
ankomme, regt man sich dort gerade 
über den Hitlergruß zeigende Deutsch¬ 
landfans auf... Auf dem Markplatz, wo 
auch die Fanbotschaft steht, läuft jeden¬ 
falls ein Fan mit der Rückennummer 
„88“ auf einem Trikot herum. Die bei¬ 
den Ärmel werden jeweils von einem 
großen Eisernen Kreuz geziert. Drau¬ 
ßen vor einer Kneipe am Marktplatz 


Kaum etwas von diesen Erlebnissen 
taucht in der Berichterstattung über die 
Spiele der deutschen Nationalmann¬ 
schaft auf. Dabei müssen auch Journa¬ 
listen solche Beobachtungen gemacht 
haben. Erschreckend ist auch, dass sich 
scheinbar kaum einer der mitreisenden 
Deutschlandfans an den beschriebe¬ 
nen Gesängen, Äußerungen und Ver¬ 
haltensweisen stört. Und das in einer 
Stadt, in der während der Zeit des Na¬ 



Marktplatz Lemberg:Trikot „88“, Foto: Florian Schubert 


Vor der EM wurde zwar viel über 
das Rassismus- und Naziproblem in uk¬ 
rainischen Stadien berichtet, doch end¬ 
lich einmal, so schien es, sollten Diskri¬ 
minierung und Gewalt im Umfeld von 
Fußballspielen nicht mit deutschen 
Fans in Verbindung gebracht werden 
... Wie man mittlerweile weiß, ist dem 
leider nicht so: Die UEFA ermittelt 
gegen den DFB, weil deutsche Fans 
im Spiel gegen Dänemark durch „un¬ 
gebührliches Verhalten“ und „unange¬ 
brachte Sprechchöre“ aufgefallen sind. 
Beim Spiel wurde ein Banner mit der 
Fraktur-Aufschrift „Gott mit uns“ ge¬ 
zeigt - der Wahlspruch, der im Zweiten 
Weltkrieg auf den Gürtelschnallen der 
Wehrmachtssoldaten prangte ... 

Wer sich zu einem Spiel der deutschen 
Nationalmannschaft begibt, macht lei¬ 
der ähnliche Beobachtungen: Schon 
auf der Hinfahrt mit einem Bus aus 
Deutschland stimmten mitreisende 
Fans zum „Aufwärmen“ einen Gesang 
an, in dem die Zeile „Scheiß Parasi¬ 
ten, Hängt die Zigeuner von Schalke 
04“ vorkommt und stellen lauthals die 
Frage: „Wer hebt die Hand zum Deut¬ 
schen Gruß?“ ... 

Bereits am Abend des ersten Spiels der 
deutschen Nationalmannschaft gegen 
Portugal kommen mir deutsche Fans 
vor der großen Public-Viewing-Area 
mit „Deutschland, Deutschland über 


hat inmitten einer Gruppe jemand eine 
Pickelhaube auf. Ein „Scherzartikel“, 
der sich schon seit der WM 2006 großer 
Beliebtheit erfreut, hier in einer ehe¬ 
mals von deutschen Soldaten besetzten 
Stadt aber noch geschmackloser wirkt 
als sonst. Beim Einsteigen in die Busse 
Richtung Stadion kommt der nächste 
Fan im Deutschland-“88“-Look. 

Im Trolleybus auf dem Weg zum Sta¬ 
dion fällt mir ein Dresdner Fan mit 
„Elbflorenz“-Mütze auf, der ein T- 
Shirt trägt auf dem ein überdimen¬ 
sionierter Panzer mit Fußball abgebil¬ 
det ist. Dazu steht der Spruch „Euro¬ 
pameister 2012“. Dieses T-Shirt wird 
vom Versand „Sieg oder Spielabbruch“ 
vertrieben, welcher wiederum aus dem 
Umfeld der Hooligangruppe „Standar¬ 
te Bremen“ und der Band „Kategorie 
C“ kommt. Der Träger steht in einer 
Gruppe Dresdner Fans, die neben 
dem obligatorischen „Deutschland, 
Deutschland, Deutschland“ auch „Ha 
ho, he, Faschisten SGD“ brüllen und 
zur Melodie von „Jingle Beils“ „Be- 
siktas, Trabzonspor, Galatasaray, Fer- 
nebace Istanbul. Wir hassen die Tür¬ 
kei!“ singen. In einem anderen Bus soll 
sogar das „Auschwitz-Lied“, diesmal in 
der Fassung „Wir bauen eine U-Bahn 
von Lemberg bis nach Auschwitz“ ge¬ 
sungen worden sein, berichtet mir spä¬ 
ter ein Bremer Fan ... 


tionalsozialismus über eine halbe Mil¬ 
lion Menschen von den deutschen Be¬ 
satzern ermordet wurde - nahezu die 
gesamte jüdische Bevölkerung (über 
400 000 Männer, Frauen und Kinder), 
aber auch gut 140 000 russische Kriegs¬ 
gefangene. 


Der rote Kanal 


Che - Revolution, 

Arg/USA/E 2008 

Auf die Frage der Süddeutschen Zeitung, 
was Che Guevara, wohl von ihm gehalten 
hätte, von einem Filmemacher aus dem 
Herzen des Imperialismus, sagte Regisseur 
Steven Soderbergh: „Kein Zweifel - er hätte 
mich gehasst. Ich stehe doch für alles, was 
er bekämpft hat.“ 

Aber es gibt ja noch den Hauptdarsteller Be- 
nicio del Toro und der sagte der gleichen 
Zeitung: „Ein Held ist zunächst mal ein 
Mensch. Unser Ansatz war, Che als einen 
Menschen zu zeigen, der stets nach seinen 
Überzeugungen handelte.“ 

Mo., 2 . 7 ., 0 . 00 - 4.05 Uhr,ard 

Klassenkameraden, DDR 1984 

Kriminalpolizei-Hauptmann Hannes Berge¬ 
mann, den ein Fall in jene Stadt führt, in der 
er seine Jugend verbracht hat, hofft, seine 
damaligen Freunde Fred, Helmuth und Ri¬ 
chard wiederzusehen. Kaum ist Bergemann 
angekommen, wird ein Mord begangen. 
Di., 3 . 7 ., 23 . 55 - 1.25 Uhr,mdr 















